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Zur Motivation der Veranstalter
der Tagung „Standort Globus“

Es ist Zeit für einen neuen linken Dialog - die Gesellschaftspolitischen Foren schaffen den Raum dafür

Die Konferenzreihe "Gesellschaftspolitische Foren" ist ein Gemeinschaftsprojekt der Rosa-Luxemburg-Stiftung, WISSENtransfer, der Zeitschrift "Sozialismus", den Landesstiftungen der RLS sowie weiteren regionalen Partnern. Anliegen dieser Reihe ist es, VertreterInnen aus der Breite der linken Strömungen in der Diskussion zusammenzuführen, ihre jeweiligen Sichten herauszuarbeiten, Gemeinsamkeiten und Unterschiede auszuloten und Berührungspunkte für politisches Handeln zu 

entdecken. Über die bisherigen Foren und die dortigen Diskussionen informiert ein Reader, der unter http://www.rosalux.de/cms/fileadmin/rls_uploads/pdfs/Themen/wahl2005/foren_reader.pdf 

auf der Homepage der Rosa-Luxemburg-Stiftung herunter geladen werden kann.

Das Gesellschaftspolitische Forum "Standort Globus"

Ökologische und soziale Bewegung scheinen sich in den letzten Jahren etwas aus den Augen verloren zu haben. Erstere ist etabliert, ohne dass es zum ganz großen Durchbruch gekommen wäre. Die sichtbarsten Umweltprobleme vor Ort sind im Griff, ansonsten freut man sich über ein bisschen Ökosteuer hier und ein bisschen Emissionshandel da. Der Verkehrskollaps wird damit nicht verhindert und der des Weltklimas auch nicht. Viel Bewegung ist nicht mehr zu erkennen. Man gewöhnt sich an den ökologischen Ausnahmezustand. Letztere ist mehr in Bewegung, aber angesichts von Standortdebatten und Wettbewerbslogik noch mehr in der Defensive. Der Einzug der Linkspartei in den Bundestag und die Bindung der CDU/CSU an die SPD in der großen Koalition scheinen jedoch einen gewissen Wandel in der öffentlichen Debatte einzuleiten. Das Verständnis der Anliegen des jeweils Anderen scheint aber auf beiden Seiten nicht besonders ausgeprägt zu sein.

Linke Umweltpolitik macht allzu oft nach Konzernkritik und Anti-Atom-Bekenntnissen halt. Dass auch jedeR Einzelne zur Umweltzerstörung beiträgt wird meist ignoriert. Ein umfassender ökologischer Umbau der Industriegesellschaft wird nun von der WASG zwar gefordert. Diese Forderung scheint jedoch in der Linken personell nur recht schwach verankert zu sein und steht auch programmatisch eher isoliert da. Ein umfassendes Konzept wurde bisher nicht verabschiedet. Die Umwelt soll zwar geschützt, der Ressourcen- und Energieverbrauch vermindert werden, die Preise dafür aber möglichst sinken, damit sich jedeR ein spritfressendes Auto und eine schlecht isolierte Wohnung leisten kann. Dass die Folgen solch verfehlter Anreize oft auf die Schwächsten in den Entwicklungsländern und auf kommende Generationen abgewälzt werden, wird häufig ignoriert. Dabei ist die ökologische Frage eine der größten, wenn nicht die größte soziale Frage.

Andererseits haben Grüne und Umweltverbände die soziale Komponente gesellschaftlichen Wandels allzu oft aus den Augen verloren. Sie konzentrieren sich auf die ökologischen Aspekte nachhaltiger Entwicklung. Zwar wollten sie in den letzten Jahren die soziale Marktwirtschaft zur ökologisch-sozialen Marktwirtschaft weiterentwickeln, sie haben aber zugesehen oder sogar mitgewirkt, wie die soziale Marktwirtschaft nach und nach zerschlagen wurde und wird. Man fühlt sich zwar „irgendwie noch links“, die Phrasen aus den Führungsetagen deutscher Großkonzerne über die mangelnde Wettbewerbsfähigkeit der Bundesrepublik aufgrund des ausufernden Sozialstaates und zu hoher Steuern, über demographischen Wandel und Staatsverschuldung als Problem der Generationengerechtigkeit werden aber weitgehend unreflektiert nachgebetet. Die Entsolidarisierung der Gesellschaft durch die Demontage des Sozialstaates sowie umfassende Steuersenkungen für Reiche und Unternehmen werden einfach mitgetragen.

Um in Zeiten einer zunehmenden Ökonomisierung der Gesellschaft, gesellschaftliche Akzeptanz für ökologische Ziele zu erreichen, wurden ökonomische Vorteile auch bei ökologischen Forderungen meist in den Vordergrund gestellt. Dass es auch Konflikte zwischen Ökologie und Ökonomie, zumal zwischen einzelnen Konzernen und ökologischem Wandel gibt, geriet in Vergessenheit, soziale Aspekte und weitreichende ökologische Forderungen wurden verdrängt oder weichgespült. Kritik an Sozialabbau und Umverteilung von unten nach oben werden gar als rückwärtsgewandt und ewig-gestrig abgetan. Menschen sind aber nur für umweltpolitische Reformen zu gewinnen, wenn sie sozial abgesichert sind, nicht wenn sie um ihre Existenz fürchten.

Wer eine von beiden Aspekten vernachlässigt - sei es den ökologischen, oder sei es den sozialen - fördert nur die, denen beides egal ist. 

Die Veranstalter der Tagung „Standort Globus“ möchten einen Beitrag dazu leisten, soziale und ökologische Bewegungen einander näher zu bringen und für ihre jeweiligen Anliegen zu sensibilisieren.
Der vorliegende Reader soll allen Tagungsteilnehmern die Möglichkeit eröffnen, sich auf das Tagungsthema einzustimmen. Weil solch eine Tagung eben nicht nur von den Referenten, sondern auch von einem informierten und lebhaften Publikum lebt, wollen wir den Teilnehmern mit diesem Reader erste inhaltliche Überlegungen darlegen. Die Beiträge dieser Textsammlung sind in der Reihenfolge des Tagungsprogramms angeordnet. Meist sind es kleine Abhandlungen der Referenten selbst. Zudem wollen wir mit Literaturvorschlägen und Internet-Verweisen für diejenigen genügend Lesestoff empfehlen, die sich einem Thema intensiver widmen möchten.
Vielleicht erweckt der Reader beim Lesen Vorfreude auf eine Tagung, die nicht nur durch kundige Referentinnen und Referenten, sondern auch durch ein breites und brisantes Themenspektrum Debatten zu unterstützen vermag, die das gesellschaftliche Leben der kommenden Jahrzehnte begleiten werden.
Das Heidelberger Umweltforum, die Rosa-Luxemburg-Stiftung, WISSENtransfer, die Zeitschrift "Sozialismus", das Rosa-Luxemburg—Forum Baden-Württemberg und die attac-Hochschulgruppe Heidelberg freuen sich auf die Tagung „Standort Globus“. Als Veranstalter hegen wir die Hoffnung, dass diese Tagung fruchtbare Impulse für eine linke Politik entwickelt, die nicht vor dem neoliberalen Zeitgeist auf die Knie gehen will. 
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Aufstieg und Niedergang des fossilen Energieregimes
Oder: Die Ökologie der globalen Ökonomie
(von Prof. Dr. Elmar Altvater)
1. Einleitung( 
Es ist in einem kleinen Artikel nicht möglich, auch nur die wichtigsten Fragen der Veränderungen des gesellschaftlichen Naturverhältnisses im Zuge der Globalisierung des vergangenen halben Jahrhunderts zu diskutieren. Gesellschaftliche Interessenslagen und ökonomische „Sachzwänge“, technische Standards, Produktionsbedingungen und kulturell verankerte Konsummuster wären zu reflektieren, deren praktische Befolgung im Alltagsleben der Menschen in allen Weltregionen, in den Industrieländern ebenso wie in den weniger entwickelten Ländern Naturzerstörung zum Ergebnis hat. Berichte der internationalen Institutionen, von der Weltbank über die OECD bis zum UNEP, oder die Analysen von Nicht-Regierungsorganisationen und von kritischen „think tanks“ (wie des World Watch-Institutes etc.) sind voll von Beispielen, die an dieser Stelle noch nicht einmal teileise wiedergegeben werden können. Eine Zuspitzung und Eingrenzung ist daher notwendig. Im Zentrum der folgenden Betrachtung steht das Energieregime, das als „fossilistisch“ bezeichnet werden kann, weil der Produktion und Reproduktion moderner Gesellschaften wesentlich von der Nutzung der fossilen Energieträger bestimmt und von ihnen abhängig ist. Der Aufstieg dieses Regimes, die damit verbundenen sozialen Konsequenzen und sein Niedergang, dessen Zeitzeugen wir sind – manchmal ohne es zu wissen – sind im Folgenden das Thema. Daran schließt sich die alles entscheidende Frage nach den Alternativen zur manchmal „mineralisch“, manchmal „fossilistisch“ genannten Wirtschaft an. Die Debatte steht am Anfang, obwohl das Zeitfenster, in dem ein Umsteuern in Richtung eines solaren Energieregimes, das auf der Nutzung der Strahlenenergie der Sonne beruht, in wenigen Jahrzehnten wieder geschlossen werden könnte (Sawin 2003:179).
2. Fossile Energien – das ideale Treibmittel kapitalistischer Akkumulation 

(1) Die Prinzipien des Weltsystems: Beschleunigung, Expansion und Inwertsetzung 

Unter Globalisierung wird im Allgemeinen die Ausdehnung von Märkten zur Weltwirtschaft verstanden. Viele Historiker sehen einen qualitativen Sprung im „langen 16. Jahrhundert“ von der „Entdeckung“ und Eroberung Amerikas nach 1492 bis zum Westfälischen Frieden von 1648, als das moderne internationale System der Nationalstaaten in Münster und Osnabrück verabredet wurde (z.B. Braudel 1986). Das kapitalistische Weltsystem ist außerordentlich dynamisch. Es expandiert im Raum, die Arbeitsteilung wird intensiviert und vertieft, und alle Prozesse unterliegen dem Prinzip der Beschleunigung in der Zeit. Die neuen Techniken, die in der beginnenden (europäischen) Neuzeit entwickelt und in die Wirklichkeit umgesetzt werden, machen die radikale Umwandlung des Raum- und Zeitregimes seit der Neuzeit möglich. Sie basieren auf wissenschaftlichen Erkenntnissen aus dem Zeitalter des Rationalismus, das aber im manchmal „finster“ genannten „Mittelalter“ vorbereitet wird. Es handelt sich um die Buchdruckerei und das Schießpulver, die Nautik mit Kompass und Sextanten, die schnelle und wendige Karavelle und die Seekarten, das Geschirr der Pferde und die Postkutsche beim Transport zu Lande, Wechsel und Scheck im Geldverkehr. Diese Neuerungen und viele andere mehr sind die Medien der frühen Expansion und Beschleunigung. Auch im weiteren Verlauf der Entwicklung werden die Transport- und Kommunikationsmittel ständig verbessert. Raum und Zeit werden komprimiert, wie Marx bereits bemerkte: „Gleichzeitig mit der Entwicklung der Transportmittel wird… die Geschwindigkeit der Raumbewegung beschleunigt und damit die räumliche Entfernung zeitlich verkürzt“ (MEW 24: 253). Der Raum wird durch die Zeit vernichtet (Vgl. auch Harvey 1997). 

Beschleunigung wird zum Prinzip im Transport, aber auch in der Produktion. Dies ist nur ein anderer Ausdruck für die Steigerung der Produktivität der Arbeit: Mehr Produkte in der gleichen Zeiteinheit oder die gleiche Menge von Produkten in geringerer, komprimierter (Arbeits)zeit. Die unterschiedlichen, weil kulturell bedingten Zeitrhythmen werden durch industrielle Rhythmen überlagert und verdrängt. „Time is money“ heißt es, und wenn die qualitativen Unterschiede von Zeitregimen verschwinden, kann sich ein globales Zeitregime ausbreiten. 

Karl Polanyi (1978) hat gezeigt, dass sich die Marktwirtschaft aus den gesellschaftlichen Beziehungen löst und mit ihrer Logik der „Kommodifizierung“ alle Welt in Ware zu verwandeln tendiert, mit deren Handel ein Profit erzielt werden soll. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Kommodifizierung auch zur Herausbildung von Arbeitsmärkten und Grundstücksmärkten führt (eine historisch spätere Entwicklung als die der Gütermärkte, die es seit tausenden von Jahren gibt). Polanyi nennt dies einen Prozess der „Entbettung“ der Ökonomie aus der Gesellschaft. Die Folgen sind fatal. Es kommt zu einer Übernutzung von Arbeitskraft und Natur, die so weit gehen kann, dass die von William Petty (1623 -1687) so genannten (und von Marx zitierten) Springquellen allen Reichtums zerstört werden. Zunächst kommt mit der Entwicklung des industriellen Kapitalismus an der Wende vom 18. zum 19. Jahrhundert die „soziale Frage“ bzw. die „Arbeiterfrage“ auf, die auch im Zentrum der zeitgenössischen sozialkritischen wissenschaftlichen Analysen und der Literatur steht. 

Doch die „Naturfrage“ wird immer dringlicher. Denn die Möglichkeiten der Beschleunigung erlauben die Okkupation aller Räume und deren weitgehende Erschließung. Sie werden der kapitalistischen Inwertsetzung überantwortet. Im Verlauf des 19.Jahrhunderts werden die letzten „weißen Flecken“ kolonisiert und in die europäisch dominierten Imperien eingeordnet. Doch die Expansion in den Raum ist nicht beendet, als die kontinentalen Flächen in Besitz genommen und in Wert gesetzt worden sind. Die Meeresböden, die Arktis und Antarktis, die Gletscherwelt der Hochgebirge, die tropischen Regenwälder, das erdnahe Weltall, die molekularen Nanoräume der Gene werden erschlossen, in Wert gesetzt und die Wert in Handelsware und Geld verwandelt. Inwertsetzung ist ein Prozess der Verwandlung von (zumeist öffentlichen, also allgemein zugänglichen) Gütern in private Waren. Daher ist es auch möglich, jene Räume der Allmende (ejido), der Gesundheitsversorgung oder der Bildung zu privatisieren (zum Thema der Entbettung und der Inwertsetzung vgl. Altvater/ Mahnkopf 2002, zweites und drittes Kapitel), die traditionell öffentliche oder Gemeinschaftsgüter gewesen sind. 

Doch nicht alles lässt sich in Wert setzen. Vieles ist für ökonomische Interessen wertlos. Was wertlos ist, kann auch vernichtet werden. Daher meinen manche Ökologen, dass ein bewirtschafteter Wald besser geschützt sei als ein „wertloser“ Wald. Jedoch ist dies eine Illusion. Denn es wird nicht der Wald sondern dessen Inwertsetzung geschützt. Diese wird von Entscheidungen bestimmt, die sich an den erzielbaren Renditen auf globalisierten Märkten orientieren, und nicht an den Naturgegebenheiten des Biotops. 

Die Entbettung der Ökonomie aus der Gesellschaft wirkt, wie wir gesehen haben, auf die Natur und Gesellschaft zurück, indem Zeit-Räume verdichtet werden. Die modernen Techniken, Folge der Durchrationalisierung der Welt, dienen als ein Vehikel. Die soziale Organisation des Kapitalismus macht dies möglich, auch indem das Geld in Kapital verwandelt wird. Schon Aristoteles und Augustinus wussten, dass Geld mit seinem Zinsmechanismus ein Motor der Beschleunigung ist und Zeit vernichtet.

(2) Die industriell-fossilistische Revolution 

Doch diese wäre nicht gelungen, wenn nicht gegen Ende des 18. Jahrhunderts ein Wandel des Energieregimes von den biotischen zu den fossilen Energieträgern stattgefunden hätte. Die Dampfmaschine machte es möglich, die fossilen Energieträger in Arbeit zu übersetzen und so die Potenzen der lebendigen Arbeit zu vervielfältigen. Jeder lebendige Arbeiter erhält nun hunderte von „Energiesklaven“ oder „Pferdestärken“ zugeordnet. Der Reichtum an fossilen Energiereserven wird in eine Steigerung des Wohlstands der Nationen umgesetzt. So lautet das Versprechen von Adam Smith (1776/ 1976), obwohl dieser den fossilistischen Hintergrund der Erzeugung des Wohlstands nicht begriffen hatte. Für ihn ist die Kohle nicht als Energieträger, sondern als Heizmittel zur Erwärmung von Räumen interessant; darauf weisen Ilya Prigogine und Isabelle Stenger (1986) hin. Ohne den Übergang zum Fossilismus wäre die Mission des Kapitalismus, die Produktivkräfte zu steigern, vergeblich gewesen. Die industrielle Revolution war also auch eine fossile Revolution. Nicolas Georgescu-Roegen (1971) spricht in diesem Zusammenhang von einer „prometheischen Revolution“, weltgeschichtlich ähnlich bedeutsam wie die neolithische Revolution vor ca 10000 Jahren, als die Menschen lernten, solare Flussenergie systematisch zu ernten, indem sie Landwirtschaft betrieben und so die Ressourcenflüsse aktiv kontrollierten (Sieferle 1997; Ponting 1991; Debeir/ Deléage/ Hémery 1989). Auch dieses neue Energieregime war ein Quantensprung im Vergleich zu den Kulturen der Jäger und Sammler und steigert die Überschussproduktion so sehr, dass vom Land die entstehenden Städte, die sich dort konzentrierenden unproduktiven Klassen, einschließlich der Herrschenden, der Künste und Wissenschaft oder eines Klerus ernährt werden konnten. 

Doch im Verlauf der industriellen Revolution erfolgt der Übergang von der Nutzung der Flussenergie, die der Erde von der Sonne zustrahlt, zur Ausbeutung der Bestände, die über hunderte von Millionen Jahren aus der Biomasse mineralisiert worden sind.
 Dabei handelt es sich auch um Sonnenenergie, aber um gespeicherte Sonnenenergie. Diese wird nutzbar, weil entsprechende Systeme der Energiewandlung entwickelt werden. Das beginnt schon im frühen 18. Jahrhundert mit der Dampfmaschine von Newcomen. Aber erst die Verbesserungen von Watt verwandeln die Dampfmaschine in ein universell einsetzbares Mittel der Wandlung der in Kohle gespeicherten Energie in nützliche Arbeit. Dies geschieht zunächst im Industriebetrieb, dann aber auch beim Transport, der durch Eisenbahnen zu Lande und durch Dampfschiffe zu Wasser revolutioniert wird. Später wird das Petroleum zunächst zur Beleuchtung verwendet. So ist es möglich, die Nacht zum Tag zu machen und bei der Verwertung von Kapital unabhängig von den Tageszeiten zu werden. Ab Ende des 19. Jahrhunderts werden die Potenzen des „Abfallprodukts“ Benzin als Antriebsenergie entdeckt und angewendet. Benzin- und Dieselmotor eröffnen neue Möglichkeit der Produktivitätssteigerung des industriellen Systems. Energienetze der Erzeugung, des Transports und der Verteilung an Verbraucher entstehen, Anlagefelder für Kapital. Elektromotor und Glühbirne vervollkommnen seit Ende des 19. Jahrhunderts das moderne Energiesystem, das wesentlich auf fossiler Primärenergie beruht. In nur einem Jahrhundert vollzieht sich eine epochale revolutionäre Umwandlung, für die die Menschheit während der anderen großen „prometheischen“ Revolution im Neolithikum tausende von Jahren benötigt hatte. Die Gesellschaftsformation, und daher auch das gesellschaftliche Verhältnis zur Natur werden radikal verändert. 

(3) Die Entstehung eines fossilistischen Raum- und Zeitregimes 

Die fossilen Energieträger sind der kapitalistischen Produktionsweise höchst angemessen. Energieregime und soziale Formation passen zusammen. Sie können anders als Wasserkraft oder Windenergie weitgehend orts- und raumunabhängig eingesetzt werden. Sie können von den Lagerstätten relativ leicht zu den Verbrauchsorten verbracht werden. Die „räumliche Trennung von Energieumwandler und Energiequelle“ (Débeir/ Deléage/ Hémery 1989: 165) ist die Voraussetzung für eine ökonomische Geographie, die sich weniger an natürliche Gegebenheiten als an Rentabilitätsgesichtspunkten orientiert. Standorte sind Ergebnis von Standortpolitik und nicht von natürlichen Bedingungen. Die fossilen Energieträger sind zeitunabhängig, da sie leicht zu speichern sind und unabhängig von Jahres- oder Tageszeiten genutzt werden können, sogar 24 Stunden am Tag und dies das ganze Jahr. Sie sind auch nicht an kleine Dimensionen gebunden. Sie können jedes Größenwachstum mitmachen, also mit der Akkumulation des Kapitals mitwachsen. Anders als die biotischen Energien, die nur dezentral in zumeist kleinen Einheiten in nützliche Arbeit umgesetzt werden können, erlauben die fossilen Energien Konzentration und Zentralisierung ökonomischer Prozesse, aber auch die Steigerung der Wucht von politischer Herrschaft. Denn auch das Militär bedient sich der Potenzen der fossilen (und auch der nuklearen) Energieträger zur Steigerung der Destruktionskraft. Die Industrialisierung bringt die Großstadt hervor. Urbanisierung, d.h. die Verwandlung von immer mehr Menschen in Stadtbewohner, ist eine der sichtbarsten Begleiterscheinungen des industriellen Wachstums. Die große Stadt ihrerseits erzeugt ökologische Probleme, die zuvor unbekannt waren. Sie reichen von den Mobilitätserfordernissen bis zur Abfallentsorgung. Darauf kann hier nicht näher eingegangen werden. Die fossilen Energieträger, zunächst die Kohle, später Erdöl und Erdgas, werden zum idealen Treibmittel des kapitalistischen Wachstums. 

3. Wachstum wird zum Fetisch… 

(1) Die Steigerung der wirtschaftlichen Wachstumsraten… 

In den vielen Jahrhunderten bis zum Ende des 18. Jahrhunderts betrug das Wirtschaftswachstum ca. 0,2% im Jahr und das war „a good result" (Crafts 2000: 13). Selbst in dem halben Jahrhundert der „schweren Industrialisierung“ von 1780 bis 1830 erreichte Großbritannien ein reales Wirtschaftswachstum pro Kopf von nicht mehr als 0,4% pro Jahr. Doch seitdem sich die Produktionsmethoden der modernen Industriegesellschaft durchgesetzt haben, wachsen die nationalen Ökonomien und heute die Weltwirtschaft mit hohem Tempo. In vorindustriellen Zeiten beruhte das Wachstum des Sozialprodukts in allererster Linie auf der Zunahme der Bevölkerung, und diese wiederum hing vom Zuwachs der Güter und Dienste zur Subsistenz und Reproduktion der Menschen ab. Dies war denn auch der rationale Kern in der Theorie von Robert Malthus. Seit der industriellen Revolution jedoch ist das Wachstum nicht mehr hauptsächlich von der Zufuhr von Arbeitskräften abhängig, sondern vom Anstieg der Produktivität der Arbeit. Dieser Anstieg ist, wie wir bereits gesehen haben, eine Folge der systematischen und europäisch-rationalen Nutzung von Wissenschaft und Technik zur Entwicklung der Produktivkräfte, der sozialen Organisation der kapitalistischen Mehrwertproduktion und last not least des Einsatzes der fossilen Energieträger. Die von Marx so genannte „tote Arbeit“ hebt die Produktivität der „lebendigen Arbeit“, weil nun nicht mehr in erster Linie die Energieflüsse der Sonne, sondern die reichen Energiebestände, die sich über Jahrmillionen in der Erdkruste gebildet haben, genutzt werden.
Jedenfalls kann nun der jahresdurchschnittliche Anstieg der Pro-Kopf-Einkommen von 0,22% in den Jahrhunderten von 1000 bis 1820 auf jahresdurchschnittlich 2,21% von 1820-1998 verzehnfacht werden (Maddison 2001). Der Lebensstandard der Menschen in den Industrieländern hat sich seitdem außerordentlich verbessert, und Unterernährung und Hunger verschwanden – zumindest in Europa in friedlichen Zeiten (Ponting 1992: 106ff). 

Angus Maddison hat zum jüngsten Jahrtausendwechsel den auf den ersten Blick aberwitzigen Versuch unternommen, das Wachstum der Wirtschaft in allen Weltregionen seit Christi Geburt zu berechnen und zwar vergleichend in US$ zu Preisen von 1990. Die Resultate der Studie sind gleichwohl plausibel. Danach wuchs die Weltbevölkerung vom Jahre 0 bis zum Jahre 1000 im Jahresdurchschnitt mit 0,02% von 230,8 Million auf 268,3 Millionen Menschen. Vom Jahr 1000 bis 1820 erhöhte sich die Zahl auf 1041,1 Millionen. Auch das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf der Bevölkerung stagnierte während des ersten Millennium; es war sogar ein leichter Rückgang von 444 auf 435 US$ (in Preisen von 1990) zu verzeichnen. Im zweiten Millennium von 1000 bis 1820 hingegen nahm das Pro-Kopf-Einkommen auf 667 US$ zu. Während des ersten Millenniums waren die Einkommensunterschiede zwischen Westeuropa, Japan, Lateinamerika, Osteuropa, Afrika und Asien sehr gering. Sie reichen von 400 US$ in Westeuropa bis 450 US$ in Asien (ohne Japan). Im zweiten Millennium jedoch erhöhen sich die Einkommensdivergenzen zwischen den Ländern und Weltregionen. Im Jahr 1820 beträgt das durchschnittlich Pro-Kopf-Einkommen in Westeuropa 1232 US$; in Afrika ist es ebenso so hoch wie 820 Jahre zuvor, nämlich 418 US$ (Maddison 2001: 28). 

Adam Smith hat also Recht. Arbeitsteilung ermöglicht Spezialisierung. Diese begünstigt den Produktivitätsanstieg, und der drückt sich in höheren Einkommen und höherem Wohlstand aus. Die unsichtbare Hand des Marktes wäre kraftlos ohne die fossilen Energien. Doch die neue Dynamik ist nicht nur „gepowert“ von den fossilen Energien, sondern auch stimuliert durch Geld und Kapital, also durch soziale Verhältnisse, die in sich Ungleichheit bergen. Arbeiter produzieren Mehrwert, der von Kapitaleignern angeeignet wird. Der Klassengegensatz wirkt so, dass die einen haben und die anderen nicht. Er reproduziert sich, wie Marx im „Kapital“ darlegte, auf immer höherer Stufe (MEW 23: 22. Kapitel). Das Geld der modernen kapitalistischen Wirtschaft ist ein Vermögenswert für Geldvermögensbesitzer und eine Verpflichtung auf der Seite der Schuldner. So kommt ein einseitiger Fluss des Schuldendienstes von den Schuldnern zu den Gläubigern zustande, der für eine soziale Polarisierung sorgt. Mit dem Wohlstand wächst auch die Armut. Wenn alle wenig haben, ist Armut normal. Wenn aber der Wohlstand der Nationen wächst, wird Armut zum Problem, und diejenigen, die aus der Armut nicht herausfinden, sind stigmatisiert. Armut ist eben keine absolute Größe und naturgegeben, sondern relativ und ein soziales Konstrukt. 

(2) …und der Ungleichheit in der Verteilung 

So kommt es, dass seit der Industrialisierung gegen Ende des 18. Jahrhunderts ganz im Gegensatz zu den Jahrhunderten zuvor der Wohlstand extrem ungleich verteilt ist. Das globale Durchschnittseinkommen steigt in den 178 Jahren von 1820 bis 1998 von 667 auf 5709 US$ pro Kopf. Doch in Westeuropa beträgt das durchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen im Jahre 1998 17921 US$, in den „Ablegern“ Westeuropas, in den USA, Kanada usw., liegt es bei 26146 US$. In Asien (ohne Japan) beträgt der Durchschnitt der Pro-Kopf-Einkommen aber nur 2936 US$, und in Afrika 1368 US$. Trotz hohen Wachstums in allen Weltregionen ist das Sozialprodukt pro Kopf im Jahre 1990 in 20% der nicht-amerikanischen Welt niedriger als 1950 (Crafts 2000). Wachstum ist also keineswegs ein Synonym für Fortschritt, für mehr Gleichheit und Gerechtigkeit in der Welt. Auch ist die Versicherung der Weltbank, „growth is good for the poor“ (Dollar/ Kraay 2000), eher mit einem Fragezeichen zu versehen. Die langfristigen Datenreihen von Angus Maddison, aus denen die nachfolgende Graphik abgeleitet worden ist, belegen diese These jedenfalls nicht. 

Pro-Kopf-Einkommen in der Welt und in Weltregionen 
(in „International Dollars“, Basisjahr 1990) Quelle: Maddision, Angus (2001): The World Economy – A Millenial Perspective, (OECD) Paris: 28
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Bis zur industriellen Revolution hat sich die Weltbevölkerung jeweils in rund 1000 Jahren verdoppelt (Ponting 1992: 91), in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts erfolgt die Verdoppelung in knapp zwei Jahrzehnten, nicht zuletzt weil auch die Lebenserwartung steigt. In Deutschland steigt sie von 41 Jahren bei der Geburt im Jahre 1820 auf 77 Jahre Ende der 1990er Jahre des 20. Jahrhunderts. Wie in Deutschland, so ist es auch in den anderen Ländern. Trotz Bevölkerungswachstum wird die Steigerung der Arbeitsproduktivität zur Botschaft des Fortschritts, den die modernen kapitalistischen Gesellschaften für sich in Anspruch nehmen. Die Produktivitätssteigerung wird nicht nur mit industriellen Produktionssystemen und fossilen Energieträgern möglich, sie wird auch durch den globalen Wettbewerb erzwungen. Denn mit der industriellen Revolution bildet sich der weltweite kapitalistische Markt mit einer in der Menschheitsgeschichte bislang unbekannten Dynamik, die wir heute als "Globalisierung" bezeichnen: Die kapitalistische Inwertsetzung erlaubt die Ausdehnung der Wirtschaft in alle Sphären der Welt, im 20. Jahrhundert wird "growth triumphant" (Easterlin 1998). Auch die Zukunft, so der Autor, "to which the epoch of modern economic growth is leading is one of never ending economic growth, a world in which ever growing abundance is matched by ever rising aspirations..." (Easterlin 1998, 153). Freilich ist eine Annahme, dass der physische Input endlos ausgedehnt werden könnte, um einen ewig wachsenden Output hervorzubringen, "ökologischer Unsinn". Denn nichts in der physischen Welt wird endlos wachsen können (Foster 1997). Doch Easterlins Wachstumsenthusiasmus ist keineswegs eine Marginalie oder eine Ausnahme, weder in der Wirtschaftsgeschichte noch in der Wirtschaftstheorie. Sie liegt auf der Linie jener eurozentrischen Logik quantitativen Zuwachses, die für die globale Ausdehnung der europäischen, „okzidentalen Rationalität der Weltbeherrschung“ (Max Weber) verantwortlich ist. 

Das Wachstum erscheint uns heute als etwas Selbstverständliches, fest verankert in den ökonomischen und politischen Diskursen. Je höher das Wachstum, desto weniger wirtschaftliche, soziale und politische Probleme – und umgekehrt. Wachstum, so die weit verbreitete Auffassung von Sozialwissenschaftlern und Politikern, erhöht die Beschäftigung, ermöglicht also höhere Einkommen und Steuereinnahmen, daher die Bewältigung und Beilegung sozialer Konflikte. Es erleichtert die Finanzierung der Entwicklungshilfe oder es erlaubt die Verwirklichung von Umweltstandards... An der Wachstumsrate werden die „performance“ nationaler Ökonomien bemessen und die Angemessenheit der Regierungspolitik bewertet.

(3) Der Wachstumsdiskurs in der ökonomischen Theorie 

Dies war freilich nicht immer so. In der klassischen politischen Ökonomie von Adam Smith oder David Ricardo spielt Wachstum im Unterschied zur Verteilung keine herausgehobene Rolle. Durch Vertiefung der Arbeitsteilung sei eine Spezialisierung möglich, und diese erhöhe die Arbeitsproduktivität. Der Ausstoß von Gütern und mit ihm der "Wohlstand der Nationen" nehme zu. David Ricardo begründete mit seinem noch heute politikleitenden „Theorem von den komparativen Kostenvorteilen“ die wohlfahrtsteigernde Wirkung des internationalen Handels. Der Anstieg der Arbeitsproduktivität ist freilich nur möglich, wenn immer mehr Kapital Arbeiter ersetzt und diese gleichzeitig freisetzt. So werde „Überflussbevölkerung“ erzeugt. Ricardo war freilich optimistisch und ging davon aus, dass die Freisetzungen - durch Wachstum – kompensiert werden könnten. Doch daraus ergab sich bei ihm keine Wachstumstheorie. Daher ist es kein Bruch, wenn in dieser Tradition der klassischen Politischen Ökonomie John Stuart Mill eine Ökonomie der kontemplativen Selbstgenügsamkeit, ohne Akkumulation und Wachstum denkt (Luks 2001). Hier wirkt auch die Verankerung des Lebens in landwirtschaftlichen Welten nach. Erst später ist der landwirtschaftliche Anker mit der Schwerindustrialisierung und der fordistischen Durchrationalisierung des Lebens gelichtet worden. Das Leben wird hektisch, und Wachstum eine Norm. Kontemplation passt nicht in das neue Zeitregime. 

Kapitalistische Akkumulation wird infolge der Steigerung der Produktivkräfte, dies hat Marx mehrfach hervorgehoben, immer weniger abhängig von den Begrenzungen, die die Arbeitenden mit ihrem Eigensinn aufwerfen: Handele es sich um die Nöte, die in der menschlichen Natur liegen, oder um die Begrenzungen, die sich aus der Körperlichkeit biotischer Energie ergeben. Auch gegen rebellische Reaktionen der Arbeiter gegen die disziplinierenden Zumutungen des kapitalistischen Produktionsprozesses wird die Methode der Substitution von Arbeit durch Kapital eingesetzt. „Entbettung“ heißt jetzt auch: Unabhängigkeit von den natürlichen und sozialen Bedingungen, die der „Selbstverwertung des Werts“, d.h. dem selbstreferentiellen Wachstum Grenzen setzen. Die Ausführungen von Marx zur erweiterten Reproduktion in der kapitalistischen Produktionsweise (im zweiten Band des „Kapital“, MEW 24) werden später eine der Quellen moderner Wachstumstheorie. Doch eine Beschäftigung mit Wachstumsproblemen im modernen Sinn sucht man bei Marx vergebens. Er bezeichnet vielmehr die Darstellung des stationären Wirtschaftskreislaufs durch die Physiokraten des 18. Jahrhunderts als den „genialsten Einfall, dessen sich die Politische Ökonomie bisher schuldig gemacht hat“ (Marx, MEW 24: 319). Wie die „Rädchen“, also die verschiedenen Wirtschaftseinheiten in einem Kreislauf so ineinander greifen, dass ein Gleichgewicht möglich (und daher ein krisenhaftes Ungleichgewicht wahrscheinlich) sind, stand am Anfang des physiokratischen Räsonnements. Die von den Naturschranken losgelöste Steigerung der Produktivität und mithin ökonomisches Wachstum befanden sich nicht zuletzt deshalb außerhalb ihres Horizonts, weil für die Physiokraten die Landwirte die einzige „produktive Klasse“ bildete und daher der Boden als Grundlage des Werts unterstellt wurde und nicht die Arbeit (Luks 2001: 95-98). 

Auch die Neoklassik des 19. Jahrhunderts und die Wohlfahrtstheorie des frühen 20. Jahrhunderts gehen auf Fragen des Wachstums allenfalls am Rande ein. Die Verteilung des produzierten Produkts und die Allokation der Produktionsfaktoren sind ihnen wichtiger als das Wachstum. Dies ändert sich in den 1920er Jahren. In der frühen Sowjetunion wird die Wirtschaft zu planen versucht. Jetzt kommt es darauf an, dass die Proportionen der Branchen und Abteilungen (Investitionsgüter und Konsumgüter) stimmen. Nicht zufällig stammt eine der ersten explizit ausformulierten Wachstumstheorien von einem Sowjetökonomen, von G. A. Feldman (1969). Nach der keynesianischen makroökonomischen Wende der 1930er Jahre kommt die Wachstumsfrage auch in der ökonomischen Theorie auf die Agenda, zumal inzwischen der „Systemwettbewerb“ ausgebrochen ist. Der Erfolg des „Systems“ bemisst sich an den komparativ höchsten Wachstumsraten; denn das erklärte Ziel lautet: „einholen und überholen“ bzw. den Vorsprung bewahren. Wachstum wird zum Fetisch, dessen Lebenssaft aus fossilen Energieträgern, vor allem aus Öl besteht. So lange dieses fließt, werden auch die dümmsten Annahmen über endloses und triumphierendes Wachstum eine gewisse Plausibilität beanspruchen können. Selbst viele „ökologische Ökonomen“ halten Wachstum nicht nur für gut, sondern auch für machbar und ökologisch tragbar, ja für notwendig, um die „ökologische Modernisierung“ abzusichern (z.B. die Beiträge in: Blazejczak 1998). 

Die „Futurologen“ der 60er Jahre verlängerten die Gegenwart in die Zukunft, die Zukunft als eine Art „Gegenwart plus“. Mit dem Wachstumsfetischismus kommt also auch ein Zeitverständnis, das um die Gegenwart kreist. Wie die Zukunft Gegenwart plus ist, wird die Gegenwart eine Zukunft minus. Die Zukunft wird „präsentiert“, wie Günther Anders schreibt, d.h. mit einem gegebenen Zinssatz abdiskontiert. Mit dem Wachstumsdiskurs schwindet die Qualität aus der gesellschaftlichen Entwicklung, und die Quantität obsiegt im Denken und Handeln. Stetiges Wachstum war der Hintergrund des korporativen („keynesianischen“) Klassenkompromisses bis Mitte der 70er Jahre. Der Wachstumsbegriff setzt sich durch. Er ist heute so selbstverständlich, dass niemand ihn hinterfragt, zu allerletzt die Ökonomen selbst. E.J. Mishan schreibt dazu: 

„Seit dem Zweiten Weltkrieg ist der spezifisch wirtschaftswissenschaftliche Wachstumsbegriff nicht mehr einfach eines von mehreren sozialpolitischen Zielen. Wie der in eine Schlange verwandelte Stab Arons, so fraß auch der Wachstumsbegriff alle – oder fast alle – seine Rivalen auf... Die Wachstumsrate ist der Indikator für den Fortschritt, dem Politiker aller Parteien huldigen. Als ein Kriterium, das es erlaubt, die gesamte wirtschaftliche Leistung verschiedener Länder miteinander zu vergleichen, hat der Wachstums-Indikator internationale Anerkennung gefunden...“ (Mishan 1980: 21) 
(4) Wachstum erobert die Lebenswelten 

Wachstum wird zu einem Element der Alltagswelt, insbesondere nach der Transformation der Industriegesellschaft in fordistische Verhältnisse. Fordismus umschreibt eine gesellschaftliche Konstellation der industriellen Massenproduktion, die auch auf Massenkonsumtion angewiesen ist. Wie sonst wäre die Massenproduktion abzusetzen? Es entsteht also die „Konsumgesellschaft“; nach dem zweiten Weltkrieg wird sie in der Zeit der „Wirtschaftwunder“ zum gesellschaftspolitischen Paradigma. Jedenfalls in den reichen Industriegesellschaften, anders ist dies in den Entwicklungsländern. Konsummuster werden internalisiert und mit ihnen der Lebensstil einschließlich des Umgangs mit der Natur. Schon Antonio Gramsci hat in den 1920er Jahren den Amerikanismus beschrieben, eine attraktive Lebensweise, die sehr viel Raum für Mobilität, für den An- und Abbau von Ressourcen und für ihre Emissionen beansprucht und noch mehr Energie. Die Ansprüche verlangen es, von den Klimabedingungen oder tages- und jahreszeitlichen Rhythmen unabhängig zu sein: im Sommer kühlen, im Winter heizen. Mobilität und Unabhängigkeit von natürlichen Bedingungen sind Elmente der Lebensweise geworden, abgesenkt in den Konsummustern der fordistischen Gesellschaft. Die Entwicklung des Kapitalismus des 20. Jahrhunderts wäre gar nicht denkbar ohne das Automobil. Das Auto ist das entscheidende Symbol für Modernität, Wohlstand, Mobilität und Dynamik, es hat einen zentralen Stellenwert bei der Ankurbelung von Wachstum (Paterson 2000: 262) und bei der Sicherung von Wettbewerbsfähigkeit von „Standorten“. Die Automobil- und mit ihr verbundenen Industrien hatten über Jahrzehnte überdurchschnittliche Zuwachsraten. Die Städte, die Kommunikations- und Transportstrukturen sind auf das Automobil zugeschnitten, also auf Beschleunigung und Expansion – so lange die Versorgung mit Öl reicht. Ob andere Antriebsenergien an seine Stelle treten können, ist heute nicht abzusehen. Es ist eher wahrscheinlich, dass mit dem notwendigen Umbau des Energiesystems auch die zentrale Rolle des Automobils in Frage gestellt werden muss. Das dauert lange und ist schwierig. Denn es handelt sich um eine Kulturrevolution. Denn der Fossilismus hat sich mit allen seinen Begleiterscheinungen zu einer Kultur verdichtet. In jeder Plastiktüte ist er präsent, und jeder Last-minute-Flug ist ein (fossiles) Erlebnis. 

So kommt es, dass die Wachstumsdynamik nicht nur aus den Investitionen stammt, sondern auch aus dem Konsum. Wachstum ist ein alle gesellschaftlichen Verhältnisse und individuellen Äußerungen durchziehendes und das gesellschaftliche Leben konditionierendes Muster geworden. Wachstum ist total. Damit geht eine paradoxe Verkehrung einher. In der Frühzeit der kapitalistischen Industrialisierung wurde Wachstum durch den Rekurs auf fossile Energieträger möglich, es war aber noch kein gesellschaftlicher Imperativ, der seine Realisierung notwendig machte. Denn die Gesellschaften waren noch nicht vollständig durchkapitalisiert. Es gab nicht-kapitalistische Räume, in denen das Gesetz von Profit, Akkumulation und Zins keine volle Gültigkeit hatte. Heute ist Wachstum in die gesellschaftlichen Verhältnisse eingeschrieben. Es ist schon allein wegen der globalisierten Finanzmärkte notwendig, auf denen hohe Realzinsen gebildet werden, die die Schuldner zwingen, einen hohen Überschuss zu erzeugen (vgl. Altvater 2004). Doch die Möglichkeiten der Aufrechterhaltung der Wachstumsdynamik gehen zur Neige. Von Grenzen des Wachstums ist schon seit Jahrzehnten die Rede. 
4. Eine Krise des fossilistischen Naturverhältnisses 
(1) Ökonomische Grenzen des Wachstums 

Ohne Investitionen gibt es kein Wachstum. In einer kapitalistischen Gesellschaft werden Investitionen nur getätigt, wenn sie profitabel sind. Im Ergebnis schafft höheres Wachstum, so das Versprechen, auch mehr Gerechtigkeit, weil Arbeitsplätze entstehen, und weil die Ärmeren vom Wachstum profitieren, und zwar in einer 1-zu-1-Relation, wie die Weltbank angibt (Dollar/ Kraay 2000), und nicht als Folge der „Pferdeäpfel-Theorie“ (Galbraith), der entsprechend auch die Spatzen satt werden, wenn die Pferde gut zu verdauen haben. Auch die Umwelt gewinne durch Wachstum, heißt es, da die "dirty pollution" zurückgeht, auch wenn die "clean lifestyle pollution" zunehmen mag (zu vgl. Altvater/ Mahnkopf 1999: 444f.). Dies scheint besonders dann der Fall zu sein, wenn nicht die reale "schwere" Wirtschaft wächst sondern die virtuelle "leichte" Wirtschaft der Finanzen, der Dienstleistungen und der Bits und Bytes. 

Doch ist es mehr als zweifelhaft, dass Wachstum einfach angekurbelt und damit auch Arbeitsplätze geschaffen werden können. Denn in einer kapitalistischen Gesellschaft geht es nicht um Wachstum schlechthin, sondern um zielgerichtetes Wachstum. Das Ziel lautet: Profitabilität. Kapital ist ein höchst mobiler Produktionsfaktor und daher werden inzwischen nicht nur Profitraten in einer nationalen Ökonomie, sondern Zinsen und Renditen („shareholder value“) auf globalen Märkten verglichen. Die Zinssätze und Renditen von Finanzanlagen auf globalen Märkten lassen sich aber von jenen „Machern“, die versprechen, das Wachstum in Gang zu setzen, gar nicht beeinflussen. Sie haben ja im neoliberalen Überschwang die politischen Instrumente an „die Märkte“ abgegeben, mit denen eine gewisse Regulierung möglich gewesen wäre. Sollen die Zinsen aus dem ökonomischen Zuwachs finanziert werden, muss das Wachstum der geometrischen Reihe des Zinseszinses folgen. Dies ist aber gar nicht möglich - wegen der thermodynamischen Gesetze. In den Industrieländern sind seit Anfang der 60er Jahre die absoluten Zuwächse des Sozialprodukts bemerkenswert stabil geblieben (über lange Perioden). Die höchsten (preisbereinigten) absoluten Zuwächse sind in aller Regel in den 60er Jahren zu verzeichnen. Auf einem höheren Niveau des Sozialprodukts sind in den 90er Jahren die absoluten Zuwächse leicht gesunken. In Deutschland beispielsweise konnte der höchste absolute Zuwachs des BIP von 102 Mrd. DM im Jahre 1968 verzeichnet werden. Dieser absolute Zuwachs entsprach einer (relativen) realen Wachstumsrate von ca. 7,5%. Zwanzig Jahre später 1988 hätte der gleiche reale Zuwachs ein Wachstum von 4,4% bedeutet, aber der damalige absolute Überschuss betrug nur 83,4 Mrd. DM. Trotzdem war die Wachstumsrate mit 3,6% im Vergleich zu den Zuwächsen der 90er Jahre sehr hoch. Ähnliche Tendenzen lassen sich auch für andere Industrieländer zeigen. 

Wenn die Wachstumsrate also – von konjunkturellen Änderungen abgesehen - nicht gesteigert werden kann, müssten die Zinsen mit den realen ökonomischen Wachstumsraten sinken. Doch dies geschieht wegen der von den realen Beschränkungen losgelösten globalen Marktdynamik nicht, so dass eine immer größere Spannung zwischen realen ökonomischen Wachstumsraten und Zinsen entsteht. „Finanzplätze“ konkurrieren weltweit gegeneinander, und daher müssen sie komparativ günstige Renditen bieten. Folglich liegen seit Ende der 70er Jahre die Realzinsen oberhalb der realen Wachstumsraten des Bruttoinlandsprodukts (Altvater/ Mahnkopf 1999: 169ff; Enquete Kommission 2002; Altvater 2004). Während im "Goldenen Zeitalter" des Fordismus bis Mitte der 1970er Jahre die Zinsen niedriger als die Wachstumsrate waren und es daher für Unternehmer als Schuldner günstig war, Kredite aufzunehmen, da deren Kosten leicht aus der Rentabilität der Investitionen bestritten werden konnten, hat sich die Situation danach ins krasse Gegenteil verkehrt. Die Zinsen „fressen“ die Rendite von Investitionen auf, und manchmal noch mehr. Wenn die Zinsen nicht mehr aus der Rendite der Projekte oder aus dem realen Zuwachs des Sozialprodukts aufgebracht werden können, brechen Schuldner zusammen. Dies geschah in den 80er Jahren während der Schuldenkrise, die die gesamte Dritte Welt getroffen hat, und dann in den 90er Jahren zunächst in Mexiko (1994/95), dann 1997 in einer Reihe von asiatischen Ländern, anschließend 1998 in Russland und 1999 in Brasilien, Ecuador und anderswo und 2001 in Argentinien. 

Nicht nur Realzinsen sind höher als die realen Wachstumsraten. Auch Produktivitätszuwächse befinden sich oberhalb der realen Wachstumsrate des Sozialprodukts, auch wenn die Zuwachsraten der Arbeitsproduktivität seit der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts rückläufig sind. Die Konsequenz: Jene durch Produktivitätssteigerungen freigesetzten Arbeitskräfte können nur zum Teil ins Beschäftigungssystem reintegriert werden. Strukturelle Arbeitslosigkeit ist in allen Industrieländern seit Mitte der 70er Jahre eine Folge. Gegen diese Erscheinung hat es zunächst sehr laut vernehmliche "Voices" gegeben, Forderungen nach aktiver Beschäftigungspolitik. Aber diese gingen in aller Regel im Rauschen des politischen Alltagsgeschäfts unter. Statt dessen haben die Menschen in den Industrieländern ähnlich reagiert wie in den Entwicklungsländern auch: mit der "Exit“-Option. Immer mehr Menschen ziehen der formellen Arbeitslosigkeit prekäre Jobs im dritten Sektor oder der Schattenwirtschaft vor (vgl. dazu Altvater/ Mahnkopf 2002). Seine Ausweitung wird durch staatliche Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik unterstützt (vgl. die Politik der „Agenda 2010“ in Deutschland), weil sich so Regierungen aus der Verantwortung für die Schaffung neuer Arbeitsplätze stehlen können. Sie entledigen sich eines Legitimationsproblems. 
(2) Die fossilen Energieressourcen gehen zur Neige 

Die Entnahmeraten sind ungleich höher als die Raten der Neubildung von fossilen Energien. Da seit der fossilistischen Revolution die Wirtschaft beschleunigt wächst, mindern sich die Bestände der mineralisierten Biomasse. Einmal verbrannte Kohle kann kein zweites Mal genutzt werden; das ist ein ehernes Gesetz der Thermodynamik. Doch können neue Kohlenflöze abgeteuft oder neue Lager in aller Welt erschlossen werden. Und tatsächlich kennt die Geschichte der fossilen Energieträger eine erste Periode, in der der Verbrauch niedriger ist als die neu erschlossenen Reserven. Doch dann folgt unweigerlich nach einem Höhepunkt eine zweite Periode, in der der Verbrauch, auch wenn er zurückgeht, größer ist als die Zunahme der Reserven. Für die Kohle hat Stanley Jevons schon 1865 (in seinem Buch „The Coal Question“) „das Schreckgespenst der Erschöpfung der Kohlevorkommen und damit des drohenden Niedergangs eines England, das seine Macht der Kohle verdankte, an die Wand (gemalt)“ (Débeir/ Deléage/ Hémery 1989: 177). Die Befürchtungen waren unbegründet. Denn billige Importkohle überschwemmte damals den britischen Markt und verdrängte mehr und mehr die britischen Kohlenzechen. Es waren also nicht natürliche sondern ökonomische Grenzen, die dem britischen Kohlenbergbau Probleme bereiteten. 

Auf die aus der Beschränktheit der energetischen und mineralischen Resourcen sich ergebenden Grenzen hat auch der Club of Rome in seinem Bericht von 1972 aufmerksam gemacht. Das Argument war schlecht begründet. Abgesehen von der Endlichkeit der Erde gibt es zuvor Grenzen der ökonomischen Rentabilität der Ressourcenausbeutung, und diese sind variabel, da sie sensibel auf Preisvariationen reagieren. Auch verändern sich Technologien und wissenschaftliche Explorationsverfahren, so dass trotz Ressourcennutzung immer neue Reserven erschlossen werden können. Die Endlichkeit der Erde ist also eine höchst flexible Größe und keine fixierte Schranke. So erklärt es sich, dass Mitte der 1990er Jahre die nachgewiesenen Ölreserven um 55% höher waren als 1980. Also ist zu unterscheiden zwischen Reserven, die aus bekannten Vorkommen bestehen, Ressourcen, die zwar weitgehend bekannt sind, doch nur potentiell bei gegebener Technik und Preisen am Markt als förderbar gelten. Weitere Vorkommen sind höchst unsicher; sie werden geologisch vermutet, aber die Förderbarkeit ist sehr unsicher (vgl. zur Abgrenzung: BMWA 2002: 31). Es gibt also einen „objektiven“ Bestand wegen der Endlichkeit der Erde. Dieser ist aber für die Energiedebatte heute unerheblich, denn er reicht noch einige Jahrzehnte. Über längere menschheitsgeschichtliche Zeiträume denkt und plant die gegenwärtige Menschheit nicht; dies ist eine Folge der oben erwähnten Zentralität der Gegenwart und der „Präsentation der Zukunft“, d.h. der Zukunftslosigkeit der Gegenwart, also des fossilistischen Zeitregimes. Beim Erdöl scheint erst in den 1990er Jahren der „Climax“ überschritten zu sein: die neu gefundenen Reserven pro Jahr sind geringer als die jährliche Förderung des Öls. Die weltweite Ausbeutung der Ölfelder beträgt derzeit ca. 22 Mrd Barrels pro Jahr, es werden aber nur im Durchschnitt Lagerstätten von ca. 6 Mrd Barrel pro Jahr neu gefunden. Die schönen Zeiten, in denen die Funde neuer Lagerstätten größer waren als die Ausbeute, sind vorüber – und sie kommen vermutlich niemals wieder. 

Die Höhe der Reserven wird auch durch die Geschäftspolitik der Unternehmen beeinflusst. Der Energiekonzern Royal Dutch/ Shell musste 2004 seine Reserven von 19,4 Milliarden Barrel auf 15,9 Milliarden Barrel reduzieren. Die Angaben der großen Ölkonzerne über ihre Reserven sind ungenau und kommen auf intransparente Weise zustande. Die Wachstumsmöglichkeiten der Produktion hängen davon ab, wie das Verhältnis von Reserven und Ausbeute ist. Je höher die Reserven, desto günstiger die Wachstumsaussichten der Produktion. Doch sind die Bedingungen der Exploration und Förderung neuer Vorräte immer schwieriger geworden. „Neue Ressourcen befinden sich in immer größeren Wassertiefen und schwierigeren Umgebungen“, heißt es ei Exxon (vgl. FTD 12.1.04; FTD, 12.2.04; FTD 10.3.04; FTD 24.3.04). Außerdem wird die Transportlogistik immer komplizierter angesichts der Bedrohung von Transportrouten, die kostspielig mit militärischen Mitteln gesichert werden müssen. 

Die nachfolgende Tabelle gibt einen Überblick über sichere Reserven und ungesicherte Bestände. Es ist noch bis zum Jahre 2025 mit einem Wachstum der Reserven zu rechnen. Dieses ist aber nicht groß genug, um mit dem jährlichen Verbrauch mitzuhalten.
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Angesichts des sich verschlechternden Verhältnisses von Reservenzuwachs und Verbrauch sinkt die Reichweite der fossilen Energievorräte, wie die folgende Tabelle zeigt: 

El alcance de las reservas energeticas 
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Fuente: Kora Kristof, Wuppertal Institut 

(3) Die Überlastung der Ökosysteme durch Emissionen 

Im Jahre 1992 folgte zeitgleich mit der UNCED-Konferenz von Rio de Janeiro ein weiterer Bericht des Club of Rome, in dem mit den Grenzen der ökologischen Senken für die Emissionen der industriellen und postindustriellen Systeme argumentiert wurde. Die stofflichen, liquiden und vor allem die gasförmigen Emissionen in die Sphären der Erde (die Biosphäre, die Hydrosphäre, die Pedosphäre und vor allem die Atmosphäre) stellen inzwischen eine Belastung dar, die die Tragfähigkeit der Erde als System längst übersteigt. Diese Aussage wird von niemandem ernsthaft in Zweifel gezogen. Denn die Daten, etwa über den Klimawandel oder die Wüstenbildung, die Vernichtung der Regenwälder und den Verlust der Biodiversität sind eindeutig. Die Natur der Erde degradiert, da die Belastung der Ökosysteme ihre Tragfähigkeit übersteigt. Die Konsequenzen sind bedrohlich. Insbesondere die Evolution des Lebens könnte einen Zusammenbruch erfahren, wenn die Artenvielfalt weiter reduziert wird. Der Anstieg des Meeresspiegels infolge des Klimawandels, des Abschmelzens der Eiskappen n den Polen und der Umlenkung von Meeresströmungen könnte viele tief liegende Küstenlandschaften bedrohen. Die Versuche, Kohlendioxid zu sequestrieren und den Triebhauseffekt zu vermeiden sind Ergebnis von technischen Fantasien, die wahrscheinlich niemals realisiert werden können. Die Überlastung kann –nach heutigem Wissen – nur reduziert werden, wenn das Energieregime geändert wird, und dies in dem heute noch offenen Zeitfenster, das sich bei weiterer Erhöhung der Erdmitteltemperatur bald schließen könnte. 

(4) Ökologische Nebeneffekte der Ausbeutung fossiler Energieträger 

Auch müssen die ökologischen „Nebeneffekte“ der Ausbeutung fossiler Ressourcen berücksichtigt werden: bei der Ölförderung selbst, während des Transports und beim Verbrauch. Manche Effekte sind unvermeidlich, etwa die ökologischen Belastungen durch den Transport, wenn das fossile Energieregime ausgebildet ist. Denn eines seiner wichtigsten Charakteristika ist die systemische Vernetzung zwischen Produktion und Konsumtion, zwischen Weltregionen, die ihrerseits viel Energie benötigt. Die International Energy Agency geht davon aus, dass der Anteil des Transports am Ölverbrauch von ca 55% zu Beginn des 21. Jahrhunderts auf ca 65% im Jahre 2030 ansteigen wird (www.IEA.org). Manche Belastungen hingegen sind vermeidbar, etwa die Leckagen von Pipelines, durch die in Sibirien große Landflächen - vor allem Permafrostböden - schwer geschädigt worden sind. Tankerhavarien, deren Folgen durch doppelwandige Schiffe hätten verringert oder verhindert werden können, oder die Ölverschmutzung durch die Reinigung von Tanks auf hoher See haben immense ökologische Schäden verursacht und manche Küstenregionen und Fischgründe auf Jahre degradiert; einige Havarien, etwa die von Exxon Valdez vor der Küste Alaskas und die der Prestige vor der spanischen Atlantikküste hatten das Ausmaß eines Desasters. Auch beim Offshore-Drilling sind Leckagen häufig. 

Noch gar nicht berücksichtigt sind in der ökologischen Bilanz die Kosten der Entsorgung der Offshore-Ölplattformen überall vor den Küsten - von Südbrasilien bis zur Nordsee. In der Nordsee hat vor Jahren die Entsorgung der Brentspar-Plattform von Shell für weltweite Proteste von Ökologen geführt. Heute wird geschätzt, dass allein die Verschrottung der rund 600 Plattformen in der Nordsee im Laufe dieses Jahrzehnts 25,7 Mrd US$ kosten wird (Neues Deutschland 5.4.04). Trotz dieser Kosten wird von BP weiter in Nordsee-Bohrungen investiert – weil der Ölpreis gegenwärtig hoch ist und die Investitionen rentabel erscheinen lässt. 

Auch indirekte Effekte müssen in der Bilanzierung bedacht werden. Dazu gehören die Vernichtung von Landschaften durch Pipelines oder Strassen und Eisenbahnlinien. Meistens sind damit auch schwer wiegende Eingriffe in die Lebensverhältnisse von residenter Bevölkerung verbunden. Dies ist besonders dramatisch, wenn die Landschaften ökologisch fragil und die betroffenen Menschen wenig resistent sind, beispielsweise bei Pipelines durch tropische Regenwälder mit indigener Bevölkerung (den Fall Ecuador beschreibt Acosta 2003). 

(5) Die Kosten für Ölimporteure steigen 

Die Strategien der Energiesicherung durch die Industrieländer sowie die Strategien der großen Ölkonzerne haben Konsequenzen für die Erdöl importierenden Entwicklungsländer ebenso wie für die Öl-Exportländer. In manchen Importländern fressen die Kosten der Importe der Treibstoffe einen beträchtlichen Teil der Exporteinnahmen auf. Manchmal können sie nur durch Zunahme der Außenverschuldung finanziert werden, wie nach dem Schock der 70er Jahre, als der IWF die „Witteveen-Fazilität“ auflegte, die die Finanzierung der Ölrechnung von Entwicklungsländern ermöglichen sollte. Die folgende Tabelle zeigt das Gewicht der Ölimporte in der Handelsbilanz einiger Länder. 

Importe von Brennstoffen und Exporteinnahmen in ausgewählten Ländern 2002 (in Mio US$)
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In einigen Ländern ist die Belastung der Handelsbilanz durch Treibstoff-Importe sehr hoch. Dafür stehen Indien und Pakistan. China ist es durch eine enorme Steigerung der Exporte gelungen, die Belastung der Handelsbilanz durch Ölimporte gering zu halten. In den USA ist der Anteil der Treibstoffimporte an den Gesamtimporten niedriger als der Anteil an den Exporteinnahmen. Der Grund ist in der hoch defizitären Handelsbilanz zu suchen. Das Ausland finanziert also den USA einen Teil der Ölrechnung. Dass Öl produzierende und exportierende Staaten wie Mexiko nur einen geringen Teil der Exporteinnahmen für Importe von Treibstoffen aufbringen müssen, ist selbstverständlich. In Ländern wie Argentinien ist der Anteil gering, weil die Wirtschaft und der Außenhandel 2001 von der schweren Finanzkrise direkt betroffen sind. 

Der Ölpreis zählt wie die Zinsen zu den globalen Parametern, die auf nationalstaatlicher Ebene kaum zu beeinflussen sind. Das relative Gewicht des Ölpreises (für andere fossile Energieträger gilt Ähnliches) hingegen hängt von der Höhe des Pro-Kopf-Einkommens ab. 30 US$ pro Barrel wiegen in einem Land mit niedrigem Pro-Kopf-Einkommen mehr als in einem Land mit hohen Einkommen. Ob die Ölimporte, die zur Aufrechterhaltung von Infrastrukturen, für den Transport und Produktion und Reproduktion notwendig sind, bezahlt werden können, ist dann tatsächlich eine Frage des Preises, des Anteils der Ölrechnung an der Handelsbilanz, der Elastizität der Anpassung des Ölverbrauchs und der Zugangsmöglichkeiten zu Krediten. 

(6) Die Ölexporteure und das „dutch disease“ 

Auch Öl exportierende Länder sind nicht wie selbstverständlich in der Lage, den fossilen Reichtum in ökonomischen Wohlstand zu transferieren. Dazu sind eher die industriellen Verbraucherländer in der Lage, die die „Tankstellen“ der Ölexporteure benutzen, um ihr industrielles System am Laufen zu halten. In vielen Ländern hat der Ölreichtum eher zur sozialen Chaotisierung und ökonomischen Verarmung als zur Hebung des Wohlstands beigetragen. Dafür gibt es eine Reihe von Ursachen, die nicht im einzelnen aufgelistet und diskutiert werden können. Grundsätzlich bedeutet die Konzentration auf den Export einer Ressource, dass eine regional oder national vernetzte und diversifizierte Wirtschaft nicht ausgebildet werden kann. Dieses Problem wird noch verschärft, wenn ein Land mit Rohstoffreserven verschuldet ist und Deviseneinahmen benötigt, um den Schuldendienst zu leisten. Dann wird eine Konzentration auf die Extraktion der Devisen bringenden Ressourcen erzwungen und die Ausbildung einer diversifizierten Produktionsökonomie so verhindert. Die internationalen Organisationen wie IWF und Weltbank erzwingen mit Strukturanpassungsprogrammen diese Art der Spezialisierung, die noch dazu mit einer höchst einseitigen Interpretation des Theorems der komparativen Kostenvorteilen gerechtfertigt wird. Die Entwicklungschancen einer Extraktionsökonomie sind weniger günstig als die einer Produktionsökonomie (dazu vgl. Altvater 1999) – und fatalerweise ist es schwer, die Entwicklungsbahn von der Extraktion zur diversifizierten Produktion zu wechseln. Dafür sprechen ökonomische, soziale und politische Gründe. Die an der Extraktion interessierten Klassen und Gruppen verhindern sehr häufig eine Entwicklung moderner Sektoren, weil diese sehr häufig bessere Arbeitsbedingungen bieten. Die billige Arbeitskraft der Extraktion wird teurer und die Rohstoffrenten würden sinken. Auch das manchmal korrupte Zusammenspiel zwischen Extraktionssektor und Staatsbürokratie ist ein Entwicklungshemmnis. Es kommen keine staatlichen Initiativen zur Überwindung der Blockaden zustande. Wenn die Ressourcen aber ausgebeutet sind, bleibt nichts als ein „schwarzes Loch“, wie Euclides da Cunha über die Erzausbeutung in Minas Gerais schon zu Beginn des 20. Jahrhunderts geschrieben hat. Eine Zukunft ist verspielt. 
(7) Modi der Verteilung positioneller, d.h. nicht für alle reichender Güter 

Die „Grenzen des Wachstums“ verweisen auf einen Widerspruch, auf den Roy Harrod bereits 1958 aufmerksam gemacht hatte. Manche Güter sind „oligarchisch“, d.h. je breiter und daher demokratischer der Zugriff, desto schlechter der Gebrauchswert (Harrod 1958). Wenn zu viele Menschen das Automobil nutzen, verwandelt es sich in ein Auto-Immobil; wenn zu viele Touristen einen „Traumstrand“ aufsuchen, ist der Traum aus; wenn zu viele Besucher ins Museum strömen, wird der Kunstgenuss zum Stress. Diese Verwandlung passiert nicht nur mit einzelnen Gütern und Diensten, sondern auch mit Güterbündeln, z.B. jenen, die den „American way of life“ ausmachen. Ein „oligarchisches Gut“ kann einigen Völkern, aber nicht allen Menschen auf Erden zur Verfügung stehen. Darauf haben Ökologen schon seit Jahrzehnten unter dem Stichwort des „Raumschiffs Erde“ (Kenneth Boulding) hingewiesen. Doch die Globalisierungstendenzen werden der kapitalistischen Akkumulationsdynamik entsprechend forciert, obwohl es ausgeschlossen ist, dass die sozialen und kulturellen Dimensionen des westlichen Modells von Produktion und Konsumtion globalisiert werden. Globalisierung ist eine mächtige Tendenz, Globalität jedoch ist nicht erreichbar, und zwar vor allem wegen der ökologischen Grenzen des Planeten Erde. 

Wie können oligarchische Güter verteilt werden? Man könnte (1) die Verteilung gleich gestalten, also die oligarchischen Zustände auf niedrigerem Niveau demokratisieren. Freilich wäre dies nur bei Abkehr vom westlichen Modell des Wachstums und des Konsumierens, also bei einer Zähmung der kapitalistischen Prinzipien und durch Umsteuern auf ein anderes, solares Energieregime möglich. Man könnte (2) die Ungleichheit in Kauf nehmen, um für privilegierte Nationen, und für privilegierte Schichten den westlichen Lebensstandard in die Zukunft zu verlängern. Dass andere Nationen arm bleiben, ergibt sich aus der Funktionsweise globaler Finanzmärkte, die die Schuldner bestrafen. Allerdings verwandelt sich die dunkle Ahnung immer mehr in Gewissheit, dass letztlich ökonomische Mechanismen der Aufrechterhaltung der Ungleichheit nicht ausreichen und dass sie daher (3) durch politischen und möglicherweise militärischen Zwang ergänzt werden müssen. Die reichen Nationen sind dabei, sich auf diesen Sachverhalt mit neuen Militärstrategien und „erweiterten“ Konzepten von Sicherheit vorzubereiten. Eine Welt der Ungleichheit und der Übernutzung der Ressourcen durch die Privilegierten, so dass den weniger Privilegierten der Weg der versprochenen Modernisierung versperrt bleibt, kann auf Dauer keine friedliche Welt bleiben. 

(8) Die Dominanz der Geopolitik in den Strategien der „Energiesicherheit“ 

Im Zentrum des globalen ökologischen Verteilungskonflikts ist die Verfügbarkeit der fossilen Energieressourcen, gerade deshalb weil die Reichweite nicht mehr wie bislang steigt, sondern in der Tendenz zurückgeht. „Energiesicherheit“ ist nach dem Ölpreisschock von 1973 zur Zielgröße strategischer Außenwirtschaftspolitik erhoben worden, vor allem in den Industrieländern, die – anders als Entwicklungsländer - genügend Machtpotentiale zum Erreichen des strategischen Ziel mobilisieren können. In ein langfristig angelegtes geostrategisches Kalkül zur Sicherung der Versorgung mit Öl gehen ein: (1) die Kontrolle der Regionen, in denen die Ölressourcen extrahiert werden; (2) die Kontrolle der Angebotsmenge auf den Energiemärkten; (3) die Kontrolle der Transportlogistik und der Routen der Verbringung des Öls aus den Förderländern in die Verbrauchsländer mit Pipelines oder mit Tankern; (4) die Beeinflussung der Höhe des Preises und (5) die Bestimmung der Währung, in der der Preis fakturiert wird. Auf jeden dieser fünf Faktoren des Kalküls wird Einfluss zu nehmen versucht. Die Auseinandersetzungen werden mit dem Ziel geführt, die Energieversorgung der Industrieländer zu akzeptablen Preisen langfristig zu gewährleisten. Dies kann als multilaterales Projekt der Industrieländer, auch in Kooperation mit den Öl-Förderländern gestaltet werden, wie im Rahmen der Internationalen Energieagentur, die nach der „Ölkrise“ von 1973 gebildet wurde, oder im Kontext der neuen Sicherheitsstrategie der NATO aus dem Jahre 1999, oder seit 2001 in der Allianz des Kampfes gegen den Terrorimus. Doch kann das Projekt der Energiesicherung auch unilateral verfolgt werden, wie es der Bericht des Vizepräsidenten Cheney zur Energiesicherheit der USA aus dem Jahre 2001 nahe legt. 

Die Kontrolle der Fördergebiete ist deshalb so wichtig, man nicht mehr in der sicheren Erwartung der Exploration neuer Reserven „aus dem Vollen schöpfen“ kann. Daher sind die bekannten Fördergebiete, insbesondere jene mit hohen Reserven, geostrategisch von eminenter Bedeutung im Rahmen der Strategien der Energiesicherheit. Auf die geoökonomischen Mechanismen von Angebot und Nachfrage verlassen sich am wenigsten die konservativen, macht-besessenen Neoliberalen des US-amerikanischen Establishment. Sie predigen Markt, betreiben aber zugleich ein rigorose, auch militärische Aktionen nicht scheuende Geopolitik. Der Krieg gegen das Taliban-Regime in Afghanistan bot den USA die Gelegenheit, militärisch auch in den zentralasiatischen Ländern Fuß zu fassen, nahe an den neuen Ölquellen und in jenen Ländern, durch die die Pipelines verlaufen werden, wenn sie denn erst gebaut sind. Außerdem wird auf diese Weise versucht, Zentralasien aus dem Einflussbereich Russlands und Chinas, aber auch Indiens und des Iran herauszuhalten. Es sind eindeutig geopolitische Erwägungen, die die Ölpolitik bestimmen und die schon Mitte der 90er Jahre Brzezynski die zentrale Rolle Zentralasiens für die globale Hegemonie der USA unterstreichen ließen (Brzezynski 1997).
 Gerade angesichts steigender Nachfrage nach dem schwarzen Stoff ist die Beherrschung von Ölproduktion und Ölmarkt entscheidend. China, Indien und andere Länder wollen ja bei der Industrialisierung nachziehen – und sie müssen es, wenn sie das Regelwerk der WTO respektieren. Der Markt der Geoökonomie und die politische und militärische Macht wirken geopolitisch zusammen. Daher können die Konservativen in den USA zugleich neoliberal das Hohelied auf den Markt und die Konkurrenz erschallen lassen und die Kriegstrommeln der Geopolitik und des „Kampfes gegen den Terrorismus“ rühren und Truppen zur Okkupation von geostrategisch interessanten Regionen entsenden. 

Der Irak ist deshalb für die Geopolitiker in Washington interessant, weil er erstens über 11% der globalen Ölreserven - noch dazu von hoher Qualität - verfügt, weil er zweitens den geopolitischen Raum Zentralasiens und des Nahen und Mittleren Ostens verbindet, und weil drittens über den Irak die Preispolitik der OPEC durch die Besatzer des Irak beeinflusst werden kann. Die USA haben sich also eine vorzügliche strategische Ausgangsposition bei der Kontrolle von Lagerstätten und Transportrouten von Öl mit Hilfe der Kriege gegen Afghanistan und den Irak verschafft – jedenfalls wenn das Kalkül der US-Ölstrategen aufgeht, was aber keineswegs sicher ist. 

Die OPEC verliert als politischer Faktor bei der Bestimmung von Angebotsmenge und Preisgestaltung an Gewicht, wenn das größte Öl-Verbrauchsland, die USA, mit Hilfe des Protektorats im Irak und nach der „Unabhängigkeit“ mit Hilfe einer US-abhängigen Verwaltung mit am Preishebel sitzt. Hinzu kommt, dass die reichen Öl- und Sandstaaten infolge des „Recycling“ ihrer Petrodollar starke monetäre Interessen in den Industrieländern (im Immobilienbereich, in der Industrie, in Banken und Fonds) haben, die sie dazu veranlassen, den Ölpreis niedrig zu halten, sofern ein hoher Ölpreis der Rendite, also ihren finanziellen Interessen, schaden würde. Ganz andere Interessen haben die bevölkerungsreichen Ölländer wie Indonesien, Nigeria oder Algerien und Venezuela, denen die Exporteinnahmen wegbrechen, wenn der Ölpreis sinkt. Sie können dies nicht durch Kapitaleinkünfte aus in den Industrieländern angelegten Petrodollars kompensieren. 

Ein hoher Ölpreis könnte auch Voraussetzung für die Rentabilität jener Fördergebiete sein, die hohe Förder- und Transportkosten aufweisen. Pipelines vom kaspischen Meer und von Kasachstan zu Häfen am Golf, am Mittelmeer oder am indischen Ozean sind teuer und die Kosten militärischer Sicherung der Transportwege sind hoch. Dies gilt auch für Fördergebiete in Afrika, die derzeit erschlossen werden. Im Rahmen des „Plan Colombia“ sind im Februar 2003 vom US-Kongress insgesamt 532 Mio$ Militärhilfe genehmigt worden, darunter 92 Mio US$ für die „Brigade XVII, deren alleinige Aufgabe darin besteht, eine Ölpipeline der Oxidental Petroleum zu sichern“ (TAZ, 17.2.03). Nicht nur wegen der größeren Knappheit des Öls und der minderen Qualität der nicht-konventionellen Energieträger steigt der Preis, sondern auch wegen der hohen Kosten der militärischen Sicherung der Ölfelder und der Trassen gegen Sabotage oder terroristische Attacken, also aus geostrategischen Gründen. Wenn die USA an das irakische Öl nach der Besetzung des Landes billiger herankommen wollten, so kann sich dies wegen der hohen Kosten militärischer Sicherung der Ölfelder, Pipelines und Transportrouten als Illusion herausstellen. Es gibt offensichtlich Regeln der „Oil Governance“ (Mommer 2003), die nur mit der Folge hoher Zusatzkosten gebrochen werden können. Die militärische Supermacht kann das Territorium eines Ölstaates erobern, doch treibt dann die militärische und politische Sicherung der Ölausbeute die Kosten extrem in die Höhe. 

(9) Welche Währung wird die Ölwährung? 

Für die USA wäre die Verteuerung des Öls nicht unbedingt nachteilig. Denn teures Öl würde auch China und Japan und andere tatsächliche oder potentielle Konkurrenten der USA treffen. Dies wird so lange so sein, wie die Ölrechnung in US$ ausgestellt wird. Die Kontrolle eines großen Teils des Angebots auf den globalen Ölmärkten durch die USA würde dafür sorgen, dass dies so bleibt. Das möglicherweise ist ein entscheidendes Motiv für die brutale Konsequenz, mit der der Irak unter US-Einfluss gebracht werden soll. Die OPEC hat denn auch im Mai 2003 beschlossen, weiterhin den Ölpreis trotz Dollarschwäche und Eurostärke in US-Dollar zu fakturieren. Da die USA auch weiterhin den Lebenssaft ihrer Ökonomie mit ihrer eigenen Währung kaufen können, verwandelt sich die Druckerei der Federal Reserve in eine „sprudelnde Ölquelle“. Dollar können in jeder gewünschten Menge „gedruckt“ werden, um das Öl zu importieren. Die goldenen Zeiten des „twin-deficits“ lassen sich auch gegen die Mahnung der OECD fortsetzen, die von den US-Bürgern eine höhere Sparquote als die derzeit weniger als 5% verlangen. Das Öl wäre sozusagen der Wertanker des US$, eine multifunktionale Waffe in der Währungskonkurrenz mit dem Euro. 

Doch sollte der Guerillakrieg nicht schnell zu Ende gebracht werden, und sollte die Herstellung einer stabilen Nachkriegsordnung im Nahen Osten misslingen, ist es keineswegs sicher, dass der US$ Ölwährung bleibt. Dann würde das Öl nicht mehr in US$, sondern in Euro fakturiert, oder der Preis würde als Antwort auf den Wertverlust des US$ wie 1973 abrupt steigen, sofern sich den Ölproduzenten eine Gelegenheit wie damals der israelisch-arabische Krieg bietet. Bei dem riesigen Handelsbilanzdefizit der USA würde die Finanzierung von notwendigen Ölimporten in Fremdwährung für die USA ein nahezu unlösbares Problem, denn die eigene Produktion ist um jährlich ca. 300.000 Barrels rückläufig und der größte Teil des Ölverbrauchs in den USA (an die 60%, Tendenz steigend) wird (derzeit für jährlich ca. 130 Mrd US$) importiert. Bei einem Leistungsbilanzdefizit von 553 Mrd US$ im Jahre 2003 hätte die Finanzierung der Ölimporte in Euro gewaltige strukturelle Auswirkungen auf die US-Ökonomie – und auf die Weltwirtschaft insgesamt. Denn die anderen Länder müssten mehr aus den USA importieren und könnten weniger in die USA exportieren. Der Auseinandersetzung um das Erdöl, um die Herrschaft über Reserven, Mengenangebot und die Preisbildung, folgt die Auseinandersetzung um die Währung, in der das Öl bezahlt wird. Die Währungskonkurrenz zwischen Dollar und Euro (und evtl. Yuan, vielleicht Yen) könnte zum Währungskrieg eskalieren. Dies kann deshalb geschehen, weil die Versorgung der Weltwirtschaft mit der eigenen Währung Seignorage-Vorteile bringt, insbesondere wenn in der eigenen Währung der Ölpreis fakturiert wird. Seitdem die Endlichkeit der Ölressourcen nicht nur Ökologen interessiert, sondern als Faktum in die strategischen Überlegungen der zukünftigen Energieversorgung (Cheney-Bericht von 2001 oder NATO-Sicherheitskonzept von 1999) eingeht, ist die Bedeutung der Funktion einer Leitwährung als Ölwährung erkannt. Solange es für den US$ keine Alternative gab, war dieses Problem eher nachrangig, wie die Ölkrise von 1973 sehr deutlich gezeigt hatte. Damals hatten die Ölländer nur die Option, den Ölpreis in US$ zu steigern. Mit dem Euro ist aber zu Beginn des neuen Jahrhunderts eine Alternative entstanden, und daher wird der Konflikt um die Fakturierung des Öls unvermeidlich immer wieder aufbrechen. 

5. Alternativen zum fossilistischen Energieregime? 

Das kapitalistisch-fossilistische Energieregime wird die Dynamik, die es insbesondere während des fordistischen Zeitalter bis zur Mitte der 1970er Jahre zu entfalten vermochte, nicht wieder zurückgewinnen können. Niedrige Energiepreise und eine gesicherte Versorgung gehören der Vergangenheit an. So lange das Zeitfenster zum Umsteuern offen ist, müssen daher Alternativen gefunden werden. Diese gibt es, nämlich in Gestalt der solaren Energie. Die Sonnenstrahlung bringt der Erde unendlich viel mehr Energie als heute verbraucht wird. Das Problem sind die Energiewandlungssysteme. Wie wir bei der Erörterung des Systemcharakters des fosilistischen Energieregimes gesehen haben, geht es dabei nicht nur um Technik, sondern um soziale Organisation, Produktionsweise und Konsummuster, um Lebensformen und Mobilität, um Währungen und Geopolitik.
Die temporeichen fossilen Energieträger können nur durch langsamere, erneuerbare Energien ersetzt werden. Der mit der Produktivitätssteigerung einher gehende Substitutionsprozess wird also – freilich auf hohem technischem Niveau – umgekehrt. „Jenseits des Wachstums“ erscheinen die Konturen einer Ökonomie, die über den institutionellen Rahmen der kapitalistischen Produktionsweise hinausweist. Eine „solare Weltwirtschaft“ erscheint am Horizont (Scheer 1999), in der die erneuerbaren Energien das Maß angeben. Denn diese können nur dezentral erschlossen und in Arbeit umgewandelt werden, die langen logistischen Transportketten entfallen und daher müssen sie nicht militärisch gesichert werden. Für die Entwicklung der solaren Energie sprechen ökologische, aber inzwischen auch friedenspolitische Gründe. Eine „solare Revolution“ (Altvater 1992) ist etwas ganz anderes als der „Sturm auf das Winterpalais“ zur Ergreifung der politischen Macht; sie ist eine Kulturrevolution und die solare Weltwirtschaft wird nur entstehen, wenn ihr eine solare Kultur zuwächst. Dass dies lange dauert, ist unvermeidlich. Doch der Anfang muss gemacht werden. Mit einer Grundsatzentscheidung weg von den fossilen Energieträgern und in Richtung der erneuerbaren Energien. Das bedeutet nicht, dass von heute auf morgen kein Öl und keine Kohle genutzt werden. Das ganze Leben ist darauf ja ausgerichtet. Doch müssen wir unser Wissen um die Begrenztheit der fossilen Ressourcen und um die ökologischen und politischen Probleme in energiepolitische Entscheidungen zu Gunsten der Erneuerbaren umsetzen. Man muss sich dazu aus den machtpolitischen Zwängen, an denen große Konzerne und Energielobby, Wissenschaft und Medien arbeiten, befreien. 
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Energie – Verfügbarkeit, Folgen der Nutzung und Strategien für eine nachhaltige Energiepolitik
(von Maike Bunse)

Energie ist für uns eine Selbstverständlichkeit; einen Mangel an Energie bekommen wir nicht direkt zu spüren, sondern nur über den Weg der Energiepreissteigerungen. Diese werden damit begründet, dass zum einen die weltweite Nachfrage nach Energie steigt und zum anderen die Verfügbarkeit der Energie sinkt. 

Der gesamte Weltenergieverbrauch ist in den letzten Jahrzehnten stetig angestiegen und lag 2003 bei 7,3 Milliarden t Rohöleinheiten, wovon allein 42,6% auf den Verbrauch von Öl zurückging. Bezogen auf den Pro-Kopf-Verbrauch liegt Nordamerika mit über 8 t Rohöleinheiten (1999) weit vorn, gefolgt von Skandinavien, Japan und der EU.

Die statische Reichweite der Ressourcenvorkommen an konventionellem Erdöl bzw. Erdgas beträgt 22 bzw. 87 Jahre. Das Fördermaximum von konventionellem Erdöl dürfte daher um 2020 erreicht sein. Die Versorgung mit Uran ist aus den bisher erschlossenen Quellen und bei Annahme des heutigen Verbrauchsniveaus sowie heutiger Preise für die nächsten 20 bis 30 Jahre gesichert. 

Die OPEC-Staaten verfügen über 75% der Erdölreserven und 51% der Erdgasreserven. Auch die Reserven an Uran sind weltweit auf wenige Länder verteilt. Die wichtigsten Förderregionen für Uran liegen heute in Australien, Nordamerika, in einigen afrikanischen  Staaten sowie den GUS-Staaten. Neben der Verfügbarkeit der Ressourcen stellt sich damit auch das Problem der regionalen Konzentration der Rohstoffvorkommen. In Zukunft werden Rohstoffimporte aus Regionen zunehmen, bei denen politische Risiken für die Rohstoffversorgung bestehen oder nicht ausgeschlossen werden können. 

Die begrenzte Verfügbarkeit von fossilen Energieträgern stellt nur eine Seite der Medaille dar: die Nutzung von fossiler Energie, sprich deren Verbrennung, setzt Treibhausgase frei und verstärkt somit den globalen Klimawandel. Um diesen einzudämmen, wurde auf internationaler Ebene das Kyoto-Protokoll verabschiedet, das den Mitgliedstaaten konkrete Reduzierungen an Treibhausgasemissionen vorschreibt. 

Zur Erreichung dieses internationalen Ziels bestehen verschiedene Richtlinien bzw. Gesetze sowohl auf EU- als auch auf nationaler Ebene zum Klimaschutz (Europäisches Klimaschutzprogramm, EU-Emissionshandel), zur Energieeffizienz (Energieeffizienzrichtlinie, EuP-Richtlinie, KWK-G, EnEV) und zur Stärkung erneuerbarer Energien (EEG).

Wie schon aus den genannten Richtlinien und Gesetzen erkennbar, sind Energieeffizienz und erneuerbare Energien die entscheidenden Strategien für die Erreichung einer nachhaltigen Energienutzung. Um die Abhängigkeit von den begrenzten Vorkommen an fossiler Energie zu verringern, ist eine schnelle und stärkere Fokussierung einer nachhaltigen Energiepolitik auf Energieeffizienz und den Ausbau erneuerbarer Energien unumgänglich.
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Nachhaltig wirtschaften, arbeiten und leben
(von Prof. Dr. Wolfgang Methling)
Der Slogan von CDU/CSU „Sozial ist, was Arbeit schafft“ suggeriert zunächst die Übereinstimmung mit einem von den Menschen in Deutschland gewollten Ziel. Schaut man genauer hin, wird deutlich, dass es vor allem um die Ausdehnung des Niedriglohnsektors und die damit einhergehende Verdrängung sozialversicherungspflichtiger und Existenz sichernder Arbeitsplätze geht. Wachstum um jeden Preis wird propagiert. Egal was und wie produziert wird, Hauptsache die Unternehmen erzielen Profite. Dass hierbei ökologische Ziele völlig unter den Tisch fallen, wird fahrlässig in Kauf genommen.

Das ist nicht die Politik der Linkspartei.PDS. Wir wollen die soziale Frage im Einklang mit Natur und Umwelt lösen. 

Naturzerstörung, Arbeitsplatzvernichtung und sozialer Niedergang haben dieselbe Ursache: eine Wirtschaft, die sich selbst genügt, die die Natur und die Menschen als frei verfügbare Güter betrachtet, welche sich beliebig ausbeuten, manipulieren und ersetzen lassen. 

Das freie Agieren der Marktkräfte muss begrenzt werden, um irreperable Schäden an Natur und Gesellschaft zu verhindern. Verständnis für Natur- und Umweltschutz erreichen wir dann, wenn wir sie mit wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Entwicklung verknüpfen. 

Diese zwei Seiten, die Die Linkspartei.PDS als soziale und ökologische Gerechtigkeit definiert, bedeuten: 

· Gerecht ist, dafür zu sorgen, dass unsere Kinder, Enkel und Urenkel ebenso wie ihre Altersgefährten der ganzen Welt sauberes Wasser, gesunde Luft und gesunde Nahrungsmittel haben, dass sie in einer intakten Natur ihr Leben gestalten können.
· Gerecht ist, Wirtschaftspolitik nicht auf Kosten der Natur zu machen, sondern das große innovative und beschäftigungswirksame Potenzial von Natur- und Umweltschutz, Umwelttechnik, Forschung und Technologie für vorsorgende umweltgerechte Prozessoptimierungen und Produkteigenschaften als Wirtschaftsfaktoren zu begreifen, die zukunftsfähige Arbeitsplätze schaffen. 
· Gerecht ist, die Senkung des Verbrauchs an Energie, Rohstoffen und Flächen sowie die größtmögliche Nutzung erneuerbarer Ressourcen zu erreichen. 
· Gerecht ist, bis zum Jahr 2050 unseren Energiebedarf zu 100 Prozent aus erneuerbaren Energieträgern zu decken. Damit leisten wir unseren Beitrag, das Klima zu schützen und Kriegen um Erdöl und Erdgas die Grundlage zu entziehen. Umwelterhaltung ist nur im Frieden möglich.
· Gerecht ist, wenn nicht länger 20 Prozent der Weltbevölkerung 80 Prozent aller Ressourcen verbrauchen. Energie- und Rohstoffverbrauch sowie umweltschonende Verfahren sind mit Hilfe des Steuer- und Abgabensystems sowie durch staatliche Strukturpolitik zu regulieren. 
· Gerecht und zukunftsfähig ist die Schaffung und Förderung regionaler Wertschöpfungsketten, weil sie auch ländliche Strukturen erhalten, sie dauerhafte auf einander bezogene Arbeitsplätze schaffen, sie Identität mit der Region schaffen. 

Wirtschaftsbosse und manche Politiker meinen, Umwelt- und Naturschützer verhinderten wirtschaftliche Entwicklung und vernichteten Arbeitsplätze.

Wir sagen noch einmal:

Die Lösung der sozialen Frage und die Lösung der ökologischen Frage hängen unmittelbar zusammen. Dabei setzt sich Die Linkspartei.PDS für eine Politik ein, die die Grenzen traditioneller Reparaturpolitik überwindet und auf einen prinzipiellen sozialen und ökologischen Umbau der Gesellschaft zielt. 

Klima schützen
Durch die menschliche Produktions- und Lebensweise werden täglich weltweit viele Millionen Tonnen Treibhausgase ausgestoßen. In ständig zunehmendem Maße destabilisieren diese die Klimaverhältnisse der Erdatmosphäre. Kohlendioxid bleibt, einmal in der oberen Atmosphäre angekommen, rund 100 Jahre klimaaktiv.  Mit deutlich vermehrten und stärkeren Regenfällen, Hitzeperioden, deren Temperatur-Spitzenwerte über 40 Grad Celsius liegen, und einem Anstieg des Meeresspiegels wird man auch in Deutschland rechnen müssen. Weltweit schmelzen die Gletscher als Süßwasserspeicher, extreme Dürren und Überschwemmungen sind zu verzeichnen und Wirbelstürme häufen sich, die Wüsten breiten sich aus. Selbst wenn sofort 50 Prozent aller Klimaemissionen vermieden werden könnten, würde die Erderwärmung nur um etliche Jahre verzögert werden. 

Das Tempo im internationalen Klimaschutz ist darum erheblich zu steigern. Dazu müssen einige Länder eine Vorreiterrolle übernehmen. Deutschland sollte dazu gehören. Ausschließlich auf internationalen Konsens und Verhandlung zu setzen, lässt die Klimaschutzziele in immer weitere Ferne rücken. Die Ergebnisse des Kyoto-Prozesses sind angesichts der notwendigen Vorsorge bei weitem  nicht ausreichend. Dennoch sollten wenigstens die vielen Schlupflöcher im Kyoto-Protokoll zügig geschlossen werden. Auch die USA müssen in die Pflicht genommen werden, ihren Beitrag zum Klimaschutz zu leisten. Für die Entwicklungsländer sind Technologie-Transfers zu fördern und zu finanzieren, beispielsweise dezentral einsetzbare erneuerbare Energien. 

Die Linkspartei.PDS unterstützt für Deutschland die Reduktion des CO2-Ausstoßes bis 2020 um 50 Prozent (Basisjahr 1990) und bis 2050 um 90 Prozent. Global muss der Ausstoß von Treibhausgasen bis 2050 halbiert werden. Die Stromerzeugung sollte bis 2050 vollständig über erneuerbare Quellen erfolgen, In den Bereichen Verkehr, Wärmeversorgung und Prozesswärme sollte dies weitgehend der Fall sein. 

Weiterhin ist ein  radikales Umschwenken in der Verkehrspolitik erforderlich. Neben massiven Energieeinsparungen, zum Beispiel durch Wärmedämmung im Gebäudebereich, ist die Effizienz in Erzeugung, Anwendung und Umwandlung von Energie zu steigern. Eine sozial zu gestaltende ökologische Primärenergiesteuer ist ein wichtiges Instrument, um den CO2-Ausstoß zu vermindern.

Die Wirksamkeit des Emissionshandels als marktwirtschaftliches Instrument ist noch unklar. Ob sich die Hoffnung auf eine  effiziente und spürbare Reduzierung der Treibhausgasemissionen durch dieses Instrument erfüllt, ist nicht sicher. Die jetzige Praxis des Emissionshandels ist jedoch kostenintensiv und bürokratisch, die über die Zertifikatsmenge vorgegebenen Einsparziele sind viel zu gering. Ein beschleunigter Umstieg auf erneuerbare Energien würde wesentlich schnellere und umfassende CO2-Minderung bewirken. 

Union, FDP und der Wirtschaftsflügel der SPD unterstützen verbal die Klimaschutzziele. Sie stehen dennoch für einen weiteren ungehinderten Ausbau von Autobahnen und Flughäfen. Der damit einhergehende weitere großräumige Flächenverbrauch sowie steigender Verkehr auf der Straße und in der Luft mit seinen schädlichen Umweltfolgen wird durch Die Linkspartei.PDS. abgelehnt. Wir fordern die längst überfällige Einführung einer Kerosinsteuer.

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz ist ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung. In der Verkehrspolitik und im Bereich der Energieeffizienz bemühte sich die rot-grüne Bundesregierung nicht um ausreichenden Klimaschutz. Die Linkspartei.PDS tritt gegen die weitere Einschränkung des Flächennetzes der Bahn ein. Anreize zur Verlagerung des Güterverkehrs auf der Schiene sind zu schaffen. Die umweltfreundliche Kraft-Wärme-Kopplung muss so gefördert werden, dass sich auch neue Anlagen rentieren und nicht nur bestehende erhalten bleiben.

Die globale Erderwärmung kann nur noch durch konsequentes politisches Handeln für den Klimaschutz aufgehalten werden. Eine rot-grüne oder schwarz-gelbe Politik, die nur unverbindliche Versprechen abgibt und dann die Probleme aufschiebt, können wir uns nicht mehr länger leisten. 

Die Linkspartei.PDS will Klimaschutz als gesamtgesellschaftliche integrierte Aufgabe verankern, bei der

· Energiepolitik zu einer dezentralen solaren Energiewende führt;
· Verkehrspolitik Verkehrsvermeidung und umweltfreundliche Verkehrsträger zum Ziel hat;
· der große Flächenverbrauch in der Siedlungspolitik und bei Verkehrswegen durch verdichtete Strukturen gestoppt wird;
· Biodiversität durch Naturschutz, Renaturierung und Aufforstung sowie Moorschutz erhalten bzw. vergrößert wird;
· internationale Aktivitäten zum Erhalt der Urwälder unterstützt werden.

Für eine Wende zu erneuerbaren Energien
Warum ist ein neues Energiekonzept hin zu erneuerbaren Energien notwendig? Die Energieversorgung ist neben Essen, Trinken und Unterkunft eine der wesentlichen Daseinsvoraussetzungen. Weil weltweit die fossilen und nuklearen Ressourcen noch in diesem Jahrhundert weitgehend erschöpft sein werden beziehungsweise die Förderung nur noch bei hohen Kosten möglich ist, muss die Welt eine Antwort auf die Frage einer zukünftigen Energieversorgung finden. Die Antwort kann nur heißen: Der Energieverbrauch muss dauerhaft vom Wirtschaftswachstum abgekoppelt und auf erneuerbare Energieträger umgestellt werden.

Die Erfolge von Rot-Grün bei der groß angekündigten „Energiewende“ sind gering. Nach 15-jähriger staatlicher Förderung ist der Anteil erneuerbarer Energie am Primärenergieverbrauch gerade mal auf drei Prozent angestiegen. Ursache für diese geringen Erfolge sind der Widerstand der Strommonopole sowie der Autoindustrie und einiger energieintensiver Branchen. 

Durch die zunehmenden Kohlendioxidemissionen der Kohle- und Gaskraftwerke sowie der Feuerungsanlagen in den Wohnhäusern sowie durch den Autoverkehr verändert sich das Weltklima schneller als vorausgesagt. Es wird mit hoher Wahrscheinlichkeit zu Dürreperioden, Hungersnöten und Völkerwanderungen kommen. Nur regenerative Energiesysteme bieten die Möglichkeit, Kriege um Energierohstoffe und damit zusammenhängende Menschenrechtsverletzungen zu vermeiden. 

Die Linkspartei.PDS hat ihre energiepolitischen Zielstellungen auf die Erhaltung der Lebensqualität der Bevölkerung auf lange Sicht gerichtet:

Dabei sind die effizientere Nutzung von Energie und ihr sparsamer Verbrauch genauso wichtig wie der Umbau der Energiestruktur.

In Gebäuden werden 40 Prozent der Primärenergie verbraucht. Neubauten sind deshalb gesetzlich am Standard von Niedrigenergiehäusern zu orientieren. Bei Altbauten sind Wärmedämmmaßnahmen ebenfalls zur Pflicht zu machen. Für unsanierte Gebäude, die 80 Prozent des Bestandes ausmachen, sind Förderprogramme für die Wärmedämmung aufzulegen.

Erneuerbare Energien müssen die fossilen und nuklearen Energieträger bis 2025 zu 80 Prozent ablösen. Bis 2050 muss die weitgehende Vollversorgung mit erneuerbarer Energie durch einen optimalen Mix aller solaren Energieträger, durch neue Energiespeichertechnologien und effiziente Energiespartechnologien erreicht werden. Die fossilen Kohlenstoffressourcen sollten dann ausschließlich einer stofflichen Nutzung in der chemischen Industrie zugeführt werden. 

Wir fordern von jeder Bundesregierung – auch im Alleingang und als Vorbild – die Energiestrukturwandlung und die Klimaschutzziele im Interesse der Daseinsvorsorge für die Bevölkerung durchzusetzen. Das Primat der Politik ist gegen die „Energielobby und Elektrizitätsmafia“ (Deutscher Naturschutzring) zu erzwingen. Das Grundgesetz bietet in Art. 20a und Art. 15 die Möglichkeit dazu. 

Den Neubau von fossilen und nuklearen Großkraftwerken will Die Linkspartei.PDS verhindern. Auf außenpolitischem, wirtschaftlichem und militärischem Gebiet muss die Regierung eine Strategie verfolgen, die weg vom Erdöl führt.

In Forschung und Entwicklung ist ein Prioritätenwechsel notwendig. Bisher flossen etwa 70 Prozent des Etats für die Energieforschung in den nuklearen Sektor. Dieses Verhältnis ist zugunsten der erneuerbaren Energien umzukehren. Außerdem ist eine Verzehnfachung der in den vergangenen Jahren stetig zurückgefahrenen Mittel für die Energieforschung notwendig.

Die Linkspartei.PDS tritt für die Einführung einer ökologisch gewichteten Primärenergiesteuer bei den fossilen und nuklearen Stromerzeugern als Ausgleich für die externen Kosten zur Beseitigung der Umweltschäden ein. Die Begünstigung der Industrie auf diesem Gebiet ist abzubauen. 

Keine Atomwaffen – Keine Nutzung der Atomenergie
Die Linkspartei.PDS ist konsequente Antikriegspartei. Sie fordert, keine neuen Atomwaffen mehr zu entwickeln, zu erproben, herzustellen und in den Dienst zu stellen, sowie eine umfassende nukleare Abrüstung. Internationale Abkommen auf diesem Gebiet sind einzuhalten, deren Unterlaufen ist zu verhindern.

Wir als umweltpolitisch Engagierte lehnen atomare Rüstung ab, 

· weil im Falle eines Nuklearkrieges niemand mehr über Umwelt- und Naturschutz nachzudenken braucht, 
· weil das atomare Wettrüsten eine gigantische Verschleuderung menschlicher und materieller Ressourcen bedeutet, die im zivilen Bereich dringend benötigt werden.
Diese grundlegende Aussage vorangestellt, fordert Die Linkspartei.PDS den kurzfristigen Ausstieg aus der Atomwirtschaft.
Die rot-grüne Bundesregierung hat den Atomausstieg verschleppt. Durch die mit den Energieversorgern vereinbarten Restlaufzeiten und Übertragungsregeln ist er alles andere als unumkehrbar. So bekunden CDU/CSU und FDP bereits die Absicht, die Reaktoren bis zum technischen Ende weiter zu betreiben. Edmund Stoiber rät, die Option für den Bau neuer Atomkraftwerke offenzuhalten, und will zudem die Atomforschung aufstocken. Siemens und Frameatome würden in Deutschland bis 2020 gern fünf bis sechs neue Atomkraftwerke bauen. Nur die hohen Investitionskosten könnten eine konservative Regierung davon abhalten, diesen Wünschen nachzukommen. 

In Deutschland laufen derzeit noch 17 AKWs. Nach wie vor werden rund 95 Prozent der Menge an Atomstrom produziert, die unter der Kohl-Regierung erzeugt wurde. Die Kapazitäten der Urananreicherungsanlage in Gronau wurden verdreifacht. Künftig könnten so 35 Atomkraftwerke mit Brennstoff versorgt werden. Rot-Grün unterstützte außerdem mit Hermes-Bürgschaften den Bau von zwei Reaktorblöcken im chinesischen Lianyungang. 

Die Linkspartei.PDS wendet sich strikt gegen den Export von AKW-Technik. Das gilt auch für mit EU-Geldern subventionierte neue Reaktoren in Osteuropa, wie in Rumänien geschehen.  Eine Wiederaufarbeitung atomarer Brennstoffe lehnen wir ab, ebenso die damit verbundenen Atommülltransporte. Die Einlagerung von hochradioaktivem Müll in Gorleben ist nach gegenwärtigem Erkenntnisstand nicht zu verantworten. Alternativen sind ergebnisoffen zu prüfen. 

Die Risiken der Kernenergiegewinnung werden nicht dadurch kleiner, dass ihre Befürworter und Förderer sie zur sichersten Form der Energiegewinnung erklären. Die schweren Atomunfälle in Tschernobyl, Harrisburg Sellafield, Tscheljabinsk und anderswo sprechen eine andere Sprache. Auch für Deutschland ist die Gefahr eines schweren Atomunfalls keineswegs gebannt. Terror und Sabotageakte lassen sich durch noch so viele Sicherheitsvorkehrungen nicht vollständig ausschließen. Rot-Grün hält eine Studie, die die Verletzbarkeit der Anlagen zeigt, nicht ohne Grund unter Verschluss. Die Linkspartei.PDS ist der Auffassung, dass bedenkliche Defizite in der technischen Sicherheit einiger Anlagen sowie der nicht ausreichende, aber auch nicht vollständig realisierbare Schutz gegen Terrorakte bereits bei gegenwärtiger Gesetzeslage hinreichend sind, um die Atomkraftwerke über den Weg des Widerrufs von Betriebsgenehmigungen umgehend stillzulegen.  

Völlig unzureichend ist auch die finanzielle Haftpflicht der AKW-Betreiber im Schadensfall. Allein eine ordnungsgemäße Versicherung der Anlagen würde den Atomstrom zur teuersten Form der Energieerzeugung machen. Wettbewerbsverzerrungen im Energiesektor folgen also nicht aus der Förderung erneuerbarer Energien, wie es die konventionelle Energiewirtschaft immer wieder behauptet. Sie bestehen seit Jahrzehnten dadurch, dass der Staat die Risiken der Atomenergiegewinnung und der Nuklearabfallbeseitigung bzw. -lagerung  aus Steuermitteln trägt. Verwiesen sei auch darauf,  dass die vielen Produktionsschritte von der Förderung des Urans bis zum fertigen Brennelement im AKW erhebliche Mengen an Kohlendioxidemission bedeuten. Atomstrom ist also keineswegs klimaneutral, wie CDU und CSU behaupten.
Die Linkspartei.PDS will die durch Rot-Grün aufgeweichten Schutzmaßstäbe in der Strahlenschutzverordnung wieder verschärfen. Auch schwach kontaminierte Abrissstoffe haben beim Straßenbau oder recycelt in Alltagsgegenständen nichts zu suchen.
Die Linkspartei.PDS unterstützt friedliche Proteste der Anti-Atom-Bewegung, auch zivilen Ungehorsam, um einen schnelleren Ausstieg aus der Atomenergie zu erreichen. Schon in der Vergangenheit beteiligten sich etliche unserer Mitglieder an Demonstrationen gegen Atomtransporte nach Gorleben. In diesem Zusammenhang  fordern wir, dass die Sicherheit von Leben und Gesundheit bei Protestaktionen immer gewährleistet sein muss. Die Grundrechte dürfen auch durch Polizei und Sicherheitsdienste nicht gefährdet werden. 

Die Linkspartei.PDS will eine dezentrale vollständig solare Energieversorgung. Darauf sind Forschung und Entwicklung im Energiebereich zu konzentrieren. Deshalb halten wir auch die Forschung auf dem Gebiet der Kernfusion für wenig sinnvoll, da sie mit einem extrem  hohen finanziellen Aufwand frühestens in einem halben Jahrhundert die Frage beantworten kann, ob aus der Wasserstofffusion jemals sicher und rentabel Energie erzeugt werden könnte.  Bis dahin muss aber die Energiewende längst vollzogen sein. 

Für eine Verkehrswende
Obwohl es erklärtes Ziel der Bundesregierung ist, Mobilität für Personen und Güter umweltgerecht und sicher gestalten zu wollen, schlägt sich dies in der tatsächlichen Entwicklung des Verkehrs nicht nieder. Durch die anhaltend hohen Wachstumsraten trägt der Verkehrssektor mehr denn je zu einer Verschärfung der Klimaproblematik, der Versiegelung, der Lärmbelastung und der Schadstoffbelastung der Luft bei.   

Mit dem ungehemmten Ausbau der Verkehrsinfrastruktur – insbesondere für den Straßenverkehr – wird eine Verkehrspolitik fortgeschrieben, die die Lebensbedingungen der Menschen den vermeintlichen Erfordernissen des Verkehrs unterordnet und damit insbesondere alte oder behinderte Menschen und Kinder in ihren Bewegungsmöglichkeiten einschränkt. Zusätzlich zu dem im Juli 2003 beschlossenem Bundesverkehrswegeplan mit 150 Milliarden Euro wurde im April 2005 ein Zwei-Milliarden-Investitions-Sonderprogramm mit einer Laufzeit von vier Jahren aufgelegt. Davon sollen 900 Millionen Euro in das Bundesstraßennetz investiert werden.

Im Güterverkehr hat die Bundesrepublik in den vergangenen Jahren einen wahren Boom des LKW-Verkehrs erlebt. Eine Ursache für das umweltzerstörende Wachstum liegt darin, dass die Transportkosten im Vergleich zum Warenwert ständig gefallen sind. Auch mittelfristig wird das Tarifniveau im Straßengüterfernverkehr weiter sinken. Nur weil der Transport kaum etwas kostet, können Unternehmen in dem Ausmaß nach dem billigsten Produktionsstandort, Dienstleister oder Zulieferer jagen – auf Kosten von Beschäftigten und Umwelt. All dies forciert eine weiter fortschreitende Zersplitterung von Produktionsprozessen, eine Entwicklung, die letztlich immer mehr Verkehr erzeugt.

Während sich Bundesregierung wie auch EU bisher vor allem um die Liberalisierung und Deregulierung des Straßengüterverkehrs gekümmert haben, bleiben Mechanismen einer umweltorientierten Marktbeeinflussung unterentwickelt. Die ab 2003 beschlossene LKW-Maut auf Autobahnen konnte durch schwere politische Fehler in der Vertragsgestaltung erst zum 1. Januar 2005 wirksam werden. Die Maut ist zudem halbherzig, weil sie nur für LKW über 12 Tonnen Achslast erhoben wird und ein Ausweichen auf Bundes- und Landstraßen zulässt. Die Maut-Gebühren sind zu gering, um wirkliche verkehrspolitische Steuerungsfunktionen zu übernehmen. Der Großteil der Mittel wird in den Straßenausbau (“Anti-Stau-Programm“) investiert. 

Im elften Jahr nach Einleitung der Bahnreform hat die Deutsche Bahn AG ihr Ziel, mehr Personen- und Güterverkehr auf die Schiene zu bringen, nicht erreicht. Das enorme Verkehrswachstum findet weiterhin vor allem auf der Straße statt. Während der Personenverkehr auf der Schiene von 1970 bis 2004 um 22 Prozent gewachsen ist, verzeichnete der Straßenverkehr im selben Zeitraum einen überproportionalen Zuwachs von 134 Prozent. Der umweltfreundlichste und sozial verträglichste Verkehrsträger gerät zusehends auf das Abstellgleis, die Streckenstilllegungen, das Schließen von Bahnhöfen und der Personalabbau bei der Deutschen Bahn gehen drastisch weiter beziehungsweise werden durch den angestrebten Börsengang noch forciert. 

Der Verkehrsbereich mit den höchsten Wachstumsraten ist der Flugverkehr. Grob gerechnet hat sich der Luftverkehr in den vergangenen zehn Jahren international verdoppelt. Und er soll sich in den kommenden 15 Jahren hinsichtlich der zurückgelegten Flugkilometer ein weiteres Mal verdoppeln, was gegenwärtig unter anderem dem boomenden Billig-Flug-Sektor geschuldet ist. Trotzdem ist vor allem in den neuen Bundesländern ein Überangebot an Flughafeninfrastruktur zu verzeichnen.

Die Linkspartei.PDS setzt auf ein ökologisches Verkehrskonzept, das zum Beispiel durch regionale Entwicklungspläne die notwendigen dezentralen Strukturen schafft, um Verkehrswege drastisch zu verkürzen und eine deutliche Reduzierung des Verkehrsaufkommens zu ermöglichen. Auch beim Güterverkehr setzen wir auf Verkehrseinsparung. Regionale Wirtschaftskreisläufe sollen gefördert werden, beispielsweise durch höhere, entfernungs- und fahrleistungsgebundene Transportkosten (flächendeckende LKW-Maut), Vermeiden von Leerfahrten, eine kleinräumige Versorgung mit Gütern etc.

Die Vermeidung von Verkehr muss begleitet werden von Maßnahmen zur Verkehrsverlagerung auf umweltfreundliche Verkehrs- und Transportsysteme sowie von technischen Verbesserungen zur Reduzierung der Schadstoffemissionen. Dazu zählt die Förderung von Fahrzeugen, die durch Kraftstoffe aus nachwachsenden Rohstoffen, mit Erdgas oder Wasserstoff betrieben werden können. Nur so kann die seit dem 1. Januar 2005 geltende EU-Luftqualitätsrichtlinie (Feinstaub) umgesetzt und eingehalten werden. 

Neben einer Neugestaltung der Raumstruktur und einer Erhöhung des "Raumwiderstandes" durch Verordnungen und Limits (zum Beispiel Nachtfahrverbot, Tempo 130 auf Autobahnen) wären Maßnahmen zur Verlagerung des Güterverkehrs auf die Schiene und die Binnen- und Seeschifffahrt durch Schaffung fairer Wettbewerbsbedingungen (Internalisierung externer Kosten) (Kann man das für den Laien verständlicher ausdrücken?) dringend geboten. Auch dazu wäre eine höhere und auf Bundesstraßen ausgedehnte LKW-Maut, auf, nützlich (Der Satz geht es diffus zu Ende, was ist gemeint?). Das Ökosteuer-Aufkommen soll im Rahmen der Finanzierung eines ökologischen Umbaus der Gesellschaft auch dazu verwendet werden, den Ausbau öffentlicher Verkehrsmittel zu finanzieren. 

Zur Reduzierung des ökologisch besonders schädlichen Luftverkehrsaufkommens fordert Die Linkspartei.PDS neben einer Kerosin-Besteuerung beziehungsweise einer Emissionsabgabe auch Maßnahmen zur Verlagerung von Kurzstreckenflügen unter 500 Kilometer auf die Bahn.

Die Bahn in ihrer Funktion zur Sicherung der Daseinsvorsorge muss systematisch gefördert werden. Die Rahmenbedingungen sind so zu verändern, dass sie als attraktive Alternative zum Auto und zum Flugzeug wahrgenommen wird. Notwendig ist der flächendeckende Erhalt und Ausbau des bestehenden Schienennetzes. Wichtig ist eine insgesamt ausreichend hohe “Netzgeschwindigkeit“. Es geht dabei nicht nur um hohe Geschwindigkeiten von Großstadt zu Großstadt. Auch Umsteigevorgänge und Fahrten auf kleineren Strecken müssen in einem attraktiven Zeitrahmen möglich sein. Dieses Ziel wird in erster Linie durch eine optimale Abstimmung von Nah-, Regional- und Fernverkehr realisiert (“integrierter Taktverkehr“). 

Der Personalabbau muss gestoppt, der komplizierte und kundenfeindliche Preis-Dschungel durchschaubar gemacht werden. Die Schaffung eines attraktiven Nahverkehrssystems, das Schülern, Berufspendlern, Studenten, Senioren und Menschen mit Behinderung eine wirkliche Alternative zum individuell motorisierten Straßenverkehr bietet und die Verkehrsströme optimal steuert, ist eine erstrangige ökologische und gesellschaftspolitische Aufgabe.

[...]

Bildung für eine nachhaltige Entwicklung
Umfragen verschiedener Meinungsforschungsinstitute zeigen immer wieder drei Tendenzen:

1. Verbal ist für viele Menschen die Erhaltung von Natur und Umwelt ein hohes Gut.

2. Die Informations- und Wissensdefizite sind erheblich.

3. Von der Kenntnis über bestimmte Zusammenhänge bis zur Einsicht, Verhaltensweisen verändern zu wollen und das dann auch tatsächlich zu tun, ist es ein langer Weg. Dabei stehen wir erst am Beginn.

Daraus ergibt sich die große Aufgabe, die Umweltbildung und die Bildung im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung bedeutend zu verstärken. 
Wirtschaftsentwicklung auf Kosten von Natur und Umwelt bzw. unter Inkaufnahme eines irreversiblen Raubbaus an der Natur zerstört die Lebensgrundlagen der Menschen auf unserem Planeten. 

Ökologischer Fundamentalismus führt ebenfalls in die Sackgasse, weil er das grundlegende Interesse der Menschen, durch Arbeit ihren Lebensunterhalt zu verdienen, nicht ausreichend berücksichtigt. Damit werden soziale Spannungen hervorgerufen, die eine Akzeptanz von Natur- und Umweltschutz nicht befördern, eher sogar behindern. 

Die aktuellen Diskussionen zeigen: In Zeiten von Wirtschaftskrisen und Massenarbeitslosigkeit haben Natur- und Umweltschutz schlechte Karten. Die Losung kann nur sein: Statt Profitmaximierung auf Kosten der Umwelt eine nachhaltige Entwicklung und Geld verdienen mit Umwelttechnik, Klimaschutz, Umwelt- und Naturschutz. Das gilt auf der ganzen Welt, nicht nur hier bei uns.
Es stellt sich die Frage, ob und wann ein Kapitalist, insbesondere der so genannte Global Player, dessen wichtigstes Ziel maximaler Profit ist, zu der Konsequenz gelangt, im Interesse des Überlebens der Menschheit eine Schraube zurückzudrehen. Die Linkspartei.PDS arbeitet dafür, dass immer mehr Menschen diesen Zusammenhang begreifen. Umweltbildung nimmt dabei eine Schlüsselstellung ein. 

Die Konferenz in Rio 1992 hat nachdrücklich die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen für zukünftige Generationen gefordert.

Der Deutsche Bundestag hat die Umweltbildung zu einer tragenden Säule im weltweiten Projekt  „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ erklärt. Insbesondere Jugendliche sollen bei der Erarbeitung von Lösungsansätzen mit einbezogen werden. Auch im Kontext der Johannesburg-Vereinbarung aus dem Jahre 2002 spielt das ressortübergreifende Thema Bildung eine große Rolle. Für Die Linkspartei.PDS sind dabei folgende Punkte von besonderer Bedeutung:

· Bildung ist ein unverzichtbares Instrument zur Umsetzung einer nachhaltigen Entwicklung.
· Die Themen nachhaltige Entwicklung sowie Schutz von Umwelt und Natur müssen auf allen Ebenen und in allen Bereichen der Bildung integriert werden. Es ist als Schlüsselelement  zu fördern. 
· Über die Bildung soll das Leitbild der nachhaltigen Entwicklung verstärkt in die Öffentlichkeit gelangen.
· Die internationale Zusammenarbeit im Bildungsbereich zu diesen Themen muss ausgebaut werden, beispielsweise im Bereich der Förderung einer nachhaltigen Energieproduktion und -versorgung, der wissenschaftlichen Zusammenarbeit und des Austausches von Fachleuten und Studenten. 
Seit langem gehört die Diskussion um globale ökologische Krisen und die nachhaltige Entwicklung zum gesellschaftlichen Alltag. Der Erwerb umweltpolitischer Kompetenz und die Auseinandersetzung mit den vielschichtigen Problemen nachhaltiger Entwicklung sind bisher aber weder in  den allgemeinbildenden Schulen noch in anderen Bildungsstufen ausreichend verankert. Das gilt auch für die Universitäten und Hochschulen.

Die Entwicklung entsprechender Schulprofile, die Erarbeitung neuer Rahmenpläne sowie die außerschulische Umweltbildung müssen daher stärker herausgefordert und gefördert werden. Die Bildungsinhalte sollten sich dabei auch an den regionalen Gegebenheiten vor Ort orientieren, um lokale Identifikation und engagiertes Wirken zu befördern. Jugendliche  müssen sich angesprochen fühlen,  an der Programmgestaltung beteiligt werden, die Projekte müssen Spaß machen.  

Das Freiwillige Ökologische Jahr ist weiter auszubauen. Es bietet jungen Leuten die Möglichkeit, Persönlichkeit und Umweltbewusstsein zu entwickeln und praktisch für Natur und Umwelt zu handeln.
Netzwerke mit Umwelt- und Naturschutzverbänden, Behörden, Gewerkschaften, Kirchen und Bildungsträgern sowie anderen umweltpolitisch Engagierten müssen geschaffen und für die Umweltbildung nutzbar gemacht werden. 

Zur Person: Wolfgang Methling
Dr. Wolfgang Methling ist stellvertretender Vorsitzender von DIE LINKE und Umweltminister von Mecklenburg-Vorpommern.

· Ausbildung / Studium: 1966 – 1971 Studium der Veterinärmedizin in Leipzig

· Beruflicher und politischer Werdegang: 1978 Promotion A, ab 1982 Fachtierarzt für Tierhygiene, 1984 Promotion B zum Dr. sc. (heute Habilitation), 1985 Berufung zum Dozenten für Tierhygiene an die Universität Rostock, 1992 Berufung zum Professor für Tiergesundheitslehre an der Universität Rostock, 1998 Ernennung zum Umweltminister Mecklenburg-Vorpommern, 2002 erfolgt die erneute Bennennung zum Umweltminister und stellvertretendem Ministerpräsidenten des Landes Mecklenburg-Vorpommern, Juni 2003 Wahl zum stellvertretenden Vorsitzenden der PDS.


Voraussetzungen für die Glaubwürdigkeit und Akzeptanz 
des Emissionshandels(
Christoph Bals 

Der Emissionshandel wird salonfähig. Die internationale Staatengemeinschaft hat sich in Marrakesch auf die Spielregeln für Emissions Trading, Joint Implementation und Clean Development Mechanismus prinzipiell geeinigt. Die EU-Kommission hat einen Richtlinien-Entwurf für ein europäisches Emissionshandelssystem vorgelegt. Und selbst im Kölner Karneval bei der diesjährigen Stunksitzung war das Thema Emissionshandel eins der bestimmenden Themen. "Wat küt, dat küt" hieß es da. Wir stehen an einer klimapolitischen Zeitenwende. Wir stehen vor der völkerrechtlich sanktionierten Einführung des ersten Schrittes in eine treibhausgasbegrenzte Zukunft. Die EU-Kommission hat die Zeichen der Zeit erkannt und im Kyoto-Ratifizierungspaket auch verschiedene Vorschläge zur gemeinschaftlichen Umsetzung der Klimapolitik vorgelegt. Der wirkungsmächtigste Teil in diesem Instrumentenmix ist vermutlich im Entwurf der Emissionshandels-Richtlinie skizziert. 

Es war der richtige Zeitpunkt, ein solches Papier jetzt vorzulegen. Die EU steht vor der Entscheidung, eine klare Rahmensetzung bald einzuführen, die es erlaubt, die akzeptierten Klimaschutz-Ziele zu erreichen. Bei der EU-Richtlinie handelt es sich um den Handel zwischen Unternehmen, während Kyoto den Handel zwischen Staaten regelt. Soweit Unternehmen grenzüberschreitend handeln, sind natürlich die Kyoto-Regeln auch einzuhalten. So wie das neue Instrument auch sorgfältig auf seine Kompatibilität mit dem bestehenden Instrumentenmix abzuklopfen ist und entsprechende Modifikationen vorzunehmen sind. Warum ist ein EU-Emissionshandelssystem sinnvoll? 
· Ein mengenorientiertes System wie das von der Kommission konzipierte Cap and Trade- System generiert und garantiert wie kein anderes Konzept ökologische Treffsicherheit. Zugleich aber signalisiert es der Wirtschaft: wir sind nicht daran interessiert, euch im Detail zu regulieren. Wie ihr das umsetzt, ist eure Sache. Und auch, wo - solange die Umweltintegrität gewahrt bleibt.

· Ein solches System ermöglicht, ökonomische Chancen zu nutzen und Risiken - vor allem das angesichts eines völkerrechtlich verankerten Prozesses zur Treibhausgasreduzierung klar absehbare regulative Risiko - erfolgreich zu managen. Beim Klimagipfel in Marrakesch wurde im Rahmen einer Veranstaltung der Versicherungs- und Finanzbranche deutlich, dass institutionelle Anleger von Unternehmen mit hohen Kohlenstoffrisiken in Zukunft ein geeignetes Risikomanagement-System erwarten. In den meisten Fällen dürfte dies durch den Optionen-Handel im Rahmen eines Emissionshandelssystems geschehen.

· Dieses Instrument gestattet Unternehmen die Flexibilität, beim Erreichen der Klimaschutzziele neue klimafreundliche Investitionen erst dann zu tätigen, wenn die alten Investitionen abgeschrieben sind. Indem Kapitalvernichtung damit weitgehend unnötig wird - ohne die Umweltziele zu gefährden -, werden auch negative Arbeitsmarkteffekte eingeschränkt; durch den Innovationsanreiz sind aber zugleich parallele positive Arbeitsmarkteffekte zu erwarten.

· Es ist ein nicht zu unterschätzender Strukturwandel in den Unternehmen zu erwarten. Nicht mehr alleine die Umweltleute, sondern auch die Finanzabteilung hat dann ein Interesse, dass ein intensiver Suchprozess zur Klimagasreduzierung beginnt. Statt Flucht- und Verweigerungsprozessen werden Anpassungs- und Gestaltungsprozesse ermöglicht.

· Ein internationales Emissionshandelsregime in Europa - weit über die heutige EU hinaus - , demnächst wohl auch in Japan, wird der wohl stärkste Attraktor für die USA, sich den internationalen Klimaschutzbemühungen auf die eine oder andere Art anzuschließen. Der Druck der transnationalen Unternehmen in diese Richtung wächst bereits seit dem erfolgreichen Bonner Klimagipfel. Die Einführung eines EU-Emissionshandels-Regimes ist die sicherste Gewähr dafür, dass die USA nicht dauerhaft außen vor bleibt.

· Aus ökologischer Perspektive, aber vor allem auch wegen der notwendigen Liquidität des Marktes, ist es sinnvoll, dass die EU die Initiative ergreift, bevor ein Flickenteppich nationaler, nicht kompatibler Märkte entsteht. Bereits die beiden ersten EU-Konzepte, Großbritannien und Dänemark, sind nicht kompatibel.
Gerade angesichts dieser Vorteile gilt es die Frage zu stellen, warum der Emissionshandel immer noch gewisse Akzeptanzprobleme gerade in Deutschland hat. 

Weltanschauliche Gründe für Akzeptanzprobleme 

Einige der moralischen Grundsätze, die wir in Deutschland seit Luther sozusagen mit der Muttermilch aufsaugen, ist - auch für Katholiken und Atheisten - die Kritik an Regelungen, die nach "Ablasshandel" riechen. "Die Münze in dem Beutel klingt, die Seele aus der Hölle springt". Jahrelang war der Begriff "Emissionshandel" in der deutschen Presse gleichbedeutend mit "Ablasshandel". Beides mal meint man als Prinzip zu erkennen: "ich handle unmoralisch, zahle Geld - und meine Sünden sind mir vergeben." So wurde auch in der Kölner Stunksitzung der Emissionshandel erklärt. "Neulich war Fahrzeugkontrolle. Ich ins Röhrchen geblasen. Weit mehr Promille als erlaubt. Der Polizist will meinen Führerschein. Ne, sag ich. Ich hab' doch die Promille-Rechte von Tante Elli und Onkel Richard gekauft". Das wäre Ablasshandel. Die These vom Ablasshandel aber verkennt, dass beim Treibhausgas-Emissionshandel der Ausstoß der Emissionen (die Sündenlast - um im Bild zu bleiben) tatsächlich verringert wird, nur anderswo. Am "polluter pays to get reduction" Prinzip wird nicht gerüttelt. 

Zu unseren in Deutschland mit der Muttermilch aufgesaugten Grundsätzen gehört auch Kants Kategorischer Imperativ. "Handle stets so, dass Dein Handeln zur Grundlage eines allgemeinen Gesetzes werden könnte." Auf den ersten Blick scheint auch dies den Emissionshandel als unmoralisch zu qualifizieren. Im eigenen Unternehmen handelt das Unternehmen nicht so, dass sein Handeln zum allgemeinen Gesetz werden könnte. Aber: es handelt - nur anderswo - und demnächst wird das in der EU tatsächlich Gesetz. 

Kein Wunder, dass in der breiten Bevölkerung in Deutschland Emissionshandel etwas Unmoralisches zu sein scheint. In von utilitaristischer Ethik geprägten Staaten wie den USA, UK, Australien, den Niederlanden scheint ein solcher Vorwurf der Unmoral hingegen absurd. 

Weitere Akzeptanzprobleme 

Es gibt weitere, eher weltanschauungsunabhängige Akzeptanzprobleme für den Emissionshandel in Deutschland: 
· Der Emissionshandel mit seiner Notwendigkeit der Zuteilung von begrenzten Erlaubnissen zum Emissionsausstoß passt nicht zum rheinisch-berliner Politikstil des Klüngels. Plötzlich werden harte Entscheidungen der Zuteilung, wirkliche Transparenz beim Monitoring und bei der Verifizierung sowie ein hartes Sanktionssystem notwendig. Der Markt braucht einen Ordnungsrahmen.
· Gewichtige Teile der Wirtschaft würden lieber am gemütlichen Nest der "freiwilligen Selbstverpflichtung" festhalten.

· Befürworter der Erneuerbaren Energien befürchten, dass diese von einem Emissionshandelssystem, das 'least cost Optionen' sucht, nicht genügend Anreize erhalten.

· Von einigen Globalisierungskritikern wird als neuer Strang der Globalisierung die "Privatisierung der Luft bzw. der Atmosphäre" kritisiert.

Glaubwürdigkeitsprobleme aus der Sicht von GERMANWATCH 

Der Emissionshandel auf Unternehmensebene kann ein sehr zielgenaues und wirkungsmächtiges Instrument sein. Viele Akteure, die am Klimaschutz keinerlei Interesse haben, betreten das Spielfeld. Das ist gewünscht - dass der Klimaschutz nicht nur etwas für gute Menschen bleibt. Aber es macht auch deutlich: Ab jetzt muss es strikte Regeln geben, die dafür sorgen, dass tatsächlich Emissionen und nicht Papierbuchungen gehandelt werden; dass tatsächlich die Innovationen angestoßen werden, die wir brauchen. 

Ich möchte vier Glaubwürdigkeits-Probleme benennen. Alle können gelöst oder zumindest gemindert werden, aber dies muss auch geschehen.
· Die EU-Richtlinie sieht vor, dass zu einem späteren Zeitpunkt auch projektbasierter Handel in das System einbezogen werden soll. Dies ist im Prinzip zu begrüßen. Aber die Spielregeln von Kyoto reichen leider nicht aus, die ökologische und soziale Integrität dieser Projekte sicherzustellen. Hier ist die EU in der Pflicht, einen "goldenen Standard" zu erarbeiten, der einerseits für Umweltintegrität und andererseits für Investorensicherheit sorgt.

· Es ist zuviel heiße Luft im internationalen System. Auch in das EU-System kommt durch die Osterweiterung möglicherweise so viel heiße Luft hinein, dass damit einerseits zuviel Marktmacht für Osteuropa entsteht und andererseits zu wenig Anreize für dringend notwendige Innovationen entstehen. Was ist heiße Luft? Auch dazu klärt die Kölner Stunksitzung auf: Der Fahrer, der Promille-Erlaubnisse von Tante Elli und Onkel Richard gekauft hat, darf dennoch nicht weiterfahren. "Das mit der Tante Elli akzeptiere ich," sagt der Polizist nach einem Blick in den Computer. "Aber - die Gutschrift von Onkel Richard, die ist heiße Luft. Der hat ja gar keinen Führerschein." Es ist Gott sei Dank nach Marrakesch gewährleistet, dass wir im Register jederzeit nachvollziehen können, wer welche Emissionszertifikate nutzt. Und wir als NGO, ich denke auch ein frei gewähltes Parlament, wird sicher nicht zulassen, dass wir die russische Mafia - und dann auch noch ohne Klimaschutzgegenleistung - finanzieren, nur um zuhause weniger Klimaschutz leisten zu müssen. Verschiedene Vorschläge zur Begrenzung dieses Problems, von einem debt for hot air-swap bis hin zur Nutzung der Einnahmen für Klimaschutzprojekte, werden diskutiert.

· Einerseits wollen wir ja, dass die Preise für Klimaschutz sinken. Damit steigt die politische Akzeptanz und letztlich sind ehrgeizigere Ziele durchzusetzen. Wirtschaftsminister Müller etwa müsste ja seine Berechnungen bezüglich der hohen Kosten des Klimaschutzes, die er gerade vorgelegt hat, direkt wieder einstampfen lassen, wenn der EU-Emissionshandel eingeführt wird. Andererseits wäre es ein Zeichen, dass die Ziele in der erweiterten EU nicht ehrgeizig genug sind, wenn der Preis für Zertifikate so in den Keller sinkt, dass keine Innovationsanreize mehr davon ausgehen.

· Bei einer ganzen Reihe von treibhausgasbezogenen Regulierungen können die von der Richtlinie betroffenen Unternehmen entlastet werden, wenn der Emissionshandel kommt. Weniger Ordnungsrecht, Verzicht auf Ökosteuer für die am Emissionshandel teilnehmenden Unternehmer ist kein Tabu. Unverzichtbar aber bleibt die beschleunigte Markteinführung Erneuerbarer Energien und anderer innovativer Technologien wie Brennstoffzellen. Dies ergibt sich aus einer Langfristperspektive. Diese Technologien müssen die Staffel des Klimaschutzes übernehmen, wenn die heute noch im Vordergrund stehenden Effizienzgewinne beim Angebot und bei der Nachfrage fossiler Energien allmählich kostspieliger oder gar physikalisch unmöglich werden. Für sie brauchen wir zusätzlich zum Emissionshandel eine Markteinführungsstrategie. In Deutschland haben wir mit dem EEG ein besonders effizentes Vorzeigemodell.
Glaubwürdigkeitsprobleme von Teilen der Wirtschaft in der Debatte 

Ich kann verstehen, dass ein Teil der deutschen Wirtschaft derzeit ziemlich erschrocken die Augen öffnet. Wenn man - gerade vom Emissionshandels-Tiefschlaf aufgeweckt - ins kalte Wasser springen soll, das ist schon ziemlich viel verlangt. Hochachtung verdient, dass sich ein Großteil der deutschen Wirtschaft in den letzten zwölf Monaten bemerkenswerterweise aufgerappelt hat und in der Arbeitsgruppe Emissionshandel (AGE) zu einem konstruktiven Dialog und Zwischenergebnis in der Lage war. 

Jetzt, nachdem der EU-Richtlinienvorschlag auf dem Tisch liegt, haben viele daran etwas auszusetzen. Einige aber gehen fundamental dagegen an, zum Teil mit abenteuerlichen Argumenten. So hat ein Vertreter der Kohlebranche in der letzten AGE-Sitzung die Sanktionsmechanismen in der EU-Richtlinie kritisiert und gemeint, man solle sich doch ein Beispiel an den freiwilligen Selbstverpflichtungen nehmen. Ein schöneres Eigentor hätte er nicht schießen können. Wenn die freiwilligen Selbstverpflichtungen deshalb vorgezogen werden, weil man sanktionslos die Ziele verfehlen kann, dann ist die EU-Kommission ja schon aus Wettbewerbsgründen gezwungen, auf die verbindliche EU-weite Einführung des Emissionshandels zu drängen. 

Überhaupt spielen einige Akteure der deutschen Wirtschaft die freiwilligen Selbstverpflichtungen gegen den Emissionshandel aus - nicht nur wegen der Übergangsprobleme sondern prinzipiell. Und das, obwohl ganz klar ist: Der Emissionshandel soll bis 2012 nicht zu schärferen Zielen für die einzelnen Unternehmen führen. Natürlich müssen die Ziele der Selbstverpflichtung - soweit es relative sind - mit für die Branche plausiblen Umrechnungsfaktoren in absolute Ziele umgerechnet werden. Natürlich sollte solide nachgewiesene "early action" berücksichtigt werden können - die EU-Richtlinie erlaubt das ausdrücklich. Aber was ist dann der große Nachteil durch den Emissionshandel? Etwa, dass - wenn es mit der Zielerfüllung eng wird - dies vom entsprechenden Unternehmen durch den Zukauf von Zertifikaten ausgeglichen werden kann? Oder, dass die volkswirtschaftlichen Kosten der Treibhausgasreduzierung in einem europäischen Emissionsmarkt deutlich sinken? Ich erwarte, dass Befürworter der freiwilligen Selbstverpflichtung und gleichzeitige Gegner des Emissionshandels - Herr Röder von der BASF wird ja gleich in diesem Sinne vortragen - klar folgende Frage beantworten: bevorzugen sie nur deshalb die Selbstverpflichtung, weil sie sich leichter um die Zielerfüllung drücken können? 

Auch aus einem anderen Grund sollten sich bremsende Akteure aus der Wirtschaft ihre Strategie zweimal überlegen. Einige von uns sind lange genug in der Klimadebatte, um die Wandlungen des Diskurses verfolgt zu haben. Am Anfang war das Wort. Und das Wort hieß Ordnungsrecht. Dann beklagte die Industrie, ökonomische Instrumente seien viel effektiver. Dann wurde die Öko-Steuer geschaffen. Nein, nein, das war's auch nicht. Übrigens war es auch damals schon die BASF, die den Widerstand der Industrie gegen die Ökosteuer organisierte, so wie sie jetzt den Widerstand gegen den Emissionshandel orchestriert. Die Politik reagiert - so gut wie keine Ökosteuer für die Industrie, statt dessen flexible Instrumente. Kaum handelt die Politik im Sinne des Emissionshandels, ist das auch nicht mehr gut. Wer gegen Ordnungsrecht, Ökosteuer und Emissionshandel zugleich argumentiert, der argumentiert letztlich gegen Klimaschutz. Wenn jetzt nicht die Weichen langfristig für ein ökologisch effektives und ökonomisch effizientes System gestellt werden, ist in den nächsten Jahren mit - je nach Stimmungslage - mehr oder weniger hysterischen Ausschlägen der Gesetzgebung im Klimabereich zu rechnen. Die Klimaziele stehen fest. Wer sich gegen Emissionshandel ausspricht, argumentiert implizit für andere Instrumente. ... 

Es ist erfreulich, dass sich in der AGE ein konstruktiver Grundtenor bisher durchgesetzt hat. Wir werden dies weiter unterstützen. 

Die Glaubwürdigkeitskriterien für ein Emissionshandelssystem lassen sich aus Sicht von GERMANWATCH wie folgt zusammenfassen: 
· Die Ziele müssen stimmen 

· Die Sanktionen müssen angemessen und Wiedergutmachung für's Klima gewährleistet sein

· Ein seriöses Monitorung und dementsprechende Verifizierung müssen sichergestellt sein

· Beim Einbezug von Projekten ist durch einen goldenen Standard die Umweltintegrität zu sichern

· Die Preise müssen so sein, dass ein Anreiz für Innovationen gewährleistet bleibt.
So dient der Emissionshandel dem Klimaschutz. Dieses Ziel darf bei der Steigerung der Kosteneffizienz durch den Emissionshandel nicht wegrationalisiert werden.

Literatur und Internet-Links
a.) Informationen zum Emissionshandel von Germanwatch:
http://www.germanwatch.org/rio/et.htm
b.) Zum Emissionshandel allgemein: Bundesumweltministerium-Broschüre Emissionshandel - Mehr Klimaschutz durch Wettbewerb: http://www.bmu.de/files/emissionshandel/downloads/application/pdf/broschuere_emissionshandel.pdf
c.) Emissionshandel in Deutschland und der EU:
Deutschlands Klima-Wende. Kniefall vor der Lobby statt Schutz des Klimas:
http://www.germanwatch.org/presse/2004-03-30.htm
d.) Greenpeace: Fünf Punkte für wirksamen Klimaschutz:
http://www.presseportal.de/story.htx?nr=788729&firmaid=6343
e.) BUND: Der EU-Emissionshandel mit Treibhausgasen - Effizienter Umweltschutz oder klimapolitische Mogelpackung? http://www.bund.net/lab/reddot2/pdf/emissionshandel.pdf
f.) CDM und JI: Die projektbasierten Mechanismen CDM und JI – Einführung und praktische Beispiele. Die vorliegende Broschüre bietet grundlegende Informationen über die Mechanismen CDM und JI, ihre Planung und Durchführung und macht dies an praktischen Beispielen deutlich. Sie richtet sich an Projektentwicklerinnen und Projektentwickler, die überlegen, ein Projekt als CDM/JI-Projekt anzumelden, sowie an alle, die eine allgemeine Einführung in die projektbasierten Mechanismen suchen. BMU, 2005. http://www.emissionshandel-fichtner.de/pdf/BMU_Infobroschuere_JI-CDM.pdf
g.) Veröffentlichung in Dow Jones, Trade News Emissions, Januar 2005: "Chancen durch CDM und JI im Rahmen der CO2 Erfüllung" - Wie können Unternehmen, die zur Teilnahme am Emissionshandel verpflichtet sind, die Flexiblen Mechanismen CDM und JI zur Erfüllung ihrer Emissionsvorgaben nutzen? Nino Turek
http://www.emissionshandel-fichtner.de/pdf/TNE_20050114_S10-11_Emissionshandel.pdf
h.) Überblick über die CDM-Projekte in der Pipeline: UNEP Risoe Centre on Climate, Energy and Sustainable Development
http://cd4cdm.org/Publications/CDMpipeline.xls
i.) http://www.emissionshandel.de
j.) http://www.co2-handel.de
k.) http://www.cdmgoldstandard.org/
l.) http://www.atmosfair.de
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Augen auf Mund zu
Überblick im Überfluss. Was kann man überhaupt noch essen?
(Eine Verbraucherinformation von Greenpaece)

Sie wollen sich gesund und preiswert ernähren?

Wir sagen Ihnen wie!

Bunte Verpackungen mit grünen Wiesen und glücklichen Kühen versprechen Verbrauchern Produkte aus einer naturnahen Landwirtschaft, sagen dagegen höchstens aus, dass fähige Werbegestalter am Werk waren. Auf welche Kennzeichnungen kann man sich als Verbraucher wirklich verlassen? Diese Broschüre ist eine Einkaufshilfe für gesunde und umweltfreundlich hergestellte Lebensmittel, die nicht die Welt kosten.
Der Kauf von Bioprodukten lohnt sich

Zwar sind Bio-Produkte oft teurer, weil Öko-Bauern mehr Aufwand treiben, um die Umwelt zu schützen, und dabei geringere Erträge haben. Doch der Preisunterschied ist z.B. bei Brot, Joghurt und Käse relativ klein. Am meisten muss man für Bio-Fleisch bezahlen, weil die Qualitätsunterschiede zur konventionellen Tierhaltung sehr groß sind.

Doch es lohnt sich für Sie und die Umwelt: Mit jedem Liter Biomilch, den sie pro Jahr kaufen, ermöglichen Sie einem Landwirt zwei Quadratmeter Grünland auf ökologische Bewirtschaftung umzustellen, mit jedem Brot aus Biogetreide sind es ca. zwei Quadratmeter Acker, die er umweltfreundlich bewirtschaftet.
Ökobauern: Früher belächelt, heute vorne

Öko-Landwirte sind immer noch eine Minderheit in der deutschen Landwirtschaft. Aber während sie früher als Sonderlinge belächelt wurden, sind sie heute wichtiger Teil der Agrarwende. Sie arbeiten mit raffinierten, modernsten Techniken und ausgeklügelten Anbaumethoden auf dem Acker. Tiere haben mehr Platz, Licht und frische Luft, als in der herkömmlichen Landwirtschaft. Chemische Dünge- und Pflanzenschutzmittel sind verboten und das Viehfutter ist gentechnikfrei. Alle Öko-Marken haben strenge Richtlinien, an die sich Vertragshöfe halten müssen.
Bioprodukte sind leicht erkennbar

Ist bio wirklich bio? Ja, die Begriffe bio und öko sind mittlerweile geschützt und erfüllen die Kriterien des Bio-Siegels. Allerdings sind Lebensmittel, die vor der 2001 in Kraft getretenen EU-Öko-Verordnung diese Namenszusätze trugen, von dieser Regel ausgenommen. Ab 2006 gilt aber auch für diese Produkte: Wo bio draufsteht, muss öko drin sein. Wir helfen Ihnen dabei, „gute“ und „schlechte“ Produkte auf den ersten Blick von einander zu unterscheiden. Vielleicht haben Sie sich auch schon folgende Fragen gestellt:

Woran erkennen Sie Öko-Produkte?

Bei Lebensmitteln, die mit Namen wie „Natürlich“, „Landglück“, „Naturharmonie“, „Handwerklicher Tradition“, „Hausrezept“ "Kontrollierte Qualität" oder Ähnlichem angepriesen werden, handelt es sich nicht unbedingt um umweltfreundlich und nachhaltig erzeugte Produkte. Zuverlässig sind aber die Begriffe „bio“ und „öko“, die nicht mehr beliebig eingesetzt werden dürfen. So fallen auch die Bezeichnungen „kontrolliert ökologisch, bzw. biologisch“ oder „biologischer, bzw. ökologischer Anbau“ darunter. Die so bezeichneten Lebensmittel erfüllen die Kriterien der EU-Öko-Verordnung. Aber es gibt Ausnahmen: Lebensmittel, die bereits vor der Öko-Verordnung diese Namenszusätze hatten, sind von der Regel ausgenommen. „Bio“ und „öko“ dürfen bis 2006 auf diesen Produkten stehen, z.B. auf Bioghurt, obwohl sie nicht ökologisch produziert wurden.

1. Am staatlichen Bio-Siegel

Verbraucher müssen nicht länger nach der kleinen Öko-Kontrollnummer auf der Verpackung suchen: Seit September 2001 gibt es ein staatliches Bio-Siegel in Deutschland. Alle Lebensmittel, die nach den Öko-Richtlinien der EU erzeugt werden, können das gut erkennbare Siegel tragen.

Die EG-Öko-Verordnung schreibt unter anderem Folgendes fest:
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Bio-Siegel für Europa

Dieses Zeichen entspricht ebenfalls den EU-Öko-Kriterien und gilt in allen EU-Ländern. Für das EU-Zeichen gilt einschränkend, dass alle Öko-Zutaten aus der EU stammen müssen. Bislang wird es kaum eingesetzt, da die Länder ihre jeweiligen nationalen Siegel benutzen.
2. An der EWG-Kontrollstellen-Nummer auf der Packung

Da die Verwendung des staatlichen Siegels freiwillig ist, tragen nicht alle Bio-Produkte das Logo. Sicherheit gibt Ihnen die gesetzlich vorgeschriebene EWG-Kontrollstellen-Nummer, z.B. DE-001-Öko-Kontrollstelle. Sie bestätigt, dass das Produkt den Öko-Richtlinien der Europäischen Union entspricht und Landwirte sowie Lebensmittelhersteller streng kontrolliert werden. Die Nummer steht entweder in Kombination mit einem Bio-Label oder solo auf der Packung. Fehlt diese Kontrollnummer, ist es kein zertifiziertes Bio-Produkt.
3. An den Kennzeichen der Öko-Anbauverbände

In Deutschland gibt es eine Reihe von Ökoverbänden mit eigenen Markenlogos. Die bekanntesten und ältesten der vielen Verbände sind Bioland und Demeter. Alle haben eigene Richtlinien, die meist noch schärfer sind als die gesetzlich vorgeschriebenen EU-Standards für Lebensmittel, die das neue Bio-Siegel tragen. Die Tabelle zeigt einige Beispiele:
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Bio-Produkte unter Kontrolle

In Deutschland führen staatliche Behörden und private Kontrollstellen die Überprüfung von Bio-Produkten durch. Ob private Institute zugelassen werden, entscheidet die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE); die Qualität der Arbeit überwachen die Bundesländer.

Die EG-Öko-Verordnung gilt für alle EU-Länder, die Kontrollanforderungen somit auch. Importware aus Nicht-EU-Staaten muss qualitativ den hiesigen Kriterien für Öko-Lebensmittel entsprechen. Deren Einhaltung kontrollieren EU-Behörden und die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung.

Jeder Bio-Betrieb wird mindestens einmal pro Jahr von einer Kontrollstelle geprüft. Neben dieser angekündigten Untersuchung werden auch unangemeldete Kontrollen durchgeführt. Vom Acker über den Hof bis zur Verarbeitung, Verpackung und Kennzeichnung – jede Produktionsstufe wird in Augenschein genommen. Alles muss stimmen: Die Buchführung über Warenein- und Ausgänge, Rezepturen, Bestandslisten, Zutaten, Tierhaltung usw. Sonst gibt’s Ärger.

Welche Supermärkte bieten Öko-Produkte an?

Die Bio-Eigenmarken der größten bundesdeutschen Handelsketten entsprechen mindestens den Kriterien des staatlichen Siegels. Darüber hinaus bieten einige Supermärkte Bio-Produkte von anderen Herstellern an, die Marke „Alnatura“ findet man z.B. bei Tegut. Spar produziert zurzeit keine eigene Öko-Marke, vertreibt aber die Bio-Ware „Gut&Gerne“ des Lieferanten Bio-Zentrale. Die Supermärkte Feneberg, Tegut und Famila haben die größten Bio-Sortimente im Vergleich zum Gesamtsortiment.

So erkennen Sie die Bio-Eigenmarken der Supermärkte:
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Öko-Supermärkte: Da die Nachfrage nach Öko-Lebensmitteln steigt, eröffnen inzwischen auch immer mehr Bio-Supermärkte.
Die Alnatura GmbH bietet insgesamt 8.000 ökologisch erzeugte Produkte an, darunter 450 Lebensmittel. Sie besitzt einige eigene Filialen und vertreibt die Waren in DM-Märkten, Budnikowsky und bei Tegut.
Dieser große Bio-Supermarkt hat Filialen in Stuttgart, München, Hamburg, Düsseldorf, Köln, Frankfurt, Augsburg und Nürnberg. Das Sortiment sowie die Auswahl sind sehr umfangreich.

Empfehlenswert aber nicht bio 

1.) „Ohne Gentechnik“ Kennzeichnung

Eine Kennzeichnung "ohne Gentechnik" setzt voraus, dass eine Anwendung der Gentechnik auf allen Verarbeitungsstufen ausgeschlossen ist. 
Das bedeutet:

· Keine Zutaten oder Zusatzstoffe aus gentechnisch veränderten Pflanzen
· Keine Zusatzstoffe oder technischen Hilfsstoffe oder Enzyme, die aus oder mit gentechnisch veränderten Mikroorganismen gewonnen sind
· Keine Aromen, die mit gentechnisch hergestellten Enzymen gewonnen werden
· Bei tierischen Produkten dürfen die Tiere weder Futtermittel, noch Zusatzstoffe oder Arzneimittel erhalten, die mit Hilfe gentechnischer Verfahren hergestellt wurden
· Milch „Ohne Gentechnik“ gibt es zurzeit nur von der hessischen „Upländer Bauernmolkerei“ unter der Marke „Bergweide“. Sie wird in Filialen des Handelsunternehmens „tegut...“ in Hessen, Thürigen und im nördlichen Bayern verkauft.
2.) Transfair-Siegel für Europa

Die Vergabe des einheitlichen Siegels für fair gehandelte Produkte aus Entwicklungsländern ist an sozial gerechte Produktionsbedingungen geknüpft. Die wichtigsten Kriterien des Siegels sind der direkte Handel mit den Produzentengruppen unter Ausschluss von Zwischenhändlern, Zahlung von Mindestpreisen, die über dem Weltmarktniveau liegen, Zahlung von Prämien, Vorfinanzierung sowie langfristige Lieferbeziehungen. Wer Bio-Ware kaufen will, muss zusätzlich auf das Bio-Siegel oder die Öko-Kontrollstellen-Nummer achten. Weitere Infos unter http://www.transfair.org
Auf welche Siegel sollte man nicht reinfallen?

Alle Siegel und Produkte ohne EWG-Kontrollnummer können wir nicht empfehlen. Auf vielen Produkten wird zwar geworben mit Begriffen wie: „aus naturnaher Landwirtschaft“ oder „aus kontrolliertem Anbau“. Doch sagen die Begriffe tatsächlich nichts über die Herstellung der Lebensmittel aus. Beispiel: Ein Landwirt, der schaut, wie groß seine Kartoffeln geworden sind, hat sie zwar „kontrolliert“, sie aber dennoch 10 bis15 mal mit Pflanzenschutzmitteln bespritzt. Fallen Sie also nicht auf diese Werbung rein.

CMA
Die CMA (Centrale Marketing-Gesellschaft der deutschen Agrarwirtschaf) schließt weder genmanipuliertes Tierfutter, Wachstumsförderer, vorbeugende Medikamente noch Massentierhaltung aus. Das Fleisch stammt einfach aus ganz herkömmlicher, konventioneller Landwirtschaft.
QS: das neue Gütesiegel der Fleischwirtschaft

Seit Mitte 2002 gibt es das maßgeblich von der CMA, dem Bauernverband und dem Lebensmittel-Handel entwickelte QS-Siegel (Qualität und Sicherheit). Es schließt zwar antibiotische Leistungsförderer in der Aufzucht aus, Gentechnik im Tierfutter aber noch nicht. In der Tierhaltung müssen lediglich die gesetzlichen Standards eingehalten werden. Die Produkte stammen also oft aus Massentierhaltung. Die Anforderungen des QS-Siegels sollen schrittweise verschärft und Kriterien für den Landbau aufgenommen werden. Zugute halten muss man, das die Kontrollen über den Herstellungsweg vom Tierfutter bis zum Endprodukt engmaschig sind und bestimmte Futtermittel, wie z.B. tierische Fette nicht erlaubt sind.

So finden Sie Ökoprodukte in Ihrer Nähe

Im Internet finden Sie Adressen von Anbietern ökologischer Produkte, Ökometzgern sowie Lieferfirmen von Biokisten, außerdem Infos z.B. zu Gütesiegeln für Fleisch und Ökoprodukte.

· Allgemeine Informationen zu Ökoprodukten: http://www.oekotest.de 
Große Auswahl an gut sortierten Themen ( surfen auf diesen Seiten lohnt sich! ). Sie finden in der Spalte „Bioprodukte" viele Infos zu Ökoprodukten, -anbietern und -verbänden. Die Zeitschrift Ökotest hat zahlreiche Siegel untersucht, Informationen dazu erhalten Sie über den Link "Tests suchen". Adresse: Öko-Test Verlag, PF 900766, 60447 Frankfurt am Main, Tel. 069-97 77 70
· http://www.oekolandbau.de 
Das Internetportal zum ökologischen Landbau bietet viele Informationen rund um Verbraucherthemen, wie z.B. die Qualität von Lebensmitteln. Sie erfahren worauf Sie beim Einkaufen achten müssen und bekommen interessante Hintergrundinformationen zu speziellen Themen, inklusive Literaturtipps.
· http://www.alles-bio.de 
Breites Angebot von Biokisten-Abo über Biohotels und Biometzgereien bis zu Wochenmärkten. Sie suchen deutschlandweit über das Thema oder über die Region und erhalten eine Liste der Anbieter. Adresse: Waltraud Schulze, Heisinger Str. 1b, 93092 Sarching, Tel. 09403-96 13 94 

· http://www.naturkost.de 
Informiert über Naturkost im weitesten Sinne und über Ökoläden sowie Lieferservice in der gewünschten Region. Adresse: Rolf Mütze, Am Eichwald 24, 64850 Schaafheim, Tel. 06073-748270
Auswahl von Anbietern und Verbänden:

· http://www.boelw.de 
Dem Spitzenverband der ökologischen Lebensmittelwirtschaft gehören Verbände und Unternehmen der gesamten Wertschöpfungskette ökologischer Lebensmittel an - von der Erzeugung über die Verarbeitung bis zum Handel. Hier finden Sie alle Adressen und links der Bio-Anbauverbände, wie z.B. Bioland und Demeter. Adresse: Bölw e.V., Marienstraße 19-20, 10117 Berlin, Tel. 030-28482-300, Fax 030-28482-309
· http://www.gemuesekiste.de 
Hier finden Sie den Lieferservice für Biokisten in Ihrer Region.
· http://www.bonnet.de/anog 
Bietet eine nach PLZ geordnete Liste mit Direktvermarktern an. Außerdem einige interessante Links zu ökologischen Themen. Adresse: ANOG e. V., Pützchens Chaussee 60, 53227 Bonn, Tel. 0228-46 12 62
· http://www.forum-gesundes-leben.de 
Auf dieser Seite können Sie über einen Ort oder eine PLZ Reformhäuser in Ihrer Region finden. Aufgeführt sind Läden in Deutschland und Österreich. Außerdem gibt es auf dieser Seite ein Verzeichnis aller neuform-Vertragswarenhersteller. Adresse: neuform VDR e. G., Waldstraße 6, 61440 Oberursel, Tel. 06172-3 00 30
· http://www.soel.de 
Sehr informative Seiten, unter anderem zu BSE und Ökosiegeln. Über den Link "Verbraucherinfos" finden Sie Adressen von Bioläden, Biometzgereien usw.. Adresse: Stiftung Ökologie & Landbau, Weinstraße Süd 51, 67098 Bad Dürkheim, Tel. 06322-9897 00
Öko-Suchmaschine:

· http://www.oekotopp.de 
Eine Suchmaschine spezialisiert auf den ökologischen Bereich. Unter der Kategorie Essen & Trinken findet man alles von Öko - Wochenmarkt bis Winzer & Wein. Suche über PLZ.


Zur Leiterin der Arbeitsgruppe 3: Ursula Gröhn-Wittern

Ursula Gröhn-Wittern ist Dipl. Agraringenieurin für tropische und subtropische Landwirtschaft und aktiv in der Buko Agrar Koordination. 
Sie ist in Sambia und anderen Entwicklungsländern tätig, seit 20 Jahren engagiert sie sich als Umweltpädagogin in der entwicklungspolitischen Bildungsarbeit für Erwachsene und Jugendliche. Sie absolvierte eine Ausbildung zur Anti bias Trainerin und Mediatorin. Ursula Gröhn-Wittern unterstützt die Arbeit der Buko Agrar Koordination (FIA), Agrecol e.V., AT Verband e.V., Dienste in Übersee, Gossner Mission. Sie publiziert Projektberichte und Aufsätze zu biologischer Vielfalt und Ernährungssicherung. Außerdem geht auf sie die Konzeption und Idee der Ausstellung Biopoli zum Thema genetische Vielfalt in der Landwirtschaft und ihrer Bedeutung für die Welternährung zurück.

Reden ist Silber...
Von der „Local Agenda 21“ zur „Local Action 21“
(von Stefan Kuhn)
Die Kommunen waren die Besten. Keine andere sogenannte „Akteursgruppe“ hat der Umsetzung der Agenda 21 über die Jahre so viel Aufmerksamkeit gewidmet wie die Kommunen. Ein großer Erfolg: 6416 Kommunen in 113 Ländern haben damit begonnen, eigene Aktionspläne für eine nachhaltigere Stadt- oder Gemeindeentwicklung, Lokale Agenden 21, zu erstellen, und dies unter mehr oder weniger intensiver Bürgerbeteiligung, im sogenannten lokalen Agenda-Prozess. Gut drei Viertel dieser Kommunen liegen in Europa, und ca. 2000 davon allein in Deutschland (Stand: Ende 2001). Ist die Welt jedoch dadurch nachhaltiger geworden?

Der Mythos vom gleichseitigen Dreieck

Um den Umgang mit dem Begriff „Nachhaltigkeit“ leichter handhabbar zu machen, wurde er bereits früh in die drei Dimensionen „Umwelt“, „Wirtschaft“ und „Soziales“ aufgeteilt. Ein folgenschwerer Schritt, nicht allein deshalb, weil jede Akteursgruppe, die ihr Anliegen unter diesen drei Dimensionen nicht explizit genannt fand, eine weitere hinzufügte: so etwa Eine-Welt-Gruppen die Dimension „Globales“, Vertreterinnen und Vertreter des Bürgerschaftlichen Engagements „Beteiligung“, oder Verwaltungsreformer „Institutionelles“.

Die seitdem hartnäckig in nahezu sämtlichen Beiträgen zur Lokalen Agenda 21 zitierte Mär vom „gleichseitigen Dreieck“ oder auch „Dreiklang“ aus Umwelt, Wirtschaft und Sozialem verkennt dabei, dass es sich dabei um völlig verschiedene Größen handelt, die zudem noch von einander abhängig sind:

· Die soziale Dimension beschreibt gesellschaftliche Vorstellungen darüber, welche Lebensqualität sich die Menschen einer Stadt, eines Landes oder eines Kulturkreises wünschen: Ganztagesbetreuung von Kindern, Wohnraum im Grünen, attraktive Erwerbsarbeit, permanente Erreichbarkeit oder Einbindung in die Gesellschaft. Diese Vorstellungen sind veränderbar und verändern sich ohnehin mit der Zeit und von Ort zu Ort.

· Die Umwelt stellt eine physikalische Größe dar, die Summe der zur Verfügung stehenden natürlichen Ressourcen wie Boden, Wasser, Luft, Arten, Bodenschätze und Klima. Diese Verfügbarkeit ist nicht wesentlich vermehrbar und derzeit davon geprägt, dass die Länder des Nordens und Südens unterschiedlichen Zugriff haben.

· Die Ökonomie beschreibt die menschliche Tätigkeit, die natürliche Ressourcen nutzt, um menschliche Vorstellungen von Lebensqualität Wirklichkeit werden zu lassen: Durch den Bau von Kindergärten, Wohnhäusern, die Produktion von Kaffee, Handys oder Autos, das Angebot von Dienstleistungen, vom Transport über den Haarschnitt bis zur Nachbarschaftshilfe. Auch wirtschaftliche Aktivität unterliegt dem Wandel des Fortschritts und kann ebenso gezielt verändert werden.

Umwelt, Wirtschaft und Soziales stehen also nicht gleichberechtigt im Dreieck nebeneinander: Natürliche Ressourcen sind der begrenzende Faktor menschlichen Wirtschaftens, und wirtschaftliche Aktivität ist nicht bloß die Gewinnmaximierung einer von den menschlichen Bedürfnissen abgekoppelten Wirtschaft, sondern die zentrale, alltägliche Tätigkeit, die direkte (natürliche, kulturelle oder soziale) Umgebung nach den eigenen Wünschen zu gestalten.

Damit steht der Mensch als handelndes Subjekt im Vordergrund: Jede Alltagsentscheidung dient der Erfüllung der eigenen Vorstellungen von Lebensqualität, egal ob im Unternehmen, in der Verwaltung, im Verein oder im Privathaushalt: Die Wahl der Kaffeesorte oder des Stromlieferanten, die Planung des Baugebiets oder des Sportvereinfests, die Auswahl der Wohnform oder des Verkehrsmittels zum Arbeitsplatz. Durch die Wahl zwischen Alternativen mit unterschiedlich hohem Ressourcenverbrauch werden solche Entscheidungen zu wirtschaftlichen Entscheidungen: Jeder Mensch kann also in seinem oder ihrem jeweiligen Verantwortungsbereich zu mehr oder weniger Nachhaltigkeit beitragen.

Indikatoren – verkappte Zieldiskussion?

Eng verknüpft mit der Diskussion über Nachhaltigkeit ist der Wunsch, die Nachhaltigkeit der Stadt oder Gemeinde messen zu können. Übliches Instrument dafür sind so genannte „Nachhaltigkeitsindikatoren“. Dabei ist Vorsicht geboten, denn diese Auswahl ist gleichzeitig eine verkappte Diskussion über die Ziele der zukünftigen Kommunalentwicklung: Der Indikator „Stromverbrauch der privaten Haushalte in kWh pro Einwohner“ beispielsweise unterstellt, dass ein Nachhaltigkeitsziel ist, diesen Verbrauch zu reduzieren, egal, wie der Strom produziert wurde; ein Nachhaltigkeitsindikator „Wahlbeteiligung bei Wahlen zum Kommunalparlament“ drückt unterschwellig aus, dass eine nachhaltige Gesellschaft sich durch eine hohe Beteiligung an den Kommunalwahlen auszeichnet. Dies mag in Ordnung sein, solange sich diejenigen, die in einer Stadt oder Gemeinde Nachhaltigkeitsindikatoren auswählen, darüber im klaren sind, dass sie damit eigentlich Ziele für die zukünftige Kommunalentwicklung formulieren. Experten können hilfreich sein, Ziele im Bereich der Ressourcennutzung zu formulieren: Sie können Hinweise geben, welche Verbrauchsreduktion notwendig und realistisch ist. Im Bereich der gewünschten Lebensqualität hingegen müssen Werthaltungen aufeinander abgestimmt werden, und dies kann nur im Dialog zwischen verschiedenen Interessengruppen geschehen. 

Projekte – Strohfeuer der Beliebigkeit?

Eine Besonderheit der Lokalen Agenda 21 in Deutschland ist ihre starke Fixierung auf Projekte. Das ist – schaut man sich die Geschichte von Planung und Bürgerbeteiligung in deutschen Kommunen an – nicht überraschend: Die Stadtentwicklungspläne der 70er Jahre verschwanden unbeachtet in den Regalen der Planungsämter, die Dorfentwicklungspläne der 80er Jahre endeten mit neuen (irgendwie überall ähnlichen) Pflastersteinen rings um den Brunnen an der Hauptkreuzung. Daher ist der Wille der an lokalen Agenda-Prozessen Beteiligten erklärlich, gemeinsam konkrete Maßnahmen umzusetzen, statt umfassende strategische „Aktionspläne“ zu erarbeiten – wie eigentlich ursprünglich in der Agenda 21 angedacht.

Konkrete Projekte haben gegenüber abstrakten Plänen einige Vorteile:

· Die an der Planung Beteiligten können gleichzeitig auch an der Umsetzung beteiligt sein.

· Der Zeitrahmen ist kurz genug, um auch noch das Ergebnis erleben und sich mit Stolz damit identifizieren zu können.

· Der Impuls für Öffentlichkeit ist größer und damit die Wahrscheinlichkeit, dass sich Nachahmer finden.

· Projekte können „vom Besonderen zum Allgemeinen“ wirken, also genau umgekehrt wie Pläne: Fast alle in Verordnungen festgelegten und damit allgemein verbindlichen Umwelt- oder Sozialstandards verdanken ihre politische Mehrheitsfähigkeit dem Beweis, dass „es geht“. Dieser Beweis wurde in der Regel in Pilotprojekten erbracht.

Im Rahmen der Lokalen Agenda 21 ist jedoch eine gewisse Beliebigkeit in den Kriterien zu beobachten, was ein Projekt zum „Agenda-Projekt“ macht oder nicht: Es sieht derzeit so aus, als könne alles ein Agenda-Projekt werden. Die Ursache liegt darin, wie unsinnig die drei Dimensionen „Umwelt“, „Wirtschaft“ und „Soziales“ angewendet werden. So wird mancherorts unterschieden, ob ein Projekt nun eher der „sozialen Nachhaltigkeit“ dient, zum Beispiel das neu gebaute Jugendhaus; der „wirtschaftlichen Nachhaltigkeit“ die Ausweisung des neuen Gewerbegebietes, oder der „ökologischen Nachhaltigkeit“ die Ausweisung eines Naturschutzgebietes.

Es gibt nicht mehrere Nachhaltigkeiten

Diese Unterscheidung in verschiedene „Nachhaltigkeiten“ erweist der Nachhaltigkeitsdebatte jedoch einen Bärendienst. Gerade die integrierende Funktion des Begriffes „Nachhaltigkeit“ wird wieder aufgelöst in die alten, bereits seit Jahrzehnten gegeneinander konkurrierenden Zielbereiche: Arbeitsplätze oder Umweltschutz? Projekte, die nur dem einen oder dem anderen dienen, gab es auch schon vor der Lokalen Agenda 21. 

Dabei kann beispielsweise auch das oben genannte Jugendhaus durchaus zum Agenda-Projekt werden, wenn es drei wesentliche Kriterien erfüllt (diese Kriterien wurden im Rahmen des lokalen Agenda-Prozesses Rheinfelden für die dort eingerichteten Projektgruppen entwickelt und mit diesen erprobt):

· Sozial-ökologische Synergien: Ein Agenda-Projekt muss eine Verbesserung der örtlichen Lebensqualität bewirken und gleichzeitig den örtlichen Verbrauch natürlicher Ressourcen vermindern. (Das Jugendhaus wird also ein mit öffentlichen Verkehrsmitteln erreichbares, leer stehendes Gebäude sein.)
· Zusammenarbeit: Am Agenda-Projekt müssen all diejenigen beteiligt sein, ohne deren Beitrag oder Akzeptanz das Projekt scheitern könnte. (Im Jugendhaus-Beispiel wären das zum einen die Jugendlichen selbst, zum anderen Handwerker, Anwohner, Verwaltung etc.)

· Räumlicher und zeitlicher Weitblick: Die Verbesserungen vor Ort dürfen nicht auf Kosten von Verschlechterungen an anderen Orten oder in der Zukunft erreicht werden. (Hierfür müsste das Jugendhaus sich finanziell selbst tragen und möglichst keine fossilen Brennstoffe benötigen.)

Erprobte Methode für nachhaltigere Politik nutzen!

Fragt man die Kommunen in Deutschland, aber auch in anderen europäischen Ländern danach, welche positiven Impulse von der Lokalen Agenda 21 in den vergangenen Jahren vor allem ausgegangen seien, so werden in erster Linie Verbesserungen im Verfahrens- und Kommunikationsbereich der kommunalen Politik und Verwaltung genannt:

· Verbesserung der Kommunikation und Kooperation zwischen Akteuren;

· Bürgerschaftliches Engagement, verbesserte Beteiligungskultur;

· Verwaltungsintern: Neue Arbeitsabläufe, ämterübergreifende Projekte.

Gerade im Zusammenwirken mit weiteren derzeit existierenden „Megatrends“ wie z.B. die Einführung neuer Steuerungsmodelle in der Kommunalverwaltung, die „neue Örtlichkeit“ als Reaktion auf die wirtschaftliche und kulturelle Globalisierung, oder die Projektorientierung in der Planung, kann die Lokale Agenda 21 also zu einem bürgernahen und auf Nachhaltigkeit ausgerichteten Kommunalmanagement beitragen. 

Hingegen werden Verbesserungen in Richtung Nachhaltigkeit in den eigentlichen thematischen Politikbereichen wie Stadtplanung, Bauen, Verkehr, Bildung, Umweltschutz, sozialer Frieden, Versorgung etc. bisher nur marginal der Lokalen Agenda 21 zugeschrieben. 

Fazit

Reden ist Silber – Handeln ist Gold. Es ist gut, dass die vergangenen zehn Jahre seit der „Rio“-Konferenz dazu gedient haben, mit der Lokalen Agenda 21 ein Instrument zu entwickeln, das den örtlichen Dialog über die Zukunft der Städte und Gemeinden ermöglicht hat. In Zukunft wird es nun darauf ankommen, mit der Methode „Lokale Agenda 21“ solche Themen zu bearbeiten, die aktuell örtlich relevant sind, und sie dafür zu benutzen, Problemlösungen nachhaltiger zu gestalten: Bei der anstehenden Fortschreibung des Flächennutzungsplans, bei der Umgestaltung eines Stadtteilzentrums, anlässlich der Planungen für die Landesgartenschau oder die Ortsumfahrung, oder bei der Integration von Neubürgern oder Zuwanderern. Die „Local Agenda 21“ wird sich zur „Local Action 21“ weiter entwickeln müssen


Zu den Leitern der Arbeitsgruppe 4 (Agenda 21): Familie Dorner
· Tina Dorner ist Sozialpädagogin. Sie wohnt in Alteglofsheim, einer 3000-Seelen-Gemeinde im Landkreis Regensburg. Sie ist verheiratet mit Franz Dorner. Sie arbeitet als Geschäftsführerin bei der Bund Naturschutz Kreisgruppe Regensburg und ist seit 15 Jahren ehrenamtlich Vorsitzende der BN Ortsgruppe Alteglofsheim. Seit 10 Jahren leitet Tina Dorner die BN Kindergruppenarbeit. 1998 bis 2003 Mitarbeit bei der Lokalen Agenda 21 Alteglofsheim in den AKs Energie, Wertstoffbörse, Kunst, Öffentlichkeitsarbeit
· Franz Dorner (wohnhaft und familiär siehe Tina Dorner) ist seit 24 Jahren Sozialarbeiter beim Jugendamt der Stadt Regensburg. Er ist Moderator bei der Entwicklung des Leitbildes für die Kommunalverwaltung und arbeitet bei der Lokalen Agenda 21 Alteglofsheim in den AKs Weltladen, Jugend, Lauf mit.
Erneuerbare Energien – auf dem Pfad zu einer nachhaltigen Energienutzung
(von Maike Bunse)

Derzeitige Trends der globalen Energienutzung gestalten sich alles andere als nachhaltig. Die Ölnachfrage steigt stetig an, wobei Experten den Höchststand der Ölförderung in den nächsten 20 Jahren erwarten. Die durch die Verbrennung von fossilen Energieträgern entstehenden Kohlendioxidemissionen (CO2) lagen im Jahr 2002 ungefähr 13% über den Werten von 1990, wobei eine Stabilisierung des Klimas eine Reduktion von 50% bis 2050 und anschließend weitere Reduktionen erfordert. Für die OECD-Länder würde dies ein Reduktionsziel von 60-80% bedeuten, um Entwicklungsländern einen zeitweisen Anstieg von Emissionen zustehen zu können. Um dies realisieren zu können, müsste der globale Anstieg des Primärenergiekonsums gestoppt werden, während der Energiekonsum der OECD-Länder gesenkt werden müsste. Derzeit besitzt ungefähr ein Drittel der Weltbevölkerung keinen Zugang zu Elektrizität und ein weiteres Drittel nur einen mangelhaften. Das Zurückgreifen auf traditionelle Energieträger für Kochen und Heizen kann ernste Auswirkungen auf Gesundheit und Umwelt haben. Die „Reichen“ der Welt andererseits, die über 20.000 USD pro Jahr verdienen, konsumieren ungefähr 25mal mehr Energie pro Person als die „Armen“ der Welt.

Misst man die heutige Energieversorgung an den Leitlinien einer nachhaltigen Entwicklung, so zeigen sich daher drei wesentliche Defizite, deren Minderung oder Vermeidung gleichzeitig angegangen werden muss, wenn man dem Nachhaltigkeitsprinzip näher kommen will:

· Der übermäßige Verbrauch begrenzter Energieressourcen

· Die sich bereits abzeichnende globale Klimaveränderung

· Das extreme Gefälle des Energieverbrauchs zwischen Industrie- und Entwicklungsländern

Nahezu alle aktuellen Untersuchungen zur globalen Energiesituation kommen zu der Aussage, dass nur eine deutliche Steigerung des Beitrags erneuerbarer Energien die Chance bietet, in einen nachhaltigen Energiepfad einzuschwenken.


Literatur und Internet-Links

· BMU (2005): Erneuerbare Energien in Zahlen – nationale und internationale Entwicklung, http://www.erneuerbare-energien.de/files/pdfs/allgemein/application/pdf/erneuerbare_energien_zahlen_dezember.pdf
· BMU: http://www.erneuerbare-energien.de
· WISIONS – good practice examples: http://www.wisions.net/pages/GoodPractice.htm
· Wuppertal Institut: http://www.wupperinst.org/renewables/index.html


Konzept einer öko-sozialen Ressourcenbesteuerung
(von Damian Ludewig)
Zur Motivation
Die Frage der Ökologie ist gleichzeitig eine der größten, wenn nicht die größte soziale Frage. Getreu dem Leitsatz „Nur Reiche können sich einen armen Staat leisten“ gilt auch: 

Nur Reiche können sich den ökologischen Kollaps leisten. 

Denn: Von ökologischen Katastrophen werden vor allem die Armen und Schwachen getroffen. Platt gesagt: Reiche Industrienationen bauen sich höhere Dämme – arme Staaten saufen ab.

Das IPCC (Intergovernmental Panel on Climate Change) ist als internationale Forschergruppe der Vereinten Nationen (UN) zu der Einschätzung gelangt, dass sich die globale Durchschnittstemperatur in den nächsten 100 Jahre um bis 6°C erhöhen wird. Diese Auffassung wird von fast allen Forschern weltweit geteilt (sofern sie nicht gerade ein Gutachten im Auftrag der Öl- oder Kohleindustrie verfassen). Nun mag manch einer denken: sechs Grad wärmer wäre doch ganz angenehm, schließlich sind die deutschen Winter lang und kalt genug. Um die Ausmaße dieser Temperaturveränderungen zu verdeutlichen, sei hier nur ein Hinweis gegeben: Die globale Durchschnittstemperatur während der letzten Eiszeit lag um 4°C niedriger als unsere heutige. Nun mag sich jeder die gravierenden Unterschiede vor Augen führen, die diese geringe Veränderung zur Folge hatte.

Es besteht daher Einigkeit innerhalb des Großteils der Wissenschaft, aber auch weiten Teilen der Bevölkerung, dass der CO2-Ausstoß radikal gesenkt werden muss. 

Dazu sind sowohl ordnungsrechtliche Maßnahmen notwendig (auch und gerade in Bezug auf Produkt-, bzw. Verbrauchskennzeichnung), aber auch tiefgreifende Umstrukturierungen im Bereich der Steuern und Abgaben. Denn: 

Steuern heißen Steuern, weil sie steuern. 

Wir haben heute bereits zahlreiche Steuern und - ob wir wollen oder nicht - sie steuern das Handeln der Wirtschaftssubjekte durch eine Veränderung der Preisstruktur – nur in die falsche Richtung! Jeder weiß aus eigener Erfahrung, dass Preise einen gewissen (wenn auch nicht den einzigen) Einfluss auf Kaufentscheidungen haben. Es ist ja gerade das Hauptargument, warum sich Menschen nicht ökologisch verhalten, dass sie sich dieses nicht leisten könnten: man würde Auto fahren, weil das billiger sei, als mit der Bahn zu reisen, Ökolebensmittel könne man sich nicht leisten und müsse deshalb im Supermarkt einkaufen und die alte Waschmaschine zu reparieren sei sicherlich ökologisch sinnvoller, aber das koste mehr als eine neue zu kaufen etc. Genau hier müssen wir ansetzen: 

Der ständige moralische Konflikt zwischen ökonomischem und ökologischem Verhalten muss beseitigt werden. 

Heute gehen über 60% des Steuer- und Abgabenaufkommens zu Lasten des Faktors Arbeit, nur 9% wird durch die Belastung des Faktors Natur gewonnen – und hierbei sind neben der Mineralöl- und Kfz-Steuer bereits die Tabak-, Schaumwein- und Biersteuer eingerechnet, also alles, was man im weitesten Sinne mit dem Faktor Natur in Verbindung bringen kann. 
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Quelle: Eigene Grafik nach FÖS-Memorandum 2004, S. 33

So motiviert unser heutiges Steuer- und Abgabensystem Unternehmen immer mehr Arbeit wegzu“rationalisieren“, statt Anreize zu bieten, natürliche Ressourcen zu schonen und damit auch das Klima zu schützen und die natürlichen Lebensgrundlagen für kommende Generationen zu erhalten.

Zur Idee:

Der hier vorgeschlagene Ansatz ist, die Belastungen der einzelnen Produktionsfaktoren umzuschichten. Naturverbrauch muss stärker, Arbeit weniger belastet werden. Dies soll keineswegs andere Ansätze für mehr Beschäftigung und eine gerechtere Besteuerung mindern, sonder diese vielmehr sinnvoll ergänzen – wie wird noch im Einzelnen gezeigt.

Wird nun der Faktor Arbeit verbilligt und dafür der Faktor Naturverbrauch verteuert, werden sich entsprechend die Preise ändern: Bahnfahren wird im Vergleich zum Autofahren billiger, da Bahnfahren im Vergleich zum Autofahren energieeffizienter ist, aber durch die Bahnangestellten arbeitsintensiver. Durch die preisliche Besserstellung des Bahnverkehrs wird nun die Nachfrage steigen. Für die Bahn rechnet es sich dann, das Angebot an Verbindungen auszubauen.

Eine Umschichtung der Faktorbelastung hätte aber nicht nur  substituierende Wirkungen zwischen den Alternativen Auto und Bahn: 

Höhere Preise müssen nicht höhere Kosten bedeuten, wenn entsprechend an der Menge gespart wird. 

Autofahrer haben nun den Anreiz, beim nächsten Autokauf (sei es von Neu- oder Gebrauchtwagen) stärker auf den Spritverbrauch zu achten. Etwas höhere Investitionskosten in spritsparende Auto rechnen sich, weil man durch gestiegenen Spritpreise später mehr Geld einspart. Ein heute in Deutschland zugelassener Neuwagen verbraucht durchschnittlich über 8 Liter auf 100 Kilometer. Bei einem Spritpreis von gut einem Euro macht dies (8*1) mehr als 8 Euro Spritkosten auf 100 km. Schafften sich Deutsche im Durchschnitt alle 10 Jahre ein neues Auto an würden, wenn man die Spritpreise innerhalb von 10 Jahren verdoppelt und die Menschen sich nun ein Drei-Liter-Auto kaufen, ihre Spritkosten auf 3*2 = 6 Euro sinken! Durch technischen Fortschritt wäre also sowohl die Umwelt, als auch der Geldbeutel entlastet! Dieser technische Fortschritt kommt aber nur zu Stande, wenn es eine entsprechende Nachfrage nach spritsparenden Autos gibt, und die gibt es erst, wenn die Spritpreise entsprechend steigen.

Auch die Anreize für die Bahn ändern sich: statt weiter Personal abzubauen und somit am Service zu sparen, hätte die Bahn verstärkte Anreize, auf energiesparende Züge zu achten.

Entsprechende Wirkungen gibt es auch bei den anderen genannten Beispielen:

Der Ökolandbau ist arbeitsintensiver und dafür weniger energieintensiv (durch verminderten Einsatz von in der Produktion sehr energieintensiven Pestiziden und Düngemitteln) als die konventionelle Landwirtschaft. Ökolebensmittel werden somit im Vergleich zu konventionell angebauten Lebensmitteln billiger. Verbilligt sich die Arbeit, lohnt es sich auch wieder, Geräte reparieren zu lassen. Somit weist die öko-soziale Ressourcenbesteuerung auch einen Ausweg aus der Wegwerfgesellschaft.

Etwaige Nachteile für einzelne Personengruppen sind zu minimieren, jedoch müssen diesen auch die enormen Vorteile für den Rest gegenübergestellt werden!

Eine Frage der Gerechtigkeit...

Eine ökologisch-soziale Umstrukturierung macht nicht nur in Bezug auf Arbeitsplätze und Umweltschutz Sinn, sie ist auch eine Frage der Gerechtigkeit: Allein der Autoverkehr verursacht in Deutschland im Jahr je nach Studie zwischen 30 und 100 Milliarden Euro externer Kosten. Externe Kosten sind solche, die nicht vom Verursacher selbst gezahlt werden, sondern von anderen getragen werden müssen, z.B. in Form von erhöhten Ausgaben für Medikamenten aufgrund von umweltbedingten Luftwegeerkrankungen. Wenn man aber den Schaden, den man verursacht, nicht selbst bezahlen muss, dann hat man zumindest finanziell auch keinen Anreiz, diesen Schaden zu vermeiden. Theoretisch ist dies längst als eine Form von Marktversagen erkannt worden, praktisch hat sich daran noch wenig geändert. Der Verbrauch von Ressourcen verursacht zahlreiche externe Kosten. Daher ist eine entsprechende Besteuerung von Ressourcen nur gerecht. 

Noch eine Überlegung führt uns zu der Notwendigkeit einer Ressourcenbesteuerung: Jeder Mensch hat grundsätzlich das gleiche Recht, natürliche Ressourcen zu nutzen. Allerdings sind heute, wo möglich, die Rechte an der Nutzung natürlicher Ressourcen meist bereits verteilt. Wer neu auf die Welt kommt, bekommt nicht automatisch ein Sechsmilliardstel an den weltweiten Ressourcen zugeteilt. Daher müssen Ressourcen besteuert werden, um diejenigen, die auf die Nutzung der Ressourcen verzichten müssen, bzw. dafür bezahlen müssen, finanziell zu entschädigen.

Zum Konzept:

Nicht regenerative natürliche Ressourcen sollen mit langsam ansteigenden Sätzen besteuert werden, so dass sich Wirtschaft und Verbrauchen auf die Umstrukturierung einstellen können.

Das durch die Besteuerung der natürlichen Ressourcen erzielte Aufkommen wird durch die Anzahl der Einwohner in Deutschland plus die Anzahl der Beschäftigten geteilt. Den resultierenden Betrag (genannt: der „Ökobonus“) bekommt jeder Bürger und jedes Unternehmen pro im Unternehmen Beschäftigten ausgezahlt.

Ökobonus    = 

Ressourcenverbrauch * Steuersatz




           Einwohnerzahl+ Zahl der Beschäftigten

Dadurch wird zunächst deutlich gemacht, dass es bei der öko-sozialen Ressourcenbesteuerung nicht um die Erzielung zusätzlichen Steueraufkommens oder gar um „Abzocke“ geht. Es liegt im Entscheidungsspielraum jedes Einzelnen, ob er Ressourcen spart und somit einen höheren Ökobonus bekommt als er an Ressourcensteuern zahlt, also unterm Strich mehr Geld in der Tasche hat, oder ob er dabei finanziell draufzahlt. Wer sich ökologisch verhält, wird finanziell belohnt, ein Umweltsünder zahlt drauf.

Ziel ist es vielmehr, Anreize zu geben, Ressourcen für kommende Generationen zu schonen und Umweltbelastungen zu vermindern. Im Gegenzug können die Kosten für die Schaffung von Arbeitsplätzen gesenkt werden. 

Durch den Ökobonus knüpft das Konzept an zahlreiche andere Forderungen zu einer zukunftsweisenden Arbeitsmarktpolitik an: 

· Die Entschädigung der Unternehmen bezogen auf den Arbeitsplatz gibt Anreize zu gerechterer Verteilung der Arbeit. Sie könnte eine Arbeitszeitreduzierung  finanziell flankieren und ökonomisch attraktiv machen. 

· Die Entschädigung der Bürger pro Person mit dem gleichen Betrag führt zu einer  sozialen Umverteilung von oben nach unten: Wer generell wenig Geld hat, gibt auch wenig Geld für den Ressourcenverbrauch aus. Aber auch ein Hartz-Betroffener bekommt den gleichen Betrag rückerstattet wie ein Einkommensmillionär. Dies begünstigt insbesondere Familien mit vielen Kindern, Arbeitslose, Rentner und Studierende. 

· Die Umverteilungswirkung von oben nach unten kann zu vermehrter Nachfrage und entsprechenden positiven Effekten auf das Wirtschaftswachstum führen. Dieses findet nun aber als ökologisch verträgliches Wachstum statt, da die Anreize entsprechend gesetzt wurden. Nicht der Naturverbrauch, sondern die Beschäftigung steigt.

· Die öko-soziale Ressourcenbesteuerung kann auch als Einstieg in ein bedingungsloses Grundeinkommen gesehen werden. Sie ist damit ein zukunftsweisender Entwurf als radikale Alternative zu Hartz IV und Alg II. 

Die öko-soziale Ressourcenbesteuerung hat das Potential, sowohl zahlreiche ökologische, wie auch soziale und arbeitsmarktpolitische Probleme zu lösen. Sie ließe sich daher wunderbar zu einem Gesamtkonzept aus Ressourcenbesteuerung, mehr Verteilungsgerechtigkeit, Arbeitszeitverkürzung und Grundeinkommen ausbauen.(
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Katalysator der Emanzipation(
(von Katja Kipping) 

Die Antwort auf wachsende Armut und Sozialraub ist unter den Kritiker/-innen des Neoliberalismus nicht unumstritten: Neben dem Grundsicherungsmodell der PDS, dem ausgearbeiteten Grundsicherungsvorschlag der Parität und einem älteren Mindestsicherungsvorschlag der ötv liegen mehrere Vorschläge für ein Grundeinkommen auf dem Tisch: z. B. von der KAB Aachen, vom Ulmer Kreis um Helmut Pelzer, von der BAG der Erwerbslosen- und Sozialhilfeinitiativen, vom BDKJ und vom Deutschen Bundesjugendring. Die BAG Grundeinkommen in und bei der Linkspartei erarbeitet ebenfalls ein Grundeinkommensmodell. In der WASG entsteht ein Netzwerk der Grundeinkommensbefürworter/-innen. Dabei grenzen sich diese Konzepte von liberalen Bürgergeldmodellen dadurch ab, dass das Bedingungslose Grundeinkommen ein Leben jenseits der Armut garantiert sowie ohne Bedürftigkeitsprüfung und ohne Zwang zur Arbeit jedem Menschen zusteht.

Ich plädiere für die Einführung eines Bedingungslosen Grundeinkommens, weil damit anderes Arbeiten und selbst bestimmtes Leben ermöglicht wird: Anders Arbeiten heißt Arbeiten unter menschenwürdigen Arbeitsbedingungen, mit Mitbestimmungsmöglichkeiten hinsichtlich Ausrichtung und Organisation der Produktion. Selbst bestimmtes Leben meint frei wählbare Tätigkeits- und Lebensformen. Zudem hat das BGE einen Mindestlohneffekt und befördert radikale Arbeitszeitverkürzung. Es ist somit anschlussfähig an traditionelle linke Forderungen. Diese erwähnten Effekte eines BGE hat eine Grundsicherung ("nur" für Bedürftige - daher eben bedürftigkeitsgeprüft, mit Arbeitzwang bzw. Arbeitsverpflichtung verbunden) nicht bzw. nur in sehr geringem Maße.
BGE und Mindestlohn
Die begrüßenswerte Einführung eines Mindestlohns ist mit vielen Problemen behaftet: Sollte die Bolkestein-Dienstleistungsrichtlinie bestätigt werden, können nationale Mindestlöhne durch niedrigere Löhne aus dem Herkunftsland vollkommen unterlaufen werden. Der Mindestlohn kommt nur Erwerbstätigen zugute und nicht Erwerbslosen. Er kann auch jederzeit durch die Umwandlung der abhängigen Beschäftigungsverhältnisse in Scheinselbständigkeiten ausgehebelt werden. Auch sozialrechtliche 1-Euro-Jobs werden nicht durch Mindestlöhne angetastet. Hinzu kommt, dass Mindestlohnstandards in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit und immer geringeren Kündigungsschutzes faktisch ausgehöhlt werden: Wer pocht denn, mit der Angst im Nacken, wieder auf die Straße zu fliegen, auf seinen Mindestlohn? Noch dazu, wenn Tausende Erwerbslose vor dem Werktor stehen, die aus der Not heraus für einen Euro arbeiten würden? Prinzipiell gilt, dass mit der Forderung nach Mindestlohn nicht nach Sinn und Zweck der Arbeit gefragt und das Problem der Arbeitsbedingungen "nur" auf den Lohn bezogen wird. Das Konzept BGE führt dagegen die immer dringlichere Frage nach Sinn und Zweck der Arbeit in die individuelle Entscheidungsmöglichkeit ein: Welche Arbeit ist notwendig, welche sinnstiftend, welche schonen die natürlichen Ressourcen? Welche Arbeit ist dies nicht und wird deshalb abgelehnt?

Das BGE hat weiterhin einen nicht zu unterschätzenden Mindestlohneffekt, denn unter einem bestimmten Lohnniveau braucht keine/r einen Job annehmen. Frau und Mann sind eben bedingungslos existenzgesichert. Darüber hinaus verbessern sich prinzipiell Verhandlungsposition und Einflussmöglichkeit der Lohnabhängigen hinsichtlich der gesamten Arbeitsbedingungen, der Ausrichtung und Gestaltung der Produktion. Außerdem können oben genannte Probleme bei der Einführung eines Mindestlohns mit einem BGE gelöst werden. Das BGE hat ergo Effekte, die den Lohnabhängigen zugute kommen und ihre Position stärken. Diese Vorteile besitzt eine Grundsicherung nur in einem sehr eingeschränkten Maße bzw. gar nicht.
BGE und Arbeitszeitverkürzung
Ein BGE selbst hat schon einen immensen Arbeitszeitverkürzungseffekt. Es wirkt defakto wie Lohnausgleich für eine individuell gewünschte Form der Verminderung der Arbeitszeit. Darauf hat auch der DGB-Chef Michael Sommer 2002 in einem Interview hingewiesen: "Wer eine Auszeit aus dem Berufsleben nehmen will, der sollte ein steuerfinanziertes einheitliches Grundeinkommen erhalten, damit er ausreichend abgesichert ist und sein Lebensmodell verwirklichen kann ... Denn die Beschäftigten sind eher bereit, weniger zu arbeiten, wenn sie ein Grundeinkommen erhalten." Was Sommer im ersten Satz auf sabbaticals bezieht, ist natürlich auf alle Formen der Arbeitzeitverkürzung übertragbar. Eine Grundsicherung, die "nur" an Bedürftige (also an Erwerbslose, Einkommensschwache ...) ausgezahlt wird, hat keinen direkten Arbeitszeitverkürzungseffekt. Auch hier erweist sich: Das Bedingungslose Grundeinkommen hat äußerst positive Wirkungen für Lohnabhängige.
Gerade angesichts des antagonistischen Widerspruchs zwischen Arbeit und Kapital lohnt es sich also für Linke, die Debatte um diesen "Katalysator" für bessere Arbeitsbedingungen, Arbeitszeitverkürzung und Emanzipation voranzubringen.

Literatur und Internet-Links

· Netzwerk Grundeinkommen: www.grundeinkommen.de 
· Eigene Homepage: http://www.katja-kipping.de
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Wunderbare neue Welt?
Replik auf Katja Kipping(
(von Michael Schlecht)
Wie muss linke Politik unter den heutigen Bedingungen strategisch angelegt sein? Die Protagonisten des bedingungslosen Grundeinkommens haben hierauf eine klare Antwort: "Über den Kapitalismus hinausweisend ist ... ein Grundeinkommen als Bürgerrecht." Angeblich hätten wir die einmalige Chance, den Kapitalismus durch ein bedingungsloses Grundeinkommen zu überwinden. Durch ein Grundeinkommen - die Vorschläge reichen von 700 Euro bis 1.500 Euro je Monat-, wäre die Angst vor dem Verlust des Arbeitsplatzes weg. Mehr noch: Jeder könnte entscheiden, ob er überhaupt seine Arbeitskraft dem Kapital anbieten würde. Wunderbare neue Welt? Zugestanden: Eine Verminderung oder Beseitigung der Existenzangst wäre ein großer Fortschritt, der sich auch auf die betrieblichen Arbeitsbedingungen auswirken würde. So, wie etwa bei der früheren Vollbeschäftigung. "Über den Kapitalismus Hinausweisendes" wäre jedoch nicht zu finden.

Zwei Seiten der Arbeit

Mit dem bedingungslosen Grundeinkommen wären die Nichterwerbstätigen elegant entsorgt. Aber ist das ein Reich der Freiheit? Erwerbsarbeit ist für die meisten Menschen ja nicht nur Leid, auch wenn sie Im Kapitalismus despotisches Züge hat. Sie ist auch gesellschaftliche Teilhabe. Erwerbslose sind davon ausgeschlossen, auch mit einem komfortablen Grundeinkommen. Wobei seine Protagonisten überhaupt eine einseitige Sicht auf die Lohnarbeit haben. Sie sehen nur die damit verbundene Despotie, die der kapitalistischen Form geschuldet ist. Die Seiten der persönlichen Entfaltungsmöglichkeiten und die damit zusammenhängende Anerkennung und Selbstbestätigung werden ausgeblendet. Es ist gerade das spezifische, dass der Arbeitsprozess beides ist: Despotie und Selbstentfaltung. Vor dem Hintergrund verwundert nicht, dass viele Erwerbslose froh sind, einen 1-Euro-Job zu erhalten. So mies Bezahlung und Arbeitsbedingungen auch sind - Hauptsache man kommt unter Leute und ist in einen geregelten Alltag eingebunden. Die Teilhabe an gesellschaftlicher Arbeit leistet einen wichtigen Beitrag zur Herausbildung des Gefühlshaushaltes, der für die Persönlichkeitsbildung von entscheidender Bedeutung ist.

Linke, sozialistische Politik wollte immer auch die Produktionsverhältnisse umgestalten. Mit dem Konzept des bedingungslosen Grundeinkommens wird dies aufgegeben. Man konzentriert sich auf die Verteilungsverhältnisse und versucht jenseits des kapitalistischen Produktionsprozesses eine Sphäre der vermeintlichen Freiheit zu schaffen. Dabei ist klar: Ehrenamtliche Tätigkeit, Bürgerarbeit kann sinnvoll und befriedigend sein. Aber die gesellschaftliche Eingebundenheit und Anerkennung von bezahlter Arbeit kann sie nicht ersetzen. Fortschrittliche Politik muss eine Teilhabe für alle organisieren und auch von allen erwarten, dass sie sich an der für die Gesellschaft notwendigen Leistung beteiligen. Dies bedeutet Aufhebung des Müßigganges bei den Vermögensbesitzern und gleichzeitig Teilhabe für die Erwerbslosen. Das Konzept des bedingungslosen Grundeinkommens ähnelt dagegen dem Lebensprinzip des Vermögensbesitzers, des Couponabschneiders: "Ich steige aus und lasse andere für mich arbeiten." Man kann doch nicht ernsthaft ein Konzept als links ausgeben, das in unsolidarischer Weise die Frage ausklammert: wie soll entschieden werden, wer welche Arbeiten macht? Mit dem bedingungslosen Grundeinkommen wird für einen Teil die Möglichkeit geschaffen, sich aus dem Reich der Naturnotwendigkeit oder der soziale Pflicht zu verabschieden. Die strategische Hauptfrage der Linken hieß bisher immer: Wie kann der Gegensatz von Arbeitenden und Nichtbeschäftigten - seien es Vermögensbesitzern oder Erwerbslose - aufgehoben werden? Wie kann das beständig zu vermindernde Reich der Naturnotwendigkeit solidarisch bewältigt werden? Diese Fragen stellen sich auch weiterhin.

Vergessene Aufgaben

Auch die Wertschätzung der kapitalistischen Produktion mutet merkwürdig an: Es heißt, die Produktivitätsentwicklung habe einen nie gekannten Stand erreicht. Entscheidend sei nun, dass die geschaffenen Werte für ein bedingungsloses Grundeinkommen zur Verfügung gestellt werden. Wie und was produziert wird, ist nicht Gegenstand der Auseinandersetzung. Wo bleibt die Verbesserung der Arbeitsbedingungen, wo bleibt die Einflussnahme auf ökologische und nachhaltige Produktion? Wobei zu sagen ist, dass die Einflussnahme auf die Produktion, die Verbesserung der Arbeitsbedingungen und der Kampf um Arbeitszeitverkürzung nur von denen erkämpft werden kann, die auch in diesen Lebenszusammenhang eingebunden sind. Uns geht nicht die Arbeit aus, denn es gibt große Mangelbereiche. Ältere Menschen in Heimen werden oft schlecht betreut, weil gut ausgebildetes Personal fehlt. Viele Mütter würden gerne wieder arbeiten, finden aber keine geeignete Betreuung für ihr Kind. Mehr und bessere Krippen, Kindertagesstätten Horte und Ganztagesschulen mit kleinen Klassen verbessern die Lebenschancen unserer Kinder, schaffen aber auch unzählige Arbeitsplätze. Die Arbeit im sozialen Bereich muss in gesicherten und gesellschaftlich organisierten Bahnen ablaufen. So verdienstvoll Ehrenamt und Nachbarschaftshilfe sind - professionelle Hilfe können sie nicht ersetzten.

Es gibt umfangreiche gewerkschaftliche Konzepte, wie die Gesellschaft als ganzes umgestaltet werden könnte. Arbeitszeitverkürzung, Ausweitung öffentlicher Versorgung, insbesondere des Dienstleistungssektors sind die wichtigsten Elemente. Finanziert durch eine gerechte Steuerpolitik. Die Fokussierung einer vermeintlich linken Politik auf den Kampf um ein bedingungsloses Grundeinkommen ist vor diesem Hintergrund eine Ablenkung. Faktisch leistet sie wider Willen einen Beitrag zur Stabilisierung neoliberaler Hegemonie.


Zur Person: Michael Schlecht
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Freiheit statt Vollbeschäftigung.
Reformen – was wollen wir?
(von Dr. Sascha Liebermann)

Reformen können nur dann erfolgreich sein, wenn die Bürger, d.h. wir alle sie annehmen, wenn wir uns mit ihnen identifizieren – erst dann werden wir ihnen auch in unserem Handeln Rechnung tragen. Dazu müssen wir uns aber vor Augen führen, was wir wollen, wohin uns der Weg, den unsere Entscheidungen bereiten, führen soll. Angesichts der doch vehement geführten Reformdiskussionen könnte diese Frage überflüssig erscheinen – weshalb müssen wir sie dennoch

stellen?

Wir, die Bürger, sind das Fundament unseres Gemeinwesens, die Quelle der Legitimation politischer Entscheidungen. Diese Selbstverständlichkeit muß heute in Erinnerung gerufen werden, weil in der politischen Rhetorik von „den Menschen in unserem Land“, der „Bevölkerung“ oder der „Gesellschaft“ gesprochen wird: wir sind aber keine zu manövrierende Masse, sondern diejenigen, die unsere Politiker in ihr Amt gehoben haben und denen sie Rechenschaft ablegen müssen.

Unsere politische Gemeinschaft ist eine Gemeinschaft der Bürger, unsere politische Ordnung eine Ordnung, die wir – der Volkssouverän – uns gegeben haben. Unsere Freiheit, die wir durch demokratisch legitimierte Institutionen schützen, ist eine Voraussetzung dafür, daß wir uns überhaupt solche Institutionen geben können. Wir verlassen uns darauf, daß alle diese Auffassung, zumindest in der überwiegenden Mehrheit, teilen, sonst könnte unser Gemeinwesen die Leistungen, die es erbringt, nicht erbringen. Auch die Loyalität derjenigen, die nicht Bürger unseres Landes sind, benötigen wir zur Aufrechterhaltung unseres Gemeinwesens, und in der Regel können wir uns auf sie genauso verlassen. Vertrauen in die Bereitschaft, Verantwortung und Verpflichtungen zu übernehmen, sind also eine notwendige Voraussetzung für unsere Gemeinschaft.

Die Bürger sind die Basis und der Legitimationsgrund politischer Reformbemühungen. Reformen sind nur dann Reformen, wenn sie den Bürger und das Gemeinwesen stärken. Auch bedarf bürgerliche Freiheit des Schutzes, um sich entfalten zu können. Bevormundung und Gängelung ist das Gegenteil von Freiheit.

Worin besteht nun aber die Krise, auf die die sogenannten Reform-Vorschläge reagieren?

Die Krise und die „Reformen“

Einigkeit in der Krisendiagnose besteht in der öffentlichen Debatte nur in einer Hinsicht: so, wie bisher, kann und soll es nicht weitergehen. Die Sozialsysteme seien zu teuer, die Regulierungsdichte zu hoch, unser Land nicht genügend leistungsfähig, sei es in Schulen, Universitäten, Unternehmen usw. Wenn Reformen nötig sind, ist damit allerdings in keiner Weise beantwortet, in welche Richtung sie weisen sollen. Sparen kann kein Selbstzweck sein, sondern wir müssen wissen, wofür wir sparen wollen, wenn es nötig ist.

Wollen wir die Autonomie der Bürger stärken, dann müssen wir ihnen die Möglichkeit geben, dort Verantwortung alleine zu tragen, wo sie es können, ohne in Existenznot zu geraten. Dort hingegen, wo sie des Schutzes bedürfen, um überhaupt ihre Autonomie zu entfalten, müssen wir sie unterstützen. Ein Gemeinwesen, das den Bürger stärken will, muß ihm Entscheidungsfreiheit einräumen mit all ihren Konsequenzen. Entscheidungsfreiheit heißt nicht einfach Freiheit von staatlicher Regulierung, sondern Freiheit durch Unterstützung, dort, wo sie notwendig ist. Freiheit ist nur dann gewährleistet, wenn man nicht als erstes über eine mögliche Existenznot nachdenken muß, bevor man eine Entscheidung trifft – man muß auch auf die Unterstützung der Gemeinschaft zählen können.

Reformen sind dann keine Reformen, wenn durch die Einführung stärkerer Kontroll- und Verpflichtungssysteme Bürger zur Verantwortungsübernahme genötigt werden sollen. Reformen, die auf eine Verstärkung der Kontrollsysteme hinauslaufen, werden unserem Land langfristig schaden.

In allen Bereichen – Arbeitsmarkt, Sozialsicherungssysteme, Bildung – werden eine hohe Regulierungsdichte, Starrheit und mangelnde Anpassungsfähigkeit an Erfordernisse der Zeit beklagt. Darauf wird mit Deregulierung geantwortet, aber mit einer Deregulierung, die eine neue Bürokratisierung mit sich bringt. Mit einer Deregulierung, die dort Marktwettbewerb einführen will, wo er nicht produktiv, sondern zerstörerisch ist. Wettbewerb ist nicht gleich Wettbewerb. Zwei Beispiele seien hier angeführt. Innovation und Leistung in der Wirtschaft bedürfen des Marktes. Innovation und Leistung an Universitäten folgen einem ganz anderen Wettbewerb: nicht am Markt, sondern am Erkenntnisfortschritt, der notwendig seiner Zeit weit voraus ist, orientieren sie sich.

Dort, wo Deregulierung die der Sache angemessene Antwort darstellt, sollte sie durchgeführt werden. Dort aber, wo eine Re-Regulierung vonnöten ist, sollte keine Deregulierung stattfinden. Wenn wir unsere politische Gemeinschaft stärken wollen, wenn dies unser Ziel ist, muß die Autonomie der Bürger, unsere Autonomie, gestärkt werden. Wo wir die Verantwortung für Entscheidungen in unserer Lebensführung übernehmen können, ohne daß damit Ängste verbunden sind, wie die, die eigene Existenz finanziell nicht abgesichert zu sehen, sollte sie uns überlassen werden. Dort hingegen, wo wir sie nur übernehmen können um den Preis, unsere Autonomie langfristig zu gefährden, sollte ein institutionelles Arrangement geschaffen – oder erhalten – werden, das uns von den Folgen entlastet bzw. sie auf eine Solidargemeinschaft überträgt. Die Frage muß dabei immer sein: wie stärken wir die Autonomie, also auch diejenige, mit der eigenen Gesundheit sorgsam umzugehen und ihre Bewahrung bzw. Wiedergewinnung zu fördern.

Betrachten wir die Reformbemühungen in allen Bereichen, die zur Zeit öffentlich debattiert werden, stellen wir fest, wie wenig sie eine substantielle Stärkung unserer Autonomie zur Folge haben werden – zumindest in ihren Konsequenzen nicht, auch wenn gute Absichten sie hervorgebracht haben.

Was die Sozialleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts betrifft, sei es das Arbeitslosengeld, die Arbeitslosenhilfe oder die Sozialhilfe, keines der Reformvorhaben zeichnet sich durch Vertrauen auf die Autonomie und das Verantwortungsempfinden der Bürger aus. Stärkere Kontrollen, die sich in der Verpflichtung zur Arbeitsaufnahme, der Zwangsverpflichtung zu Diensten oder der Leistungskürzung bei „Arbeitsunwilligkeit“ niederschlagen, prägen die Vorschläge der Parteien. Kontrollen, die verstärkt auf Sozialleistungsempfänger ausgeübt werden sollen, bestätigen dies ebenso, und sie bezeugen zugleich, daß unnötige Bürokratie zu- und nicht abnehmen wird. Es erstaunt angesichts des vorzufindenden Mißtrauens in die Autonomie nicht, wenn z.B. im Zusammenhang der Debatten um Sozialleistungsempfänger diese nicht mehr vor allem als Bürger aus unserer Mitte betrachtet werden, sondern als Kostenfaktor. Nicht mehr wird die Frage gestellt, ob die entworfenen Lösungen autonomiestärkend oder -schwächend wirken werden. Beschönigende Formeln wie „Fördern und Fordern“, „Leistung soll sich wieder lohnen“ oder „Arbeit statt Sozialhilfe“, können nicht darüber hinwegtäuschen, daß sich hinter ihnen vor allem eines verbirgt: Mißtrauen gegenüber Autonomie und Verantwortungsempfinden der Bürger.

Sollen wir etwa Arbeitsplätze erhalten, die durch Maschinen und Automaten zuverlässig und effizient erledigt werden, nur um Beschäftigungsmaßnahmen anzubieten? Beschäftigungsmaßnahmen für Bürger, die aufgrund ihrer Lebensgeschichte nicht in der Lage sind, eine kontinuierliche und dauerhafte Erwerbstätigkeit anzunehmen? Sollten wir ihnen nicht vielmehr entsprechend ihrerschwierigen Lebensumstände wenigstens ermöglichen, ein Leben jenseits von Bevormundung und Stigmatisierung durch Kontrolle führen zu können? Sollten wir etwa auf die Nutzung moderner Automatisierungssysteme verzichten, nur um Niedriglohnarbeitsplätze einzuführen? Wäredas alles nicht vielmehr ein Rückschritt denn ein Fortschritt an Autonomie? Sollten wir nicht diejenigen schützen, für die ein einfaches Leben zu führen schon schwierig ist, und diejenigen fördern, die leistungsfähig und -bereit sind? Individuelle Beeinträchtigungen wie Bereitschaft zu Leistung müssen wir gleichermaßen anerkennen und nicht durch Zwangssysteme bestrafen.

Auch andere für unsere Gemeinschaft und ihre Zukunft unerläßliche Bereiche werden vom gegenwärtigen Geist der Kontrolle und den aus ihm erwachsenen Maßnahmen geprägt. Kontrollsysteme, die meist anhand formaler und operationalisierbarer Parameter „Qualität“ bestimmen sollen, halten überall Einzug. Management von Qualität, Gesundheit, Kreativität usw. soll suggerieren, es handele sich bei all diesen Bereichen um solche, die mit standardisierten Meßsystemen optimiert werden können. Wir sollten uns nicht der Illusion hingeben, die elementaren Bereiche unseres gemeinschaftlichen Lebens ließen sich durch Meßsysteme einfangen, ebensowenig wird Fortschritt durch dieselben erzeugt. Gehofft und gewünscht, vor allem phantasiert wird, diese Meßsysteme könnten eine Steigerung von Qualität verbürgen. Diese Systeme bringen eine erhebliche Bürokratie mit sich, weil alles, was sich ihren Bemessungskriterien nicht fügt, was sich gar nicht „messen“ läßt, unerkannt bleibt. Eine vernünftige innovative Problemlösung kann sich in diesem standardisierten Verständnis nur durchsetzen, wenn sie nach den Meßsystemen als vernünftig definiert wird. Die Meßsysteme selbst werden dadurch aber gar nicht in Zweifel gezogen, sie werden immun gegen Kritik. Ihnen wohnt demzufolge vielmehr der Charakter bürokratischer Kontrolle inne, sie höhlen die Selbstverwaltungsprinzipien von Berufsgruppen aus (Ärzte, Juristen, Forscher u.a.) oder schaffen sie gar ab, nicht ganz ohne die Hilfe derjenigen, die ihre Selbstverwaltung verteidigen und schützen sollten. Ein Beispiel mag dies veranschaulichen: Sagenumwoben beinahe erscheinen Evaluationen von universitärer Forschung und Lehre als das Allheilmittel für die Beseitigung von Mißständen dort, wo Innovation im strengen Sinne ihre Heimat hat: an der Universität. Wer aber evaluiert? Nach welchen Kriterien? Der Versuch, Kriterien für den Erfolg von Forschung und Lehre zu definieren, sieht sich sofort vor der Schwierigkeit, daß dieser Erfolg selbst mit vorweg bestimmten Instrumenten gar nicht zu fassen ist.
Eine entscheidende Frage für die Reformen, die wir vornehmen müssen, ist: Wollen wir Autonomie und Eigenverantwortlichkeit der Bürger stärken und damit auf die Souveränität der Bürger vertrauen? Oder mißtrauen wir ihnen, dann müssen wir Kontrollsysteme einführen, die die Bürger gängeln und bevormunden, statt die Chancen zur Stärkung der Autonomie zu ergreifen.

In unserem Sinne kann es, vorausgesetzt wir wollen die Autonomie stärken, also nicht sein, wenn Kontrollen und damit Bürokratisierung zunehmen, wo sie nicht benötigt werden. Langfristig werden uns solche Reformen lähmen, sie werden jede Initiative, die immer aus freien Stücken ergriffen wird, schwächen oder gar im Keim ersticken. Schon heute ist der demotivierende und Resignation hervorbringende Effekt unnötiger Bürokratie und zunehmenden Mißtrauens in die Bürger nicht zu unterschätzen. Diese durch die überholten Regulierungen erzeugte Stimmungslage und das Vermeiden riskanter Entscheidungen tragen ihren Teil zum schwindenden Vertrauen der Bürger in die Entscheidungsträger bei. Die Bereitschaft, sich für das Gemeinwohl zu engagieren, ist dennoch aber unübersehbar.

Unser Problem heute ist also nicht eine fehlende Bereitschaft, Verantwortung zu übernehmen und initiativ zu werden. Auch fehlt uns nicht der Innovationsgeist, dessen wir für die Beantwortung zukünftiger Fragen bedürfen. Es mangelt an dem Vertrauen darauf, daß er sich entfalten wird, wenn man ihm die Freiräume bereitstellt, ihn schützt, anstatt ihn durch Kontrollen erzwingen zu wollen. Für Initiativen und Verantwortungsbereitschaft gibt es zahlreiche Beispiele, alleine das ehrenamtliche Engagement widerlegt schon alle Pessimisten und Zweifler. Aus aller Munde und manchmal zwischen den Zeilen tönt die Unterstellung, wir, die Bürger, seien faul, träge, apathisch, politikverdrossen und verwöhnt geworden. Mit ihr einher geht die Selbstunterschätzung, wir seien nicht in der Lage, eine solche Verantwortungszumutung auszuhalten. Wird darüber räsoniert, daß es uns zu gut gehe, wofür die mangelnde Bereitschaft in Deutschland stehe, bestimmte Dienstleistungen entweder selbst auszuüben oder als Kunde anzunehmen, wäre dies ganz anders zu verstehen: Wir können darin einen gesellschaftlichen Rückschritt erkennen, Dienstleistungen anzubieten, die unproduktiv sind. Wozu sollen wir unproduktive Tätigkeiten einführen, die entbehrlich sind und nur auf dem Rücken derer gedeihen können, denen es verwehrt ist, eine andere Tätigkeit auszuüben? Solche Dienstleistungen – z.B. der Einpacker im Supermarkt, der Tankservice an der Tankstelle, der Türaufhalter, der Schuhputzer, um nur wenige zu nennen – in Deutschland nicht zu etablieren, ist also Ausdruck gesellschaftlichen Fortschritts, Ausdruck praktischer Vernunft und nicht von Bequemlichkeit.

Weil wir, die Bürger, das Fundament unseres Gemeinwesens sind, müssen wir ernst genommen werden. Nicht sind wir zu wenig bereit, Verantwortung wahrzunehmen, es wird uns zu wenig Verantwortung zugestanden. Wir benötigen keinen „aktivierenden Staat“, denn wir sind keine lahmen Hühner, und wir benötigen auch keine „Anreize“, so als seien wir nicht motiviert.

Wenn heute Bürger sich zu keinerlei Engagement bereit erklären, sollten wir uns zweierlei vor Augen führen: 1) Haben sie angesichts unserer Lage schon resigniert, fühlen sie sich entmündigt und haben das Vertrauen in die Politik aufgegeben? Dann liegt es an politischen Entscheidungen, zu zeigen, daß langfristige Lösungen möglich sind; 2) Es wird immer Bürger geben, die aufgrund ihrer persönlichen Geschichte nicht in der Lage sind, sich gleichermaßen zu engagieren wie andere. Dies zu bestrafen, statt ihnen angesichts ihrer schwierigen Lage ein würdiges Leben zu ermöglichen, wäre ein Armutszeugnis für unsere Gemeinschaft.

Uns müssen Möglichkeiten eröffnet werden, unsere Autonomie zur Entfaltung zu bringen. Dort, wo Chancen schlummern, müssen wir Bedingungen schaffen, damit sie genutzt werden können. Dort, wo die Chancen begrenzt sind, dürfen wir sie nicht durch Wolkenkuckucksheime überhöhen. Wer von den Verkündern in Gestalt unserer „Experten“ hält denn eine Vollbeschäftigung für realistisch? Vollbeschäftigung bedeutet nämlich nicht nur die tatsächliche Beseitigung von Arbeitslosigkeit. Das Vollbeschäftigungspostulat wird solange gelten, solange wir Einkommen an Erwerbsarbeit koppeln und jeder Einkommensbezug über Sozialleistungen als Notfall betrachtet wird. Führt sich aber eine Anzahl an Notfällen von mehr oder weniger 4 Millionen Empfängern nicht ad absurdum? Müssen wir uns nicht fragen, ob unser System noch gerecht ist, wenn es dauerhaft Bürger stigmatisiert, es ihnen vorhält, der Gemeinschaft auf der Tasche zu liegen? Tatsächlich liegen sie der Gemeinschaft aber gar nicht auf der Tasche, sondern signalisieren ihr, das Resultat einer starken Wirtschaft und Technologieentwicklung und -nutzung zu sein. Um daraus Konsequenzen zu ziehen, muß das Einkommenssystem umgebaut werden.

Die Zeit der Vollbeschäftigung ist vorbei, und das ist ein Erfolg, der wesentlich durch die Technologieentwicklung und -nutzung ermöglicht wird, das heißt: durch den Erkenntnisfortschritt. Heute müssen wir anerkennen, daß vormals angemessene politische Regelungen und Verteilungssysteme ihre Grundlagen verloren haben. An den überkommenen Regelungen festzuhalten, heißt: Chancen nicht zu nutzen. Wirkliche Reformen müssen langfristig Probleme lösen und Potentiale fördern, die unter den heutigen Bedingungen nicht genügend zur Entfaltung kommen. Finanztechnische Rechenmodelle helfen uns dabei nicht weiter. Sie beantworten nicht die Frage: Was wollen wir und wohin soll unser Weg führen?

Der Arbeitsmarkt: Leistung statt Umverteilung

Die Krise am Arbeitsmarkt, so wird behauptet, werde von der hohen Regulierungsdichte erzeugt (so die Arbeitgeber) oder von der mangelnden Investitionsbereitschaft in Arbeitsplätze (so die Gewerkschaften). Auch die schwache Konjunktur soll ihren Anteil daran haben, obwohl schon seit Mitte der 70er Jahre selbst eine starke Konjunktur keine Absenkung der Arbeitslosigkeit erreicht hat. Das stetige Ansteigen wird vor allem als Zeichen des Versagens von Wirtschaft, Politik oder allen gemeinsam gedeutet. Unserem Land fehlen angeblich die Mittel, das Kapital, um Investitionen zu tätigen, die neue Arbeitsplätze schaffen. Benötigen wir diese Arbeitsplätze denn tatsächlich? Spricht nicht alles dafür, unseren wirtschaftlichen Erfolg auch darin zu erkennen, steigende Wertschöpfungsleistung mit abnehmender dafür notwendiger Arbeitsleistung zu erreichen?

Begännen wir nun, diesen Erfolg zu verteilen, indem wir die zu erbringende Arbeitsleistung pro Kopf unter den Bürgern aufteilten, würden wir Arbeit wie ein Gut behandeln, an dem alle teilhaben müßten. Wer entscheidet denn darüber, wieviel jeder arbeiten darf, wenn Arbeit verteilt werden soll? Auch hier müßte es wieder eine Verteilungsinstanz geben, d.h. bürokratische Kontrolle.

Leistung gedeiht immer nur durch die Hingabe an eine Aufgabe; sie zu lösen bedarf einer Anstrengung und diese Anstrengung nimmt auf sich, wer sie als Herausforderung betrachtet. Aber kann und muß diese Aufgabe jeder in der Erwerbsarbeit finden? Oder wollen wir es dem Einzelnen überlassen, worin er seine Herausforderung erkennt?

Eine allgemeine Arbeitszeitverkürzung, die sowieso nicht auf alle Berufe Anwendung finden könnte, würde ein formales Kriterium zum Maßstab von Arbeitsleistung erheben, statt die Arbeitsleistung selbst als Kriterium zur Geltung zu bringen. Darüber, ob sie erbracht worden ist, kann nur derjenige entscheiden, der die Leistung erbringt und derjenige für den sie erbracht wird. Statt bürokratischer Leistungskontrolle wollen wir eine Leistungskontrolle durch diejenigen, die die Leistung beurteilen können. Sowohl Arbeitnehmern als auch Arbeitgebern kann an einer bloßen Erhöhung der Arbeitsmenge nicht gelegen sein, wenn damit keine Leistungssteigerung einhergeht. Das „Absitzen“ von Arbeitszeit bzw. die formale Verkürzung durch Umverteilung von Arbeit ist genauso frustrierend und entwürdigend, wie die Stigmatisierung durch Kontrolle. Darüber besteht kein Zweifel. 

Die eine wie die andere Diagnose, also mangelnde Investition oder mangelnde Umverteilung, setzen beide eines voraus: Arbeit soll weiterhin die zentrale Quelle von Einkommen und Sinnstiftung in unserem Land sein. Obwohl wir wissen, daß Vollbeschäftigung nur erreicht werden kann, wenn wir bereit sind, Tätigkeiten als Arbeit zu deklarieren, die wir schon lange automatisiert haben, sollen wir daran festhalten. Aus diesem Grund ist der Arbeitsmarkt heute kein wirklicher Markt: die Notwendigkeit, ein Einkommen zu erwerben, um den Lebensunterhalt zu verdienen, erlaubt es insbesondere Familien nicht, über einen längeren Zeitraum auf ein Arbeitseinkommen zu verzichten. Bei einem Überangebot an Arbeitskraft degeneriert der Wettbewerb um leistungsbereite Arbeitnehmer dazu, ihn in einen Wettbewerb um Lohnkosten umzudefinieren. Weder den Unternehmen ist dies langfristig förderlich, noch kann uns daran gelegen sein, Bürger vom Erfolg unseres Wirtschaftens dauerhaft auszuschließen. Solange aber Einkommen an Erwerbsarbeit gebunden bleibt und alle Ersatzeinkommen nur Übergangseinkommen sind, schließen wir Bürger von der Teilhabe an diesem Erfolg aus, wir bestrafen sie mit Stigmatisierung.

Wie stark diese Auffassung der Verteilung von Einkommen über Arbeit noch in den großen Parteien vorherrscht, erkennen wir an diversen Entscheidungen und Programmatiken. Wie sehr sich darin die Parteien einig sind, Arbeit sei zu einem Zweck an sich geworden, zeigen Wahlslogans der vergangenen Bundestagswahl: „Sozial ist, was Arbeit schafft“ (CDU/CSU), „Arbeit soll das Land regieren“ (PDS), „Brüder, durch Sonne zur Arbeit“ (Bündnis 90/Die Grünen). Oder auch „Arbeit muß sich wieder lohnen“ (FDP) und „Arbeitsplätze sind für uns die schönsten Plätze in Deutschland“ (SPD).

Sowohl das „Jobaqtiv“-Gesetz der Bundesregierung und die Hartz-Vorschläge wie auch das „Offensiv“-Gesetz der Hessischen Landesregierung zeichnen sich durch eine Verschärfung der Zumutbarkeitvon Arbeit für Arbeitslose und Sozialhilfeempfänger aus. Obwohl die Hoffnungen, die in solche Maßnahmen gesetzt werden, unmittelbar nach Bekanntwerden der Vorhaben als Phantasien bezeichnet worden sind, wird dennoch an ihnen festgehalten.

Sozialhilfe empfängt aber doch ein Bürger unseres Landes nicht, weil er den Komfort und die großzügigen Leistungen, die mit ihr verbunden sind, schätzt. Wer in eine solche Notlage gekommen ist, dem sind andere Wege verschlossen. Ihm ist es in der Regel gar nicht möglich, ein normales Erwerbsverhältnis einzugehen, um auf diesem Weg ein Einkommen zu beziehen. Diejenigen, die – in seit Jahren bekannter geringer Zahl – tatsächlich einen Sport aus dem Leistungsbezug gemacht haben, versuchen doch nichts anderes, als die Stigmatisierung in einen persönlichen Vorteil umzudeuten: dies aber ist eine verzweifelte Reaktion auf die Stigmatisierung. Es wird immer Bürger in unserer Mitte geben, die nicht in der Lage sind, am Erwerbsmodell teilzunehmen, und wir sollten uns fragen, ob wir sie dennoch als Bürger im vollen Sinne des Wortes verstehen wollen oder sie als Last definieren. Wenn wir uns für ersteres entscheiden, dann müssen wir auch die Bedingungen schaffen, die ein menschenwürdiges Leben nach unserem Verständnis erlauben. Das kann nur heißen, ein Leben zu ermöglichen, in dem Bürger für ihre Lebensgeschichte nicht auch noch mit Stigmatisierung bestraft werden.
Technologischer Fortschritt und Automatisierung

Seit Mitte der 70er Jahre besteht strukturelle Massenarbeitslosigkeit, die maßgeblich Resultat der technologischen Entwicklung und der durch sie ermöglichten Ersetzbarkeit menschlicher Arbeitskraft ist. Diese Ersetzbarkeit menschlicher Arbeitskraft durch Maschinenlösungen wurde historisch durch die tayloristische Zerlegung von Arbeitsschritten vorbereitet. Damit war eine Voraussetzung zur Formalisierung der Arbeitsschritte geschaffen, die dann nur noch in maschinell abzuarbeitende Routinen übersetzt werden mußten. Mit der Entwicklung des Computers als einer Maschine der Steuerung von angeschlossenen Peripheriegeräten aller Art haben sich die Möglichkeiten der Automatisierung erheblich erweitert. Die Automatisierungslösungen sind durch die Trennung von Hardware und Software viel flexibler, als dies bei früheren Maschinen noch der Fall gewesen ist. Die Flexibilität und der hohe Formalisierungsgrad erlauben in sehr viel größerem Maße als zuvor, neu einzurichtende Arbeitsvollzüge von vornherein zu automatisieren. Wir können davon ausgehen, daß die Ersetzung von lebendiger Arbeitskraft durch Maschinen in einem Umfang fortschreitet, welcher nicht mehr durch das naturwüchsige Entstehen neuer Arbeitsplätze kompensiert wird. Die entscheidende Frage wird nun sein: schaffen wir Bedingungen, damit Automatisierungspotentiale zukünftig offensiv genutzt werden können, ohne daß absehbar ist, wie viele Arbeitsplätze dadurch ersetzt werden? Oder verhindern wir die Nutzung dieser Automatisierungspotentiale, indem wir unternehmerischen Erfolg durch das Festhalten am Vollbeschäftigungspostulat bestrafen? Menschliche Arbeitskraft tritt dann in Wettbewerb zu Maschinenlösungen und wird nur aufgrund eines geringeren Preises bevorzugt. Damit hemmen wir die Automatisierung und damit die Rückgewinnung von Lebenszeit. Eine solche Politik würde einen Rückschritt statt einen Fortschritt von Freiheit bedeuten.
Wohlstand durch Automatisierung

In welchem Maße bestehende Automatisierungspotentiale genutzt werden, hängt also wesentlich vom herrschenden politischen Konsens und den ihm zugrundeliegenden Wertentscheidungen ab. Die volle Ausnutzung der Automatisierungs- und Rationalisierungspotentiale wird gegenwärtig durch den politischen Konsens verhindert. Ein Ansteigen der Arbeitslosigkeit muß ihm zufolge vermieden werden, womit zugleich auch Automatisierung verhindert wird. Denn jede Einsparung von Arbeitsplätzen vergrößert die Massenarbeitslosigkeit, läßt also die Zahl derjenigen wachsen, die auf eine Einkommenshilfe angewiesen sind und von Erwerbsarbeit ausgeschlossen werden. Es kommt zu der folgenden paradoxen Situation: Die durch fortschreitende Rationalisierung hervorgerufene Arbeitslosigkeit erscheint als Übel, obwohl sie als solche nicht Ausdruck von Armut oder Mißwirtschaft ist, sondern gerade ungekehrt Ausdruck erfolgreichen Wirtschaftens, technologischen Fortschritts und von Wohlstand. Wohlstand ist hierbei nicht vor allem ein Geldwert, Wohlstand ist das Maß an Handlungsmöglichkeiten, die einem zur freien Wahl stehen. Wir sind in dieser Hinsicht schon ein reiches Land, könnten aber noch reicher werden.
Unternehmer und Automatisierung

Für Unternehmer hat diese paradoxe Situation ein Dilemma zur Folge. Als Unternehmer müssten sie eigentlich die zur Verfügung stehenden Automatisierungspotentiale voll auszuschöpfen trachten, um den Wertschöpfungsprozeß zu optimieren. Das können sie aber aufgrund der Folgen für die Beschäftigungslage nicht. Einerseits wollen wir, die Bürger unseres Landes, daß die Innovativität der Wirtschaft zunimmt. Andererseits wollen wir aber auch, daß Unternehmen Arbeitsplätze schaffen und zwar heutzutage beinahe um jeden Preis. Diese Paradoxie macht es unmöglich, die Automatisierungs- und Innovierungschancen zu nutzen, wenn wir gleichzeitig die Unternehmer kritisieren, wenn sie Technologie nutzen, und damit menschliche Arbeitskraft durch Maschinen ersetzen.

Eine rationalisierende Einsparung von Arbeitsplätzen ist für Unternehmer heute im Prinzip nur dann gegenüber der Öffentlichkeit legitimiert, wenn sie sich zur Aufrechterhaltung der Konkurrenzfähigkeit und damit der Existenz ihrer Unternehmen gar nicht mehr umgehen läßt. Man deutet sie damit als Übel, anstatt in ihr einen Erfolg zu erkennen, etwas, was wir erstreben sollten. Statt ein Prinzip unternehmerischen Handelns zu prämieren, nämlich die Schonung von Ressourcen – Humankapital – durch den Einsatz von Technologie, verdammen wir es. 

Automaten, menschliche Arbeitskraft und berufliche Sinnstiftung

Was ist aber die Folge dessen, daß wir die Automatisierungspotentiale derjenigen Arbeitsplätze, die aus standardisierbaren Routinen bestehen und deswegen durch Maschinenlösungen substituierbar sind, nicht nutzen? Für diejenigen, deren Arbeitsplätze automatisierbar sind, ist es offenkundig: sie haben die Arbeitsplätze nicht wegen ihrer Arbeitsleistung inne, sondern, so wird behauptet, weil sie billiger als Maschinenlösungen seien. Sie arbeiten in dem mehr oder weniger deutlichen Bewußtsein, daß ihre Tätigkeiten im Prinzip überflüssig sind. Eine Sinnerfüllung und Selbstverwirklichung ist auf dieser Grundlage nicht mehr möglich, weil das Wissen um die Substituierbarkeit die Arbeitsleistung entwertet. Damit zerstören wir ein für unseren wirtschaftlichen Erfolg entscheidendes Moment: die Leistungsbereitschaft. Diese müssen wir aber fördern und schützen, wenn wir langfristig Autonomiechancen durch Leistung hervorbringen und nutzen wollen. Dazu bedarf es einer erfolgreichen Wirtschaft und vor allem: eines Innovations- und Leistungsgeistes.

Gerade deswegen müssen wir uns fragen: Was wollen wir langfristig? Wollen wir die Chancen der Technologie nutzen und Lebenszeit zurückgewinnen, die wir nicht mehr in Erwerbsarbeit stecken müssen – ein Privileg, das wir heute im Vergleich zu Generationen vor uns haben. Dann müssen wir eine Lösung dafür finden, wie wir ein Einkommen erhalten können, das ein reguläres ist – also keine Sonderleistung, sondern eine Normalität.

Ein bedingungsloses Grundeinkommen (BGE) für alle Bürger

Freiheit und Verantwortung

Ein bedingungsloses Grundeinkommen für alle Bürger von der Wiege bis zur Bahre wird ohne Bedürftigkeitsprüfung jedem Bürger gewährt, Erwachsenen wie Kindern gleichermaßen. 

Jeder Bürger erhält dieses Grundeinkommen unabhängig davon, ob er darüber hinaus noch ein Erwerbseinkommen oder sonstige Einkommen z.B. aus Kapitalvermögen, Immobilienbesitz, Erbvermögen usw. bezieht.

Je höher das bedingungslose Grundeinkommen ist, desto mehr fördert es die Freiheit, Verantwortung im Gemeinwesen zu übernehmen, ohne sich um das eigene Auskommen sorgen zu müssen – es sollte deswegen so hoch als möglich sein.

Ein bedingungsloses Grundeinkommen für alle Staatsbürger schlägt einen ganz anderen Weg ein, als die bislang bestehenden Sicherungssysteme und auch als die bislang diskutierten Modelle einer bedarfsorientierten bzw. garantierten Grundsicherung oder einer Negativen Einkommensteuer.

Das bedingungslose Grundeinkommen ist kein Ersatzeinkommen, wie die Arbeitslosen- und Sozialhilfe oder auch das Arbeitslosengeld. Es würde alle bisherigen Transferleistungen ersetzen  und steht auf einer anderen Legitimationsgrundlage: es ist ein Bürger-Einkommen – es steht jedem Bürger zu, ohne Beiträge gezahlt zu haben oder bedürftig zu sein.

Ersatzeinkommen, deren Gewährung an die Erfüllung des Erwerbsmodells gebunden sind, erzeugen eine normative Kraft, die dem Bürger sagt: nur wer arbeitet, leistet einen Beitrag zum Gemeinwohl. Deswegen stehen diese Einkommen gegenwärtig auch nur dem zu, der nicht in der Lage ist, sich finanziell selbst zu versorgen. Ein solches Einkommen ist also ein Einkommen für Ausnahmen. Solange Sozialleistungen diesen Status behalten, gilt Erwerbsarbeit als normative Verpflichtung, der zufolge jeder danach streben soll, nach eigenen Möglichkeiten ein Einkommen zu erwerben.

Wer ein Ersatzeinkommen bezieht, erfährt eine Stigmatisierung, ganz gleich, ob er das will oder nicht.

Ein bedingungsloses Grundeinkommen demgegenüber stärkt die Autonomie und Integrität der Bürger, denn jeder Bürger wird als Bürger anerkannt. Es gibt keine Bürger zweiter Klasse.

Ein bedingungsloses Grundeinkommen läßt sich als eine Art Wertschöpfungsdividende betrachten. Die wirtschaftliche Wertschöpfung erfolgt ja auf der Grundlage der Leistung vorangehender Generationen, insbesondere auf der Basis der von der Allgemeinheit erzeugten Kulturleistungen und über technologischen Wissens. Weil diese Grundlage durch das Leben und die Arbeit vieler Generationen hervorgebracht wurde, ist sie Eigentum aller. Jeder Bürger unseres Gemeinwesens kann sich gleichermaßen als Erbe dieser Leistung begreifen.

Ein bedingungsloses Grundeinkommen wird vielfältige Auswirkungen haben und uns Chancen eröffnen, die wir heute noch kaum erahnen. Auf jeden Fall drückt sich in ihm eine grundlegende Anerkennung der Bürger aus, womit Freiheit und Bereitschaft aller gestärkt wird, Verantwortung in unserem Gemeinwesen zu übernehmen.

Stärkung der Familie

Ein bedingungsloses Grundeinkommen stärkt die Familie. Sie sieht sich heute nicht selten vor die Frage gestellt: entweder erhebliche Einkommenseinbußen in Kauf zu nehmen, damit sie für ihre Kinder sorgen kann, oder ihre Kinder verhältnismäßig früh in die Obhut von Betreuungseinrichtungen zu geben.

Wir wissen aber nicht, und darüber können Expertenaussagen nicht hinwegtäuschen, welche Auswirkungen dies auf unsere Kinder hat. Je früher sie in Einrichtungen gegeben werden, desto größer sind wahrscheinlich die Folgen. Denn keine emotionale Bindung ist stärker als die der Eltern zu ihren Kindern. Sie ist es, die die Eltern sich stets um ihre Kinder sorgen läßt; sie ist es, die Unwägbarkeiten und Offenheiten des Erziehens durchzustehen ermöglicht. Sie ist es, die Eltern permanent darauf aufmerksam sein läßt, was für ihre Kinder das Beste sein könnte.

Eltern, die selbst diese Zuwendung und Fürsorge in ihrer eigenen Kindheit erfahren haben, werden sie ihren Kinder selbstverständlich zuteil werden lassen. Die Popularität von Kinderkrippen und Ganztagsbetreuungseinrichtungen kann nicht darüber hinwegtäuschen, daß die Bindung an die Kinder dort nicht in derselben Intensität besteht. Gerade in den frühen Jahren aber ist sie besonders wichtig.

Unsere gegenwärtige Ausrichtung an beruflichem Erfolg, an dem Mütter wie Väter sich orientieren sollen, führt zu einer Vernachlässigung unserer Kinder. Der berufliche Erfolg ist so wichtig geworden, daß wir bereit sind, Kinder schon früh der familialen Geborgenheit, diesem Schutzraum, zu entwöhnen.

Statt einer weiteren Verstärkung der Erwerbsorientierung, wie sie gegenwärtig alle großen Parteien vertreten, sollten wir es den Eltern überlassen, wie sie sich zu dieser Frage stellen. Ein bedingungsloses Grundeinkommen ermöglicht es ihnen, sich der Erziehung und Fürsorge ihrer Kinder zu widmen, ohne sich um die Existenzsicherung der Familie zu sorgen. Beide Eltern könnten gleichermaßen sich Zeit nehmen, hätten die Chance, für ihre Kinder da zu sein. Für die Mütter würde dies eine große Entlastung bedeuten, wenn auch Väter mehr zuhause wären als heute. Für die Familie insgesamt wäre die Anwesenheit der Väter wünschenswert.

Wenn Kinder, wie es so häufig heißt, unsere Zukunft sind, dann wird es höchste Zeit, daß wir Bedingungen schaffen, unter denen die Chance eines gelingenden Aufwachsens größer ist als heute.

Ein weiterer für das Erwachsenwerden der Kinder interessanter Aspekt des bedingungslosen Grundeinkommens ist die Unabhängigkeit, die es den Jugendlichen ermöglicht. Gerade manche in der Adoleszenz drastischen Konflikte im Zuge der Ablösung vom Elternhaus würden wahrscheinlich ein wenig anders verlaufen, wenn der Jugendliche über eine eigene Einkommensquelle verfügte. Er müßte früher schon Verantwortung dafür übernehmen, wie er mit diesem Einkommen verfährt, wozu er es nutzt.
Innovation und Muße

Ein bedingungsloses Grundeinkommen stärkt den Geist der Neuerung. Es verschafft eine finanzielle Absicherung, die Müßiggang erlaubt und fördert. Er ist die Voraussetzung für die Entstehung von Neuem, dem Entwickeln von Ideen und der Beschäftigung mit Dingen um ihrer selbst willen. Es verwundert nicht, wenn heute Untersuchungen zeigen, daß ein deutlicher Zusammenhang besteht zwischen der sozialen Sicherheit, die eine Gemeinschaft gewährt, und der Innovativität und wirtschaftlichen Leistung, die sie vollbringt.

Innovative Ideen können also frei entwickelt werden, Existenzsorgen müßte niemand haben. Das Entwickeln von Ideen wäre nicht von der Marktgängigkeit abhängig. Das bedingungslose Grundeinkommen würde es erlauben, die Zeit zu überbrücken, bis eine Idee aufgenommen wird oder auch in Form eines Produktes am Markt Absatz findet. Gerade heute gerät uns die Abhängigkeit von Absatzchancen in der Entwicklung von Ideen zu einem großen Nachteil, und zwar nicht nur in der Wirtschaft. Der Ruf nach Verwertbarkeit oder praktischer Nutzbarkeit lähmt die Bereitschaft, das Unbekannte zu erkunden. Sie lähmt die Bereitschaft, sich auf Ungewisses einzulassen – das Neue aber ist immer unbekannt und natürlich ungewiß, seine Erkundung müssen wir fördern.

Ein bedingungsloses Grundeinkommen würde die Freiheit zur Muße gewährleisten und vor allem: das müßige Ideenentwickeln würde in seiner Bedeutung für die politische Gemeinschaft anerkannt und nicht mehr mit dem Makel der „Spinnerei“ verbunden. Muße würde zur Selbstverständlichkeit. Innovativität bzw. Kreativität wären der Maßstab, an dem jede Tätigkeit, auch jede Erwerbstätigkeit, sich messen lassen müßte.

Muße, um hier ein mögliches Mißverständnis auszuräumen, hat zu seiner Voraussetzung kein Bildungszertifikat. Sie ist nicht etwas, zu dem man einen Zugang zu erwerben hat. Erfahrung aus Muße beginnt schon dort, wo Kinder neugierig die Natur beobachten, wo sie beobachten, wie sich Insekten fortbewegen. Sie erkunden dies um ihrer selbst willen, um zu verstehen, was dort vor sich geht.
Neugierde und Erfahrung

Neugierde und Naivität müssen gefördert werden, sie sind es, die Erfahrung eröffnen. Von den Chancen, als Kind und Jugendlicher Neugierde zu entfalten, hängt es ab, wie sehr man als Erwachsener bereit ist, sich dem Unbekannten zu überlassen, um es zu erforschen. Schon im Kindergarten und in der Schule sollte dies also zum Prinzip werden. Auch dort muß Freiheit zu Erfahrung durch Vertrauen zur Maxime werden.

Vertrauen in Neugierde und in die Verantwortung der Eltern erlauben eine solche Freiheit. Sie werden leicht einwerfen können, daß Eltern heute ihrer Verantwortung nicht mehr entsprechen, Kinder sich für alles, nur nicht für die Schule interessieren. Welchen Anteil daran tragen Ordnungen, die wir uns geschaffen haben? Fördern die Bildungseinrichtungen Neugierde, sind sie darauf gegründet? Und werden die Eltern nicht allzu oft bevormundet oder wird ihnen nicht gar mißtraut? Können wir die Verweigerung von Schülern, mitzuarbeiten, nicht ebenso gut als Protest dagegen verstehen, daß sie nicht ernstgenommen werden?

Dies müssen wir bedenken, wollen wir nicht vorschnell Schlüsse darauf ziehen, woher manche unsere Probleme heute rühren.

Damit Neugierde gefördert wird, müssen wir die Voraussetzungen dafür schaffen und das bedingungslose Grundeinkommen ist ein einfacher Weg, um dies zu erreichen. Neuerungen entstehen dort, wo Verwertung nicht der erste Zweck ist, sondern das freie Erkunden des Unbekannten.
Leistung und Anerkennung

Ein bedingungsloses Grundeinkommen eröffnet die Möglichkeit, statt einer Erwerbsarbeit einer Tätigkeit außerhalb des Erwerbsfeldes nachzugehen. Ein permanentes Bemühen darum, eine Erwerbstätigkeit wieder aufzunehmen, ist auf der Basis eines ausreichenden Grundeinkommens weder finanziell notwendig noch normativ geboten.

Damit unterscheidet es sich auch radikal von dem Vorhaben einer allgemeinen Arbeitszeitverkürzung unter Beibehaltung der Erwerbsverpflichtung: Sie vergibt die Chance auf einen Freiheitsgewinn. Gemäß der Arbeitsumverteilung muß jeder Bürger bemüht sein, in den Arbeitsmarkt zurückzukehren. Dies kann nur derjenige für notwendig halten, der der Auffassung ist, es könne kein erfülltes Leben ohne Erwerbsarbeit geben.

Während die allgemeine Arbeitsumverteilung also am normativen Gebot der Erwerbsarbeit für alle festhält, befreit das bedingungslose Grundeinkommen von ihr. Nur es eröffnet eine radikale Entscheidungsmöglichkeit. Dieser Freiheit entspricht eine Verantwortungszumutung: Ganz gleich, wofür man sich entscheidet, es muß eine vernünftige Antwort auf die Chance der Freiheit darstellen. Der Entscheidung der Gemeinschaft, die Freiheit der Bürger zu stärken, korrespondiert eine Verpflichtung dazu, die Freiheitschancen sinnvoll zu nutzen. Aber es wird nicht vorgeschrieben, worin das Sinnvolle besteht. Zum Gemeinwohl trägt der Einzelne dann bei, wenn er die Freiheit ergreift und sie vernünftig nutzt.

Wem das bedingungslose Grundeinkommen, das natürlich nur ein Grund-Einkommen ist, nicht ausreicht, der muss sich für den auch dann noch bestehenden Arbeitsmarkt qualifizieren. Er muss bereit sein, sich in den Dienst einer Sache zu stellen und an Problemlösungen mitzuarbeiten. Dadurch werden die Anforderungen an Arbeitskräfte weiter zunehmen. Standardisierbare und standardisierte Tätigkeiten werden fortschreitend durch Maschinen ersetzt werden. 

Hieran ist leicht zu ersehen, wie sich ein bedingungsloses Grundeinkommen auf den Arbeitsmarkt durchweg positiv auswirkt. Qualifizierung – und damit: Leistungsbereitschaft – wird anerkannt und aufgewertet. In einem solchen Arbeitsmarkt werden nicht die Senkung von Lohnkosten, Minderqualifizierung und Arbeit um jeden Preis belohnt. Statt dessen werden Aufgeschlossenheit für Neues, freiwilliges Engagement für eine Sache und Leistung prämiert. Ein Wettbewerb um sachhaltige Qualifikation wird befördert und dadurch die Entstehung des Neuem zum Zweck der Arbeit.

Unternehmen müssen viel mehr als heute um leistungsbereite Mitarbeiter werben. Sie müssen ihnen gute Arbeitsbedingungen bieten, damit ihre Leistungsbereitschaft sich entfaltet, ja, sie überhaupt einen Arbeitsplatz annehmen. Arbeitnehmer, die sich unter Wert verkaufen, müssten jedem Unternehmen verdächtig sein. Ein Unternehmen, das Mitarbeiter gegeneinander ausspielt, wird sie angesichts eines bedingungslosen Grundeinkommens bald verlieren.

Ein bedingungsloses Grundeinkommen fördert also sowohl die Entwicklung als auch die Nutzung technologischer Problemlösungen. Es fördert aber auch das Engagement für die politische Gemeinschaft und die Familie. Alle drei Bewährungsfelder werden einander gleichgestellt und treten nicht mehr wie heute hinter der Erwerbsarbeit zurück. Weitere Automatisierung wird dadurch ermöglicht und der unnötige Einsatz menschlicher Arbeitskraft in bestimmten Bereichen der Wertschöpfung verhindert. Die Bürger werden in ihrer Bereitschaft, sich für die Gemeinschaft einzusetzen, anerkannt – ihrer Gemeinwohlbindung wird vertraut.
Stärkung der Wirtschaft

Ein bedingungsloses Grundeinkommen stärkt die Wirtschaft, weil unproduktive Industrien und Wirtschaftszweige nicht aus politischen Überlegungen der Sozialverträglichkeit aufrechterhalten werden müssen. Subventionen, die heute in Wirtschaftsbereiche investiert werden, um sie künstlich marktfähig zu halten, stünden für andere Aufgaben zur Verfügung.

Wertschöpfung durch Leistung wäre wieder der Maßstab, an dem jedwede Tätigkeit sich messen muß.

Wir würden uns damit endlich von der Illusion befreien, subventionierte Erwerbsarbeit könnte überhaupt eine Anerkennung, eine Sinnstiftung, gewähren. Jeder, der heute schon einer solchen, automatisierbaren Arbeit nachgeht, erfährt täglich, dass er nur aus Kosten- nicht aber aus Leistungsgründen angestellt ist.

Was verbirgt sich nun hinter der Vorstellung, auch eine solche Arbeit könne sinnerfüllend sein? Worin drückt sich Arbeitsleistung aus, wenn sie nicht mehr an Erzeugnissen gemessen wird? Offenbar darin, daß überhaupt gearbeitet wird. Erheben wir dies zum Maßstab, werten wir Arbeit in eine Disziplinierungs- und Beschäftigungsmaßnahme um. Für notwendig kann dies nur erachtet werden, wenn davon ausgegangen wird, der Einzelne sei nicht selbst in der Lage ist, seine Zeit sinnvoll zu nutzen.

Will man eine solche Politik der Vergötterung von Arbeit, muß man Arbeit umverteilen. Will man statt dessen die Freiheit ergreifen, die sich uns bietet, bedarf es eines bedingungslosen Grundeinkommens.

Automatisierung wäre dann erwünscht, wenn es unternehmerisch sinnvoll ist. Entlassene Mitarbeiter wären mindestens durch das bedingungslose Grundeinkommen abgesichert. Darüber hinaus könnte es eine Abfindungsregelung geben, die der Arbeitnehmer mit dem Unternehmen aushandelt. Auch für Unternehmen – und dies wird aus ideologischen Gründen häufig in Abrede gestellt – ist das Entlassen von Mitarbeitern eine schwierige Entscheidung. Unternehmen geraten, wenn sie Mitarbeiter entlassen wollen, gegenwärtig in einen Konflikt: Auf der einen Seite sollen sie innovativ sein und Ressourcen schonen. Dies geschieht auch durch die Nutzung von Technologie. Auf der anderen Seite sollen sie, dem politischen Konsens folgend, Arbeitsplätze schaffen, auch wenn sie diese nicht benötigen. Entscheiden sie sich für ersteres, werden sie kritisiert; entscheiden sie sich für die zweite Option, müssen wir sie auch kritisieren. Denn zu ihren Aufgaben gehört es, technologische Problemlösungen in vollem Umfang einzusetzen. Wo Unternehmen darauf verzichten, verzichten wir darauf Lebenszeit zurück zu gewinnen. Technologienutzung ermöglicht eine Befreiung von repetitiver und stupider Arbeit. Jede der genannten Entscheidungen zeitigt heute unerwünschte Folgen. Aus diesem Dilemma können wir nur hinausgelangen, wenn Automatisierung erstrebenswert wird, ein gewünschtes Ziel, und Einkommen nicht mehr über Erwerbsarbeit erzielt werden muß.

Da das bedingungslose Grundeinkommen eine Entscheidungsoption schafft, würde Erwerbsarbeit aus freiem Entschluß geleistet. Freiwilligkeit ist die Grundlage besonderer Leistungsbereitschaft. Wer sich also trotz eines Grundeinkommens dafür entscheidet, einer Erwerbsarbeit nachzugehen, wird dazu besonders motiviert sein. Die Wirtschaft könnte auf leistungsbereite Mitarbeiter setzen und damit die Entstehung von Neuerungen befördern. Allerdings wären diese Mitarbeiter auch besonders autonom. Unternehmen müssen gute Arbeitsbedingungen bieten, um diese Mitarbeiter an sich zu binden, sie langfristig zu halten. Was heute mindestens für die sogenannten „High Potentials“ schon gilt, würde zukünftig für alle Mitarbeiter gelten.

Ein bedingungsloses Grundeinkommen eröffnet diese Freiwilligkeit, die eine Voraussetzung für Innovativität und die Bereitschaft, sich in den Dienst eines überindividuellen Zwecks zu stellen, ist. Damit werden Potentiale der Wertschöpfung nutzbar, die heute schlummern.

Abbau von Bürokratie und hemmender Kontrolle

Ein bedingungsloses Grundeinkommen ermöglicht einen umfassenden Abbau von Bürokratie in allen Bereichen, auch in den Sozialsystemen. Denn heute noch durchgeführte Kontrollen und Bevormundungen sind nicht mehr notwendig: Ein bedingungsloses Grundeinkommen wird nicht kontrolliert. Weder das Sozial- noch das Arbeitsamt würden in seiner gegenwärtigen Form bestehen bleiben.

Wir müssen darauf vertrauen, daß die Bürger schon wissen oder herausfinden werden, wie sie die Chancen eines bedingungslosen Grundeinkommens am Vernünftigsten nutzen. Wir benötigen keine Volkspädagogen, die uns an der Hand nehmen, sondern Politiker, die Entscheidungen für einen Zugewinn an Freiheit treffen. Anerkennung der Bürger statt Bevormundung ist unser Ziel. Freiheitsgewinn und Verantwortungszumutung sind mit dem bedingungslosen Grundeinkommen verbunden.

Wollen wir eine langfristige Lösung gegenwärtiger Probleme erreichen und die Chance auf einen Zugewinn an Freiheit nutzen, dann, so sind wir überzeugt, müssen wir ein bedingungsloses Grundeinkommen einführen.
Steuern und Besteuerung

Ein bedingungsloses Grundeinkommen sollte mit der Umgestaltung unseres Steuerwesens und auch der Besteuerungsprinzipien einhergehen. Vergleichbar radikal und einfach wie das bedingungslose Grundeinkommen in all seinen Momenten ist der Vorschlag von Götz Werner und Benediktus Hardorp, von der Ertragsbesteuerung (Einkommen und Gewinne) vollständig Abschied zu nehmen (siehe http://www.iep.uni-karlsruhe.de/seite_469.php). Sie plädieren für die Umstellung auf eine Verbrauchssteuer (Konsumsteuer), die im Inland erhoben würde. Nicht der nominale Geldbesitz würde dabei besteuert, sondern seine Nutzung. Denn für unser Gemeinwesen ist nicht entscheidend, daß ein Bürger erhebliche Geldwerte besitzt, entscheidend ist, wozu er sie einsetzt.

Eine solche Besteuerung prämierte Ressourcenschonung, denn hoher Verbrauch von Ressourcen ginge mit hohen Kosten durch Besteuerung einher. Dies würde schon bei der Erzeugung von Gütern, für die Ressourcen aufgewendet werden müssen, greifen. Denn schonende Ressourcennutzung würde hier zu Kostenreduzierung führen. Investitionen und Konsum würden nicht mehr gleichbehandelt. Nicht mehr Beiträge zur Wertschöpfung, also Investitionen, produktive Erwerbsarbeit, unternehmerische Innovationen, würden durch Besteuerung belastet, sondern der Konsum: Nicht die Schaffung von Werten würde besteuert, sondern ihr Verzehr.

Die Umstellung auf eine Konsumsteuer und die Abschaffung anderer Steuerabschöpfungen hätte vielfache Konsequenzen. Der Wertschöpfungsprozeß erführe eine enorme Entlastung im Vergleich zu heute. Ökonomisch führte die Konsumsteuer zu einer Entlastung des Exports und zu einer Belastung des Imports. Importwaren würden durch die Konsumsteuer genauso besteuert wie im Land erzeugte Güter. Der inländische Wertschöpfungsprozeß würde damit gegenüber dem ausländischen Wertschöpfungsprozeß nicht mehr so benachteiligt sein wie heute.

In Verbindung mit einem bedingungslosen Grundeinkommen führte die Konsumbesteuerung zu einer radikalen Reduktion der sogenannten Lohnnebenkosten, denn das Grundeinkommen ersetzte gegenwärtige Transferleistungen vollständig. Das Grundeinkommen würde nicht über Sozialversicherungsbeiträge finanziert, sondern über die Konsumsteuer. Dies entlastete die Arbeitskosten der Unternehmen. Den Wertschöpfungsprozeß befreiten wird dadurch von einer erheblichen Belastung, die er heute zu tragen hat. Administrativ ermöglichte eine Konsumbesteuerung eine enorme Vereinfachung und den Abbau von Bürokratie. Auch die Mittel, die durch solche Einsparungen entstehen, stünden der Finanzierung des Grundeinkommens und anderer staatlicher Aufgaben zur Verfügung.

Um unterschiedliche Gütergruppen und Dienstleistungen unterschiedlich zu besteuern, bedürfte es einer Staffelung der Konsumsteuer nach Güter- bzw. Dienstgruppen. Solche Güter, die dem täglichen Bedarf dienen, sollten niedriger besteuert werden als Luxusgüter. Auch hier gälte das Prinzip: wer mehr konsumiert, zahlt mehr.

Die Umstellung unseres Steuerwesens auf eine Konsumbesteuerung folgt dem Prinzip, das auch dem bedingungslosen Grundeinkommen zugrunde liegt: Engagement für das Gemeinwesen und Bereitschaft zu innovativer Leistung zu ermutigen und zu stärken. Nur eine solche Politik stärkt langfristig unser Gemeinwesen.
Finanzierung

Einer der häufigsten, beinahe reflexartig vorgebrachten Einwände zielt auf die Frage, wie das denn alles zu finanzieren wäre. Wer soll das bedingungslose Grundeinkommen bezahlen angesichts der leeren Kassen und der vermeintlich notwendigen Sparmaßnahmen?

Die erste Entgegnung, die an dieser Stelle notwendig ist, bezieht sich auf einen simplen Umstand. Wollen wir überhaupt ein bedingungsloses Grundeinkommen? Diese Frage ist politisch zu entscheiden, ebenso wie die Höhe, in der es liegen sollte. Bevor wir nicht wissen, was wir wollen, wie das bedingungslose Grundeinkommen genau aussehen wird, können wir über Kosten gar nicht reden. Der Berechnung muß also eine Entscheidung vorausgehen.

Wir können dies aber auch aus weiteren Gründen nur in Gestalt von Vermutungen. Wollten wir die Finanzierungsfrage beantworten, müßten uns ausreichende Informationen über die tatsächliche Wertschöpfungsleistung in Deutschland in der Zukunft vorliegen. Diese können wir nicht vorhersagen, weil wir nicht wissen, wie sich das Grundeinkommen tatsächlich auswirken wird. Wir wissen heute nicht, über welche Werte wir in der Zukunft verfügen werden. Wer also einwendet, das bedingungslose Grundeinkommen sei zukünftig nicht finanzierbar, setzt stillschweigend voraus, wir seien in der Lage, über unsere Zukunft etwas prognostizieren zu können. Hellseherische Fähigkeiten besitzen wir nicht.

Wie sieht es nun aus, wenn wir Behelfszahlen zur Berechnung gegenwärtiger Wertschöpfung heranziehen, die das Statistische Bundesamt zur Verfügung stellt?

Diese Zahlen geben zum einen immer nur vergangene Werte wieder. Sie sagen uns also nichts über die Gegenwart und schon gar nicht über die Zukunft. Zum anderen stellen sie ein Artefakt dar. In diesen Zahlen kommt nur zum Ausdruck, was auch gemessen worden ist. Darüber hinaus entsprechen die Zahlenwerte gegenwärtigen Preisrelationen. Die Veränderungen im Preisgefüge und der Kaufkraft können wir nicht vorher sagen. Preise richten sich ja auch nach der Wertschätzung eines Gutes. Güter können unter veränderten Lebensbedingungen schnell an Bedeutung und damit an Wert verlieren, Gütermärkte sich im Gefolge davon wandeln.

Ein weiterer nur zu vermutender, aber nicht vorsagbarer Wandel ist nicht berechenbar, und zwar die sich wandelnde Wertschätzung und Honorierung bestimmter Berufe. Solche Berufe, wie z.B. im Bereich der Pflege, die heute eher als schlecht bezahlt, aber unerläßlich und fordernd gelten, würden wahrscheinlich eine größere Wertschätzung, damit auch eine bessere Honorierung erfahren.

Zu guter Letzt wird in den statistischen Erhebungen nicht erfaßt, welche Finanzmittel dadurch frei werden, daß demotivierende Effekte gegenwärtiger Regelungen mit einem Grundeinkommen beseitigt würden. Auch wissen wir wenig bis gar nichts über das nicht genutzte Automatisierungspotential.

All diese Unwägbarkeiten sind zu beachten, wenn die Frage nach der Finanzierung erhoben wird. Entscheiden wir uns für ein bedingungsloses Grundeinkommen, dann wären auf der Grundlage dieser Überlegungen von Experten die Frage zu beantworten, in welcher Höhe ein bedingungsloses Grundeinkommen möglicherweise finanziert werden kann. Dabei besteht die Schwierigkeit nicht zuletzt darin, eine seriöse Finanzierungsrechnung vorzulegen, die immer den status quo nicht aber die Zukunft zugrunde legt. Nicht berechnen, nur vermuten können wir, welche langfristigen Veränderungen in allen Bereichen unseres Lebens durch die Einführung eines bedingungslosen Grundeinkommens sich vollziehen werden.

Entscheidend bleibt endlich die Frage für die Gegenwart und sie ist nicht finanztechnisch zu beantworten: Was wollen wir, welchen Weg wollen wir in Zukunft gehen? Ein bedingungsloses Grundeinkommen bietet eine langfristige Lösung mit Chancen für unsere politische Gemeinschaft; wir könnten damit in der gegenwärtigen Krise einen neuen Weg beschreiten.

Literatur und Internet-Links

· Initiative „Freiheit statt Vollbeschäftigung“: www.Freiheit-statt-Vollbeschäftigung.de
Zur Person: Sascha Liebermann

Sascha Liebermann ist wissenschaftlicher Assistent an der Uni Bochum und Mitbegründer der Initiative „Freiheit statt Vollbeschäftigung“.

· Studium: Sascha Liebermann studierte Philosophie, Soziologie und Psychoanalyse in Frankfurt am Main. Er promovierte mit “Die Krise der Arbeitsgesellschaft im Bewußtsein deutscher Unternehmensführer. Eine Deutungsmusteranalyse”

· Beruflicher Werdegang: Sascha Liebermann ist wissenschaftlicher Assistent an der Fakultät für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften, Universität Dortmund


Umwelt muss wieder links werden(
(von Oliver Moldenhauer)
In den letzten Jahren haben globalisierungskritische und anti-neoliberale Bewegung einen entscheidenden Bedeutungszuwachs erzielt. Bisher haben Umweltthemen allerdings in diesen Bewegungen nicht die ihnen zustehende Bedeutung. Um so wichtiger ist es, dass sich die Umweltbewegung Gedanken darüber macht, woran das liegt und wie sie darauf reagieren kann.

Aus der Sicht vieler AktivistInnen in der globalisierungskritischen Bewegung hat die Umweltbewegung keineswegs ein positives Image: Mit ihr wird Technokratie, Anpassung, Etablierung, mangelnde Radikalität und ein fehlendes Gespür für soziale Gerechtigkeit assoziiert. Die Umweltbewegung scheint heute nicht mehr geprägt von langhaarigen Protestlern vor Bauzäunen und in Schlauchbooten, sondern durch seriöse WissenschaftlerInnen, Ministerialbürokraten und hauptberufliche Politprofis in etablierten Verbänden, die mit ihrem BAT-Gehalt bei Manufaktum einkaufen und Hartz IV nur aus den Medien kennen.

Es hat wenig Sinn, darüber zu lamentieren, dass dieses Bild teilweise falsch, ungerecht und im Falle der sozialen Gerechtigkeit zumindest massiv überzogen ist. Vielmehr geht es darum, was die Umweltbewegung dafür tun kann, dass sich dieses Bild ändert und damit die Umweltthemen in der globalisierungskritischen Bewegung größeres Gewicht erlangen können.

Was die Umweltbewegung tun muss

Ich sehe hier derzeit drei zentrale Herausforderungen für die Umweltbewegung:

1. Der Umgang damit, dass zentrale Begrifflichkeiten der Umweltbewegung durch den Wortschatz des Neoliberalismus diskreditiert worden sind

2. Die Verzahnung verschiedener Gerechtigkeiten, etwa zwischen Nord und Süd, Generationen, Mensch und Natur, Mann und Frau 

3. Neue Taktiken und Methoden zur politischen Durchsetzung ökologischer Anliegen nach dem Ende von rot-grün.
1. Begriffe und Bedeutungen

Zentrale Begriffe der Umweltbewegung haben sich neoliberale Institutionen zu eigen gemacht. Oft sind es diese Begriffe, gegen die Globalisierungskritiker vehement zu Felde ziehen. So kann das selbe Wort für Umweltschützer und Globalisierungskritiker vollkommen unterschiedliche Bedeutungen besitzen.

Verzicht und Sparsamkeit werden heutzutage vor allem von Neoliberalen gepredigt. Gemeint sind bei ihnen allerdings immer die Ärmeren und die Allgemeinheit, so dass durch diese Art von Verzicht Ungerechtigkeiten immer weiter wachsen. Aus der Erkenntnis heraus, dass der neoliberale Verzicht meist unnötig und schädlich ist, entsteht eine Aversion gegen Verzicht und Einschränkung allgemein. So klingt die Forderung nach höheren Benzinpreisen oder nach selteneren Flügen ganz ähnlich wie die nach niedrigeren Löhnen und längeren Arbeitszeiten. Das gilt unabhängig davon, ob der konkrete Verzicht ein Akt der Solidarität mit der Umwelt und dem globalen Süden oder ein Akt der „Solidarität“ mit den Reichen und Mächtigen ist.

Marktwirtschaftliche Instrumente: Ein zentrales Problem der heutigen Gesellschaft ist die zunehmende Ökonomisierung aller Lebensbereiche - bei der Reduktion von Bildung auf Ausbildung für die Bedürfnisse des Arbeitsmarktes ebenso wie bei Einschränkungen im Gesundheitswesen. Aus dieser Perspektive kann man leicht zu dem Schluss kommen, die marktwirtschaftlichen Instrumente der Umweltpolitik wie Steuern oder Zertifikate seien ebenso ablehnungswürdig. Die hier notwendige Differenzierung, dass die von der Umweltbewegung geforderten marktwirtschaftlichen Instrumente gerade nicht der privaten Ausbeutung, sondern dem Erhalt der gemeinsamen Umwelt dienen können, ist schwer vermittelbar. Das liegt auch daran, dass die realen negativen Verteilungswirkungen der ökologischen Steuerreform und die dadurch ausgelösten (deutlich größeren) Ängste und Befürchtungen nicht hinreichend berücksichtigt wurden. Hier muss nachgearbeitet werden. Ein Konzept für eine ökologische Steuerreform kann nur dann in Umwelt- und Globalisierungsbewegung konsensfähig sein, wenn es die degressive Natur dieser Steuern vollständig ausgleicht.

Reformen und Modernisierung: Steuerreform, Rentenreform, Gesundheitsreform, Reformstau... - Alles Reformen der vergangenen Jahre, die im Sinne des neoliberalen Paradigmas angelegt sind. Ebenso wie der Begriff der Modernisierung ist Reform weitgehend neoliberal besetzt. Kein Wunder also, dass sich bei vielen AktivistInnen die Zehennägel kräuseln, wenn sie von ökologischer Steuerreform oder ökologischer Modernisierung hören.

Selbstverständlich werden diese Ansätze nicht allein dadurch falsch, dass sie in weiten Teilen der globalisierungskritischen Bewegung unpopulär sind. Aber die Umweltbewegung muss sich der Problematik bewusst sein und sich mehr Mühe geben, zu informieren und für ihre Konzepte zu werben. Vielleicht muss auch der eine oder andere Begriff auf den Prüfstand gestellt oder aufgegeben werden, weil er einfach zu negativ besetzt ist, so wie die Linke den Begriff des Sozialismus weitgehend verloren geben musste. Kandidaten für eine solche kritische Überprüfung wären Nachhaltigkeit oder Modernisierung.

2. Umweltbewegung

Es ist aus meiner Sicht sinnvoll, fünf Arten von Gerechtigkeit zu unterscheiden:

1. Gerechtigkeit zwischen Nord und Süd;
2. Zwischen heutigen und zukünftigen Generationen;
3. Zwischen Mensch und Natur;
4. Zwischen den Geschlechtern;
5. „soziale Gerechtigkeit“ – Also innerhalb Geschlechts, gleicher Nationalität und gleicher Generation.

Im Bundestagswahlkampf 2005 hat der Begriff der Gerechtigkeit erfreulicherweise u.a. durch die Vorarbeit von Attac eine massive Bedeutung erfahren, allerdings vor allem die „soziale Gerechtigkeit“, wie sie in Punkt 5 definiert ist.

Der Gerechtigkeitsbegriff der Umweltbewegung geht sehr viel weiter und schliesst die Interessen der zukünftigen Generationen und der Natur ebenso mit ein wie den globalen Süden. Dennoch wird „Gerechtigkeit“ eher mit Attac assoziiert als mit der Umweltbewegung. Das hat auch damit zu tun, dass die Umweltbewegung die soziale Gerechtigkeit im eigenen Lande nicht ernst genug genommen hat: No green peace without social peace.

Leider kommt sowohl bei der Umweltbewegung als auch beim größten Teil der anti-neoliberalen Bewegung die Geschlechtergerechtigkeit insgesamt zu kurz.

3. Neue Taktiken und Methoden

In den Jahren der rot-grünen Regierung waren die Umweltverbände auf einer Gratwanderung zwischen Regierungsnähe und öffentlichem Protest. Einerseits hatte Protest politische Kosten, wollte man doch nicht ausgerechnet diejenigen schwächen, die sich noch am ehesten für Ökologie einsetzen. Andererseits litt die Massen- Mobilisierungsfähigkeit der Umweltbewegung unter Rot-Grün generell, da die hohe Glaubwürdigkeit der Grünen und die fehlende Umweltpolitik auf Seiten der Opposition vielen potenziellen AktivistInnen das Gefühl gab, es werde doch schon einiges getan.

Mit einer großen Koalition, Sigmar Gabriel als Umweltminister und fünf Fraktionen im Parlament wird sich der Berliner Diskurs deutlich ändern. Das Bundesumweltministerium wird auch bei weniger kritischen Ökos kaum mehr als Umweltvorreiter gelten können. Ähnlich ist die Situation in den Bundesländern, wo es inzwischen keine einzige grüne Umweltministerin mehr gibt. Damit steigt für die Umweltbewegung wieder die Möglichkeit, außerparlamentarisch massenhaft zu mobilisieren: Eine wichtige Herausforderung, die auch die Chance bringt, Umwelt- und anti-neoliberale Bewegung einander näher zu bringen.

Verbindende Konzepte

Vor allem zwei Felder eignen sich für Umwelt-, globalisierungskritische und anti-neoliberale Bewegung, um gemeinsam an wirklich relevanten langfristigen Auseinandersetzungen zu arbeiten.

Konzernkritik

Die Enttäuschung vieler über die parlamentarische Politik lässt mehr und mehr Leute fragen, welche Kräfte eigentlich die herrschende neoliberale Wirtschaftspolitik so stark machen. Mit der zunehmenden Berichterstattung über die „Initiative neue soziale Marktwirtschaft“ und mit der Diskussion über Film und Buch „The Corporation“ wollen immer mehr Menschen wissen, welchen Einfluss große Konzerne auf Grundlinien unserer Politik haben. Und das mit gutem Grund, wenn man sich anschaut, wie weit diese direkt und indirekt Einfluß auf deutsche Gesetze, EURichtlinien und internationale Verträge nehmen. Dazu kommen Veränderungen etwa im Unternehmenssteuerrecht, die dem vorauseilenden Gehorsam der Politik geschuldet sind, der sich aus Angst vor Abwanderung der Steuerbasis ergibt. Außerdem ist der massive Einfluß großer Konzerne auf die Medien, sei es als Anzeigenkunden oder Eigentümer, nicht zu unterschätzen.

Jede noch so kleine Einschränkung oder zumindest Sichtbarmachung der Konzernmacht wäre ein wichtiger strategischer Erfolg, der die Durchsetzungschancen für Umwelt- und Sozialthemen deutlich verbessern kann. Für manche ist diese Herangehensweise allerdings schwierig, weil sie einen verschwörungstheoretischen oder auch linksradikalen Beiklang hat. „Zerschlagt die Konzerne“ stand in den 80er Jahren auf jedem zweiten linksradikalen Flugblatt im Schreibmaschinenlayout. Hier müssen wir daran arbeiten, passende Begriffe und Formulierungen zu finden.

Inhaltlich ist es wichtig, dass die Umweltverbände sich noch deutlicher von der Idee abgrenzen, dass die sogenannte Corporate Social Responsibility hier wirklich etwas ändern kann. Dann gibt es hier die Chance, ein ebenso wichtiges wie verbindendes Thema zu entwickeln. Ein interessanter neuer Akteur in diesem Themenbereich ist übrigens auch die Initiative LobbyControl.

Das Konzept der Allmenden bzw. Gemeingüter

Die Auseinandersetzungen um Umwelt, Privatisierung öffentlicher Infrastruktur und die Auseinandersetzung um die Freiheit zur Kooperation und zum freien Wissensaustausch haben eine wichtige gemeinsame Grundlage: Es geht jeweils darum, den Zugang auf ein Gut, das uns allen gehört, zu bewahren. Es geht damit um den Erhalt von Gemeineigentum oder Allmenden (engl. commons). Diese können ökologisch, wie die Atmosphäre oder die Meere, aber auch ökonomisch und sozial definiert sein, wie das soziale Kapital einer Gesellschaft oder eine funktionierende Infrastruktur. Immer wichtiger wird auch der freie Zugang zu Wissensgütern, das heißt die Verteidigung der Wissensallmende. Aber auch weniger bekannte Allmenden wie das elektromagnetische Spektrum (Radio, Handy, WLAN) und der erdnahe Orbit fallen darunter.

In jedem dieser Fälle gilt es, die Interessen der Allgemeinheit gegen private monetäre Interessen zu verteidigen, sei es bei der Zerstörung unserer gemeinsamen Umwelt, bei der Zerschlagung des Sozialstaates oder bei der ständig zunehmenden Privatisierung und Einschliessung von Wissen und Leben durch Patente und andere geistige Monopolrechte.
Fazit

Die beschriebenen Herausforderungen an die Umweltbewegung lassen sich nicht in diesem Beitrag lösen. Ich möchte dennoch versuchen, einige Vorschläge zu machen, wie die Anliegen der Umweltbewegung in der globalisierungskritischen Linken gestärkt werden können.

Mehr Emotionalität und Radikalität: Die heutige Umweltbewegung wird vielfach als technokratisch und kleinschrittig wahrgenommen. Letztlich sind ihre Anliegen aber ausgesprochen radikal und umfassend und können zentrale Werte und Emotionen ansprechen. Genau das muss wieder deutlich werden, um frische AktivistInnen zu gewinnen.

Grundsätzlichere (umwelt-)ökonomische Debatten: Angesichts fehlender Alternativen wenden sich viele linke AktivistInnen wieder vordringlich Marx und anderen Ökonomen zu, bei denen die Umwelt nur die Rolle eines nachrangigen Problems spielt. Dabei hat die Umweltbewegung Radikales, Visionäres und Intelligentes zu bieten, z.B. mit Konzepten der ökologischen Ökonomie.

Anknüpfen an die Gemeinsamkeiten mit der wiedererstarkenden Linken: Hier bieten sich (wie oben beschrieben) insbesondere die Konzernkritik und die Auseinandersetzung um die verschiedenen Allmenden an.

Abgrenzung vom neoliberalen Mainstream: So hilfreich es im Einzelfall sein mag: Eine Argumentation, die Ökologie ausschließlich mit Arbeitsplätzen, Modernität und Exportchancen begründet, führt zu einer Entfremdung zwischen „Anti-Neoliberalen“ und „Ökos“. Ökologie ist primär eine Frage der Gerechtigkeit und der Ethik, nicht der Mittelstandsförderung.

Abgrenzung von Umweltkonzepten zum Neoliberalismus: Die Nähe zu neoliberalen Konzepten hat manches zentrale Konzept der Umweltbewegung wie z.B. Sparsamkeit in Misskredit gebracht. Es ist wichtig, deutlich zu machen, wo die Unterschiede liegen, aber auch die inhaltliche Auseinandersetzung zwischen den Bewegungen zu suchen. Andernfalls besteht die Gefahr, dass sich unter den Linken die falsche kommunistische These des „unbegrenzten Wohlstands für alle“

wieder durchsetzt.

Radikale und attraktive Aktionsformen: Damit die Umweltbewegung tatsächlich wieder Bewegung sein kann, müssen unsere Aktionsformen über Pressemitteilungen, Studien und symbolische Profi-Aktionen hinausgehen.

Ein weiterer, zentraler Punkt ist die Überwindung kultureller Unterschiede. Der typische „Profi-Öko“ ab Mitte 30 mit akademischer Ausbildung ist von jungen GlobalisierungskritikerInnen, deren Weltbild ihm vereinfacht erscheinen mag, oft ebenso irritiert wie von MontagsdemonstrantInnen, langjährigen Gewerkschaftsfunktionären oder gar ehemaligen Sekretären von SED-Kreisleitungen. Doch für die Umweltbewegung ist es eine entscheidende Herausforderung, bei diesen linken Aktivisten jetzt die Ökologie als zentrales Gerechtigkeitsthema zu verankern. Meine Erfahrung sagt: Das ist oft anstrengend und manchmal frustrierend - aber ebenso lehrreich wie spannend und notwendig.


Zur Person: Oliver Moldenhauer

· Studium: Studium der theoretischen Physik in Oldenburg, Hamilton (Neuseeland), Boulder (Colorado, USA)
· Beruflicher Werdegang: 1996-2000 Mitarbeiter am Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung in einem interdisziplinären Projekt zur Erforschung des Globalen Umweltwandels. 2001-2003 Angestellter der Informationsstelle Lateinamerika im Rahmen eines EU-Projektes "Making Financial Markets work for development, Fortsetzung ab 2004 bei Share e.V. 1988-2002
· Politische Aktivitäten: Mitglied bei Bündnis 90/Die Grünen, ein Jahr auch im Landesvorstand Niedersachsen, Mitbegründer von attac, seitdem Mitglied im Koordinationskreis, Initiator der AG Welthandel und WTO

Bei Fragen zum Forum kann man sich an folgende Adresse wenden:

Rosa-Luxemburg-Forum Baden-Württemberg; c/o Alexander Schlager

Nürtinger Str. 31, 72074 Tübingen

E-Mail: post@rlf-bw.de
Tel.: 07071/942436; Fax.: 07121/371192

Weitere Informationen unter: www.rlf-bw.de

Veranstalter

· Umweltforum Heidelberg 
· Rosa-Luxemburg-Stiftung
· Rosa-Luxemburg-Forum Baden-Württemberg
· attac Campus Heidelberg
· WISSENtransfer
· Redaktion “Sozialismus”
Tagungsort

Johannesgemeinde, Lutherstr. 67, 

69120 Heidelberg
Anreise zur Tagung

ÖPNV

Ab Heidelberg Hbf irgendein(e) Bahn/Bus Richtung Bismarckplatz. Dort in Bus Nr. 12 Richtung Sportzentrum Nord wechseln und an der zweiten Station (Haltestelle Lutherstraße) aussteigen. Dort in Fahrtrichtung links einbiegen, das ist die Lutherstraße. Jetzt noch die Hausnummer 67 finden, dann sind Sie in der Johannesgemeinde.

Auto

A 5 bis Heidelberger Kreuz, dort auf A 656 wechseln, die in HD in die B37 übergeht. B37 bis an den Neckar hinunter folgen und diesen auf der ersten Brücke überqueren (Richtung Unikliniken). An der zweiten Ampel rechts in die Mönchhofstraße einbiegen, dieser ca. 1 km folgen und nach rechts in die Werderstraße einbiegen. Nun muss man zweimal links abbiegen und befindet sich in der Lutherstraße. Jetzt noch die Hausnummer 67 finden, dann sind Sie in der Johannesgemeinde.[image: image9.png]
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( Ausgearbeitete Version eines Vortrags in Quito, Ecuador, Februar 2004. Dieser Text ist folgender Internet-Seite entnommen: http://www.polwiss.fu-berlin.de/people/altvater/Aktuelles/Fossil.pdf


� Daher lehnte Augustinus Zinsen mit der Begründung ab, dass die Zeit von Gott gegeben sei und nicht gegen einen Preis gekauft werden könne. 


� Auch die zu verarbeitenden Rohstoffe stammen mehr und mehr aus den mineralischen Lagerstätten und nicht aus der „organischen“ Welt der Biosphäre. Auf die damit verbundenen Probleme kann hier jedoch nicht eingegangen werden.


� Manche Beobachter interpretieren bereits den Krieg gegen Jugoslawien als Maßnahme zur Komplettierung der neuen NATO-Zange, die von den baltischen Staaten im Norden über Polen, die tschechische Republik, Ungarn bis Griechenland und die Türkei reich. Russland wird auf diese Weise eingekreist und gleichzeitig entsteht eine rücke von Westeuropa zum Nahe und Mittleren Osten.


( Manuskript eines Vortrags beim Fachgespräch Emissionshandel bei der AGU (Arbeitsgemeinschaft für Umweltfragen), 28.11.01


( In der Schweiz wurde dieses Jahr eine CO2-Steuer auf Brennstoffe eingeführt - verknüpft mit einer Rückerstattung über den sogenannten Ökobonus. Für den „nationalen Alleingang“ ist es also mal wieder zu spät, aber wir können nun an Erfahrungen aus unserem Nachbarland anknüpfen. Nähere Informationen: � HYPERLINK "http://www.umwelt-schweiz.ch/buwal/de/medien/presse/artikel/20050622/01172/index.html" ��http://www.umwelt-schweiz.ch/buwal/de/medien/presse/artikel/20050622/01172/index.html�


( Der Artikel ist erschienen in: betrieb & gewerkschaft. Zeitung der AG Betrieb & Gewerkschaft der Linkspartei.PDS, Dezember 2005


( Der Artikel ist erschienen in:: betrieb & gewerkschaft. Zeitung der AG Betrieb & Gewerkschaft der Linkspartei.PDS, Dezember 2005


( Dieser Text ist ein Auszug aus: Martin Khor/Sunita Narain/Lori Wallach/Manfred Max-Neef u.a.: Konsum. Globalisierung Umwelt. Das Buch zum zweiten Kongress McPlanet.com; hrsg. von Marc Engelhardt und Markus Steigenberger, 192 Seiten, zahlreiche Fotos, EUR 12,80, VSA-Verlag, Hamburg 2005, Erscheinungsdatum Ende November 2005. Erhältlich im Buchhandel und unter www.attac.de
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		Arbeit		58.3		65.3		64.8

		Kapital		15		11.3		10.1

		Natur		10.1		7		8.6
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				100		100		100





Tabelle1

		0

		0

		0

		0



1970



Tabelle2

		0

		0

		0

		0



2004



Tabelle3

		



1970

2004

in Prozent

Verteilung der Steuer- und Abgabenlast auf Produktionsfaktoren



		



1970

1998

2004

in Prozent

Verteilung der Steuer- und Abgabenlast auf Produktionsfaktoren



		





		






